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(In Anwendung von Titel VI des Vertrags iiber die Europdische Union erlassene Rechtsakte)

RECHTSAKT DES RATES
vom 3. November 1998

iiber die Durchfiihrungsbestimmungen fiir die von Europol gefiihrten Arbeitsdateien zu
Analysezwecken

(1999/C 26/01)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf das Ubereinkommen aufgrund von Artikel
K.3 des Vertrags iiber die Europdische Union uber die
Errichtung eines europdischen Polizeiamtes (Europol-
Ubereinkommen) (1), insbesondere auf Artikel 10 Ab-
satz 1,

unter Beriicksichtigung des am 28. Januar 1981 vom
Europarat angenommenen Ubereinkommens zum Schutz
des Menschen bei der automatischen Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten,

unter Beriicksichtigung der Empfehlung R(87)15 des
Ministerkomitees des Europarates vom 17. September
1987 iuber die Nutzung personenbezogener Daten im
Polizeibereich,

aufgrund des vom Verwaltungsrat vorgelegten Entwurfs
von Bestimmungen,

in der Erwigung, daf§ der Rat die Durchfihrungsbestim-

mungen fir die Arbeitsdateien zu Analysezwecken ein-
stimmig zu erlassen hat —

HAT FOLGENDE BESTIMMUNGEN ERLASSEN:

KAPITEL I

ALLGEMEINE GRUNDSATZE

Artikel 1
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Durchfithrungsbestimmungen bezeichnet
der Ausdruck

a) ,personenbezogene Daten“ alle Informationen uber
eine bestimmte oder bestimmbare natiirliche Person;
als bestimmbar wird eine Person angesehen, die direkt
oder indirekt identifiziert werden kann, insbe-

(1) ABL C 316 vom 27.11.1995, S. 1.

sondere durch Zuordnung zu einer Kennummer oder
zu einem oder mehreren spezifischen Elementen, die
Ausdruck ihrer physischen, physiologischen, psychi-
schen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen
Identitit sind;

b) ,Arbeitsdatei zu Analysezwecken® eine Datei, die zu
Zwecken der Analyse gemidf Artikel 10 Absatz 1 des
Europol-Ubereinkommens errichtet wird;

¢) ,Analyse“ die Zusammenstellung, Verarbeitung oder
Nutzung von Daten zwecks Unterstiitzung der krimi-
nalpolizeilichen Ermittlung gemifs Artikel 10 Ab-
satz 2 des Europol-Ubereinkommens;

d) ,Verarbeitung personenbezogener Daten® (, Verarbei-
tung“) jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter
Verfahren ausgefiihrten Vorgang oder jede Vorgangs-
reihe im Zusammenhang mit personenbezogenen
Daten wie das Erheben, das Speichern, die Organisa-
tion, die Aufbewahrung, die Anpassung oder Verin-
derung, das Auslesen, das Abfragen, die Benutzung,
die Weitergabe durch Ubermittlung, Verbreitung oder
jede andere Form der Bereitstellung, die Kombination
oder die Verkniipfung sowie das Sperren, Loschen
oder Vernichten.

Artikel 2
Geltungsbereich

Die nachstehenden Durchfihrungsbestimmungen gelten
fiir die Verarbeitung von Daten zu Analysezwecken im
Sinne von Artikel 10 Absatz 1 des Europol-Ubereinkom-
mens.

Artikel 3
Zu Analysezwecken iibermittelte Daten

(1)  Daten konnen zur Aufnahme in eine Arbeitsdatei
zu Analysezwecken sowohl in strukturierter als auch in
nichtstrukturierter Form ibermittelt werden. Der Mit-
gliedstaat, der die Daten tibermittelt, unterrichtet Europol
uber den Zweck, zu dem die Daten tibermittelt werden,
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sowie uUber jegliche Beschrinkung hinsichtlich ihrer Ver-
wendung, Loschung oder Vernichtung einschlieflich
etwaiger allgemeiner oder besonderer Zugriffsbeschran-
kungen. Die Mitgliedstaaten koénnen Europol auch zu
einem spateren Zeitpunkt tiber derartige Beschrinkungen
unterrichten.

Europol hat sicherzustellen, daf$ Dritte, die solche Daten
ubermitteln, Europol tiber den Zweck, zu dem die Daten
Ubermittelt werden, und tber jegliche Beschrinkung ihrer
Verwendung unterrichten.

Nach Eingang der Daten wird so bald wie moglich
festgestellt, in welche Arbeitsdatei zu Analysezwecken
und in welchem Umfang die Daten aufgenommen werden
konnen.

(2)  Gemif Artikel 15 Absatz 1 des Europol-Uberein-
kommens unterliegen diese Daten unbeschadet der in
diesem Absatz festgelegten Verantwortung von Europol
fiir die Daten weiterhin der Verantwortung des Mitglied-
staats, der die Daten tuibermittelt hat, und dessen inner-
staatlichen Rechtsvorschriften, bis sie in eine Arbeitsdatei
zu Analysezwecken aufgenommen worden sind.

Europol ist dafiir verantwortlich, daf§ sichergestellt wird,
dafs nur der Mitgliedstaat, der die Daten iibermittelt hat,
oder ein nach Artikel 10 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 des
Europol-Ubereinkommens ordnungsgemif} befugter Ana-
lytiker von Europol Zugang zu diesen Daten erhilt, um
zu bestimmen, ob die Daten in eine Arbeitsdatei zu
Analysezwecken aufgenommen werden konnen.

Hat Europol nach Bewertung der Daten Grund zu der
Annahme, daf§ die ubermittelten Daten nicht richtig oder
nicht mehr aktuell sind, unterrichtet Europol den Mit-
gliedstaat, der die Daten ubermittelt hat.

(3)  Unbeschadet der in diesem Absatz festgelegten Ver-
antwortung von Europol fiir die Daten unterliegen Daten,
die nach der Bewertung nicht fiir die Aufnahme in eine
Arbeitsdatei zu Analysezwecken ausgewihlt wurden,
sowie Akten oder Dokumente mit Daten, die aufgenom-
men wurden, weiterhin gemafS Artikel 15 Absatz 1 des
Europol-Ubereinkommens der Verantwortung des Mit-
gliedstaates, der die Daten tbermittelt hat, sowie dessen
innerstaatlichen Rechtsvorschriften.

Europol ist dafiir verantwortlich, dafl sichergestellt ist,
daf$ diese Daten, Akten oder Dokumente getrennt von
der Arbeitsdatei zu Analysezwecken aufbewahrt werden
und daf§ nur der Mitgliedstaat, der die Daten iibermittelt
hat, oder ein nach Artikel 10 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1
des Europol-Ubereinkommens ordnungsgemifl befugter
Analytiker von Europol Zugang zu diesen Daten erhilt,
um

a) sie zu einem spiteren Zeitpunkt in eine Arbeitsdatei
zu Analysezwecken aufzunehmen,

b) zu priifen, ob die bereits in die Arbeitsdatei zu
Analysezwecken aufgenommenen Daten richtig und
relevant sind,

c) zu priifen, ob die in diesen Durchfithrungsbestimmun-
gen oder im Europol-Ubereinkommen enthaltenen
Anforderungen erfullt wurden.

Auf diese Daten kann auch mit Blick auf das schutzwiir-
dige Interesse des Betroffenen zugegriffen werden. In
diesem Fall konnen die Daten nur mit Zustimmung der
betroffenen Person verwendet werden.

Diese Daten, Akten und Dokumente sind dem Mitglied-
staat, der sie tibermittelt hat, zuriickzugeben, zu loschen
oder zu vernichten, wenn sie nicht mehr fiir die obenge-
nannten Zwecke bendtigt werden. Sie miissen in jedem
Fall geloscht oder vernichtet werden, nachdem eine
Arbeitsdatei zu Analysezwecken geschlossen wurde.

(4)  Waurden die in diesem Artikel genannten Daten von
Dritten ubermittelt, ist Europol dafir verantwortlich, dafd
sichergestellt wird, daf§ die in diesem Artikel festgelegten
Grundsitze gemifs den vom Rat nach Artikel 10 Absatz 4
des Europol-Ubereinkommens aufgestellten Regeln auf
diese Daten angewandt werden.

Artikel 4
Verarbeitung von Daten

(1)  Soweit dies zur Erreichung der Ziele nach Artikel 2
des Europol-Ubereinkommens erforderlich ist, diirfen die
in den Artikeln 5 und 6 aufgefithrten personenbezogenen
Daten von Europol verarbeitet werden, sofern sie ange-
messen, richtig, relevant und hinsichtlich des Zwecks der
Arbeitsdatei zu Analysezwecken, in die sie aufgenommen
werden, nicht zu weitgehend sind, und unter der Voraus-
setzung, dafd sie hochstens so lange gespeichert bleiben,
wie dies fir den genannten Zweck erforderlich ist. Die
Erforderlichkeit einer weiteren Speicherung der Daten fiir
den Zweck der Arbeitsdatei zu Analysezwecken ist ent-
sprechend Artikel 7 der vorliegenden Durchfiihrungsbe-
stimmungen und Artikel 21 des Europol-Ubereinkom-
mens regelmafig zu uberprifen.

(2)  Jeder an einem Analyseprojekt beteiligte Mitglied-
staat entscheidet, wie in Artikel 10 Absatz 3 des Europol-
Ubereinkommens vorgesehen, nach Maflgabe seines
nationalen Rechts, inwieweit er derartige Daten zur Ver-
fugung stellen kann.

Artikel 5

Errichtungsanordnungen fiir Arbeitsdateien zu
Analysezwecken

(1) In jeder Errichtungsanordnung fur eine Arbeitsda-
tei zu Analysezwecken nach Artikel 12 des Europol-
Ubereinkommens legt Europol fest, welche der in Arti-
kel 6 genannten Kategorien von Daten es fur die entspre-
chende Arbeitsdatei zu Analysezwecken fiir erforderlich

hilt.

(2)  Europol legt in dieser Anordnung ferner fest, ob
Daten, die die rassische Herkunft, religiose oder andere
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Uberzeugungen, politische Anschauungen, das Sexualle-
ben oder die Gesundheit betreffen, unter den in Artikel 6
genannten Kategorien in die Arbeitsdatei zu Analyse-
zwecken aufgenommen werden diirfen und warum diese
Daten als unbedingt erforderlich fir die entsprechende
Arbeitsdatei zu Analysezwecken angesehen werden.

Beziehen sich die vorgenannten Daten auf die in Artikel 6
Absitze 3 bis 6 bezeichneten Personengruppen, miissen
hierzu in der Errichtungsanordnung spezifische Griinde
angefiihrt werden; diese Daten werden nur auf ausdriick-
lichen Antrag von zwei oder mehr der an dem Analyse-
projekt teilnehmenden Mitgliedstaaten verarbeitet. Die
betreffenden Daten werden geloscht, sobald sie fur den
Zweck, zu dem sie gespeichert wurden, nicht mehr erfor-

derlich sind.

(3) Die in diesem Artikel genannten Anordnungen ein-
schlieflich spiterer Anderungen bediirfen nach Artikel 12
Absitze 1 und 2 des Europol-Ubereinkommens der
Zustimmung des Verwaltungsrates von Europol, der sei-
nerseits alle diesbeziglichen Bemerkungen der gemeinsa-
men Kontrollinstanz berticksichtigt.

Artikel 6

Personenbezogene Daten in Arbeitsdateien zu
Analysezwecken

(1)  Werden personenbezogene Daten in den Arbeitsda-
teien zu Analysezwecken gespeichert, ist in einem Ver-
merk anzugeben, welchen Personenkreis die Speicherung

betrifft.

(2)  In bezug auf die Personengruppen nach Artikel 10
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Europol-Ubereinkommens
diirfen folgende Kategorien personenbezogener Daten ein-
schliefflich damit in Zusammenhang stehender Verwal-
tungsdaten verarbeitet werden:
a) Angaben zur Person

1. Derzeitige und frithere Familiennamen

2. Derzeitige und frithere Vornamen
3. Midchenname
4

Name des Vaters (sofern fiir die Identititsfest-
stellung erforderlich)

5. Name der Mutter (sofern fir die Identititsfest-
stellung erforderlich)

6. Geschlecht

7. Geburtsdatum

8. Geburtsort

9. Staatsangehorigkeit

10. Personenstand

11. Aliasname

12. Spitzname

13. Deck- oder Falschname

14. Derzeitiger und fritherer Wohnsitz und/oder Auf-
enthaltsort

b) Korperliche Merkmale
1. Personenbeschreibung

2. Besondere Merkmale (Male/Narben/Titowierun-
gen usw.)

¢) Identifizierungsmittel
1. Identitdtsdokumente

2. Nummern des nationalen Personalausweises/Reise-
passes

3. Nationale Identifizierungsnummern, soweit vor-
handen

4. Bildmaterial und sonstige Informationen zum
dufleren Erscheinungsbild

5. Informationen fur die kriminaltechnische Identifi-
zierung wie Fingerabdriicke, DNS-Untersuchungs-
ergebnisse (soweit fiir die Identitdtsfeststellung
erforderlich und ohne Angaben zur Charakterisie-
rung der Personlichkeit), Stimmungsprofil, Blut-
gruppe, Gebifs

d) Beruf und Qualifikation

1. Derzeitige Erwerbs- und Berufstitigkeit

2. Frithere Erwerbs- und Berufstitigkeit

3. Bildung (Schule/Hochschule/Berufliche Bildung)

4. Berufliche Qualifikationen

5. Fihigkeiten und sonstige Kenntnisse (Sprachen/
Sonstiges)

e) Informationen iiber die wirtschaftlichen und finanziel-
len Verhaltnisse

1. Angaben finanzieller Art (Bankkonten und Bank-
leitzahlen, Kreditkarten usw.)

2. Barvermogen

3. Aktien/sonstige Vermogenswerte

4. Immobilienbesitz

5. Verbindungen zu Gesellschaften und Unterneh-
men

6. Kontakte zu Banken und Kreditinstituten

Steuerlicher Status

Sonstige Angaben zum Finanzgebaren einer Per-
son

f) Informationen zum Verhalten

1. Lebensweise (etwa iiber seine Verhiltnisse leben)
und Gewohnheiten

2. Ortswechsel
3. Regelmiflig aufgesuchte Orte

4. Mitfuhren von Waffen und von anderen gefihr-
lichen Instrumenten

Gefihrlichkeit

Spezifische Gefahren wie Fluchtrisiko, Einsatz von
Doppelagenten, Verbindungen zu Mitarbeitern
von Strafverfolgungsbehorden

7. Kriminalitidtsbezogene Eigenschaften und Profile

Drogenmif$brauch
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g) Kontakte und Begleitpersonen einschlieflich Art und (3)  Als Kontakt- und Begleitpersonen im Sinne des
Beschaffenheit der Kontakte oder Verbindungen Artikels 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Europol-
o . ) Ubereinkommens gelten Personen, die nicht nur zufillig

h) Verwendete Kommunikationsmittel wie Telefon (Fest- mit den in Absatz 2 bezeichneten Personen in Kontakt
verbindung/Mobiltelefon), Fax, Funkrufdienst, elek- stechen und bei denen ausreichende Griinde fiir die
tronische  Post, Postadressen, Internetanschlufs/ Annahme bestehen, daR iber sie hinsichtlich der in

-anschliisse Absatz 2 genannten Personen Informationen beschafft

i) Verwendete Verkehrsmittel wie Kraftfahrzeuge, Was- vyerd;n konngn, die fiir die Analyse relevant sind, wok?el
. S sie nicht zu einer der Personengruppen nach den Absit-
serfahrzeuge, Luftfahrzeuge, einschlieflich Angaben . R -
A=A . ) o7 zen 2 oder 4 bis 6 gehoren diirfen.

zur Identifizierung dieser Verkehrsmittel (Registrier-

nummern)

In bezug auf Kontakt- und Begleitpersonen konnen die
j) Informationen iiber kriminelle Aktivititen, fir die Daten nach Absatz 2 erforderlichenfalls gespeichert wer-

Europol nach Artikel 2 des Europol-Ubereinkommens den, sofern Grund zu der Annahme besteht, daf$ sie fiir

zustindig ist die Analyse der Rolle der Betreffenden als Kontakt- oder

1. Vorstrafen Begleitpersonen erforderlich sind.

2. Vermutete Beteiligung an kriminellen Aktivititen In diesem Zusammenhang ist folgendes zu beriicksichti-

3. Modi operandi gen:

4, Tatsii/'Chl]iChe‘s oder é)/Otcel:nti%lles hInstrumergtarifum — Die Beziehungen dieser Personen zu den in Absatz 2
zur Vorbereitung und/oder begehung von otrafta- bezeichneten Personen sind so rasch wie moglich zu
ten klaren.

5. Zugehorigkeit zu einer Titergruppe/kriminellen
Organisation und Stellung innerhalb der Gruppe/ — FErweist sich die Annahme geméiﬁ Unterabsatz 1 als
Organisation unbegriindet, werden die Daten unverziglich ge-

16scht.

6. Situation und Funktion in der kriminellen Organi- o8¢
sation — Werden diese Personen einer Straftat verdichtigt, fiir

7. Geographische Reichweite der kriminellen Aktivi- die Europol nach Artikel 2 des Europol-Ubereinkom-
titen mens zustandig ist, oder sind sie solcher Straftaten

) ) ) uberfiihrt worden oder gibt es nach nationalem Recht

8. Be,l E'rmlttlungen zusammengetragenes Material ernste Griinde fiir die Annahme, daf sie solche Straf-

wie Videos und Fotos taten begehen werden, durfen alle Daten nach
k) Angabe anderer Datenbanken, in denen Informatio- Absatz 2 gespeichert werden.

nen iiber die betreffende Person gespeichert sind
1. Europol
2. Polizei-/Zollbehorden

Sonstige Strafverfolgungsbehorden

3
4. Internationale Organisationen
5. Offentliche Stellen

6

Private Stellen

Informationen tber juristische Personen, die mit den
unter Buchstaben e) und j) erwdhnten Angaben in
Zusammenhang stehen

1. Name der juristischen Person
Anschrift

Zeitpunkt und Ort der Griindung
Administrative Registriernummer
Rechtsform

Kapital

Tatigkeitsbereich

Tochtergesellschaften im In- und Ausland

Y X N ke

Direktoren

—_
e

Verbindungen zu Banken.

— Ist eine Klirung gemifs den vorstehenden Gedanken-
strichen nicht moglich, wird dies bei der Entscheidung
iber Notwendigkeit und Umfang der Speicherung fiir
die Zwecke der weiteren Analyse bertuicksichtigt.

— Daten uber Kontakt- und Begleitpersonen von Kon-
takt- und Begleitpersonen durfen nicht gespeichert
werden; davon ausgenommen sind Daten iiber Art
und Beschaffenheit ihrer Kontakte oder Verbindungen
zu den in Absatz 2 bezeichneten Personen.

(4) In bezug auf Personen, die nach Artikel 10
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Europol-Ubereinkommens
Opfer einer der betreffenden Straftaten waren oder bei
denen bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dafs sie Opfer einer solchen Straftat werden konnen,
dirfen Daten gemafS Absatz 2 Buchstaben a) bis ¢)
Nummer 3 sowie folgende weitere Kategorien von Daten
gespeichert werden:

a) Daten zur Identifizierung des Opfers,
b) Grinde der Viktimisierung

c) Schaden (korperlicher/finanzieller/psychologischer/an-
derer Art)

d) Erfordernis, die Anonymitit zu wahren
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e) Moglichkeit der Teilnahme an einer Gerichtsverhand-
lung

f) Von den oder iiber die genannten Personen gelieferte
straftatbezogene Informationen, einschliefSlich Infor-
mationen tiber ihre Beziehungen zu anderen Personen,
soweit dies zur Identifizierung der in Absatz 2
bezeichneten Personen erforderlich ist.

Andere Daten nach Absatz 2 konnen erforderlichenfalls
gespeichert werden, sofern es Grund zu der Annahme
gibt, dafs sie fur die Analyse der Rolle des Betreffenden
als Opfer oder mogliches Opfer notwendig sind.

Daten, die fur weitere Analysen nicht erforderlich sind,
werden geloscht.

(5) In bezug auf Personen, die nach Artikel 10
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Europol-Ubereinkommens
bei Ermittlungen in den betreffenden Straftaten oder bei
einer kiinftigen Strafverfolgung als Zeugen in Betracht
kommen, diirfen Daten gemafS Absatz 2 Buchstaben a)
bis ¢) Nummer 3 sowie folgende weitere Kategorien von
Daten gespeichert werden:

a) Von den genannten Personen gelieferte straftatbezo-
gene Informationen, einschliefSlich Informationen tiber
ihre Beziehungen zu anderen in der Arbeitsdatei zu
Analysezwecken gefiihrten Personen

b) Erfordernis, die Anonymitit zu wahren
¢) Gewidhrung von Schutz und schutzgewidhrende Stelle
d) Neue Identitait

e) Moglichkeit der Teilnahme an einer Gerichtsverhand-
lung.

Andere Daten nach Absatz 2 konnen erforderlichenfalls
gespeichert werden, sofern es Grund zu der Annahme
gibt, daf$ sie fir die Analyse der Rolle der Betreffenden
als Zeugen notwendig sind.

Daten, die fur weitere Analysen nicht erforderlich sind,
werden geloscht.

(6) In bezug auf Personen, die nach Artikel 10
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 des Europol-Ubereinkommens
Informationen iiber die betreffende Straftat liefern kon-
nen, durfen Daten gemifS Absatz 2 Buchstaben a) bis ¢)
Nummer 3 sowie folgende weitere Datenkategorien
gespeichert werden:

a) Verschliisselte Angaben zur Person

b) Art der gelieferten Information

c) Erfordernis, die Anonymitit zu wahren

d) Gewihrung von Schutz und schutzgewihrende Stelle
e) Neue Identitit

f) Moglichkeit der Teilnahme an einer Gerichtsverhand-
lung

g) Negative Erfahrungen

h) Entlohnung (finanziell/Vergiinstigungen)

Andere Daten nach Absatz 2 kénnen erforderlichenfalls
gespeichert werden, sofern Grund zu der Annahme
besteht, daf$ sie fiir die Analyse der Rolle der Betreffen-
den als Informanten notwendig sind.

Daten, die fiir weitere Analysen nicht erforderlich sind,
werden geloscht.

(7)  Stellt sich im Verlauf einer Analyse anhand ernst-
zunehmender und stichhaltiger Hinweise heraus, dafS eine
in einer Arbeitsdatei zu Analysezwecken gefiihrte Person
einer anderen in diesem Artikel bezeichneten Personen-
gruppe als der Personengruppe, unter der sie urspringlich
gefiihrt wurde, zuzuordnen ist, darf Europol nur die nach
dieser neuen Kategorie zuldssigen Daten iiber diese Per-
son verarbeiten; alle anderen Daten mussen geloscht
werden.

Stellt sich anhand dieser Hinweise heraus, daf eine Per-
son unter zwei oder mehr Kategorien nach diesem Artikel
zu fuhren ist, diirfen alle nach diesen Kategorien zulassi-
gen Daten von Europol verarbeitet werden.

Artikel 7

Fristen fiir die Priifung und fiir die Dauer der
Speicherung

(1)  Bei der Entscheidung, ob eine weitere Speicherung
personenbezogener Daten nach Artikel 6 im Sinne des
Artikel 21 des Europol-Ubereinkommens erforderlich ist,
ist abzuwigen zwischen dem Interesse von Europol an
der Erfullung seiner Aufgaben und dem legitimen Daten-
schutzinteresse der betreffenden Person, zu der Daten
gespeichert werden.

Die Erforderlichkeit der weiteren Speicherung aller in
einer Arbeitsdatei zu Analysezwecken enthaltenen perso-
nenbezogenen Daten wird jahrlich tberpruft. Unbescha-
det dieser jihrlichen Uberpriifung ist die Erforderlichkeit
der weiteren Speicherung zu tiberpriifen, wenn Umstande
eintreten, die darauf schlieffen lassen, dafd die Daten
geloscht oder berichtigt werden missen.

Bei dieser Uberpriifung wird die Notwendigkeit der wei-
teren Speicherung im Lichte des Abschlusses einer Ermitt-
lung in einem besonderen Fall, einer endgiiltigen gerichtli-
chen Entscheidung, insbesondere eines Freispruchs, einer
Rehabilitation, einer Straftilgung, einer Amnestie, des
Alters der in der Datei erfaflten Person und besonderer
Datenkategorien beriicksichtigt.

Die Erforderlichkeit der weiteren Speicherung von perso-
nenbezogenen Daten in einer Arbeitsdatei zu Analyse-
zwecken wird von den Teilnehmern an der Analyse
gemifS Artikel 10 Absatz 8 des Europol-Ubereinkommens
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beurteilt. Kénnen die Teilnehmer keine Einigung tiber die
Erforderlichkeit der weiteren Speicherung der Daten
erzielen, fafst der Verwaltungsrat einen Beschluf§ gemafs

Artikel 28 Absatz 1 Nummer 7 des Europol-Ubereinkom-
mens.

(2)  Wird ein Strafverfahren gegen Personen nach Arti-
kel 6 Absatz 2 durch eine gerichtliche oder andere
Entscheidung rechtskriftig abgeschlossen und wird Euro-
pol von dem betroffenen Mitgliedstaat oder Dritten iiber
diese Entscheidung unterrichtet, prift Europol, ob die
Speicherung, Verianderung und Nutzung der Daten, die
von dieser Entscheidung betroffen sind, noch zulissig ist.
Ergibt sich aus den Griinden der Entscheidung oder
aufgrund sonstiger Erkenntnisse, daf§ die betreffende Per-
son die Tat nicht oder nicht rechtswidrig begangen hat,
oder wird diese Frage in den Griinden der Entscheidung
offengelassen, werden die von dieser Entscheidung betrof-
fenen Daten geldscht, sofern es nicht stichhaltige Griinde
fur die Annahme gibt, daf§ sie fur die Arbeitsdatei zu
Analysezwecken immer noch relevant sind. In diesem Fall
wird eine Information tiber die Entscheidung des Gerichts
zu den bereits in der Datei enthaltenen Daten aufgenom-
men. Auflerdem diirfen diese Daten nur verarbeitet und
aufbewahrt werden, sofern der Zusammenhang und die
Verkiindung der genannten Entscheidung sowie die
Rechte, die sie der betreffenden Person verleiht, entspre-
chend berticksichtigt werden.

(3) Die Dauer der Speicherung personenbezogener
Daten darf insgesamt drei Jahre nicht uberschreiten.
Diese Frist beginnt mit dem Tag neu zu laufen, an dem
ein Ereignis eintritt, das zur Speicherung von Daten zu
der betreffenden Person fuhrt. Werden infolge einer sol-
chen Fristverlingerung Daten iiber Personen nach Arti-
kel 6 Absitze 3 bis 6 linger als 5 Jahre in einer
Arbeitsdatei zu Analysezwecken gespeichert, ist die
gemeinsame Kontrollinstanz entsprechend zu unterrich-
ten.

(4)  Stellt sich bei der Uberpriifung der Titigkeit von
Europol durch die gemeinsame Kontrollinstanz nach Arti-
kel 24 des Europol-Ubereinkommens heraus, daf§ perso-
nenbezogene Daten unter Verstof§ gegen die vorliegenden
Bestimmungen weitergespeichert werden, unterrichtet die
gemeinsame Kontrollinstanz gemafS Artikel 24 Absatz §
des Europol-Ubereinkommens den Direktor in dem von
ihr als notwendig erachteten Umfang.

Hat die gemeinsame Kontrollinstanz nach Artikel 24
Absatz 5 des Europol-Ubereinkommens den Verwaltungs-
rat mit einer die Loschungspflicht betreffenden Angele-
genheit befaflt, ist die Ubermittlung der betreffenden
Daten ohne vorherige Genehmigung durch den Verwal-
tungsrat untersagt. In Ausnahmefillen kann der Direktor
die Ubermittlung der Daten vor der Erteilung der Zustim-
mung durch den Verwaltungsrat genehmigen, wenn dies
fiir die Wahrung der grundlegenden Interessen der betref-
fenden Mitgliedstaaten im Rahmen des Ziels von Europol
als absolut notwendig angesehen wird oder der Abwen-
dung einer drohenden ernsten Gefahr dient. In diesen
Fillen wird die vom Direktor erteilte Genehmigung in
einem Schriftstiick niedergelegt, das dem Verwaltungsrat
und der gemeinsamen Kontrollinstanz zugeleitet wird.

Artikel 8
Erhebung und Speicherung von Daten

Bei den in den Arbeitsdateien zu Analysezwecken gespei-
cherten Daten ist nach der Einstufung der Quelle und
nach dem Grad der Genauigkeit oder VerlafSlichkeit der
Informationen gemif$ Artikel 11 zu unterscheiden. Daten,
die auf Fakten beruhen, sind von Daten zu unterscheiden,
die auf Meinungen oder personlichen Einschitzungen
basieren.

Artikel 9
Interner Datenschutz

Der Direktor von Europol trifft die erforderlichen Maf-
nahmen, um die Einhaltung dieser Bestimmungen und
anderer Datenschutzvorschriften sicherzustellen. Zu die-
sem Zweck bestellt er ein erfahrenes Mitglied des Perso-
nals, das dem Direktor von Europol gegenuber unmittel-
bar verantwortlich ist.

KAPITEL II

EINSTUFUNG DER DATEIEN

Artikel 10
Arten von Arbeitsdateien zu Analysezwecken

Bei den Arbeitsdateien zu Analysezwecken ist zu unter-
scheiden zwischen

a) allgemeinen oder strategischen Dateien, die der Verar-
beitung wichtiger Informationen iiber ein besonderes
Problem oder der Weiterentwicklung oder Optimie-
rung der Initiativen der zustindigen Behorden im
Sinne des Artikels 2 Absatz 4 des Europol-Uberein-
kommens dienen.

b) einsatzbezogenen Dateien, deren Zweck es ist, Infor-
mationen uber eine oder mehrere der in Artikel 2 des
Europol-Ubereinkommens genannten kriminellen Ak-
tivititen — bezogen auf einen speziellen Fall, eine
Person oder eine Organisation — zu beschaffen, um
gemifs Artikel 10 Absatz 2 des Europol-Ubereinkom-
mens die Einleitung, die Unterstiitzung oder den
Abschluf§ bilateraler oder multilateraler Ermittlungen
mit grenziiberschreitendem Charakter zu ermdglichen,
sofern zwei oder mehr Mitgliedstaaten zu den betrof-
fenen Parteien gehoren.

Artikel 11
Bewertung der Quelle und der Informationen
(1)  Die Quelle der von einem Mitgliedstaat stammen-
den Informationen wird nach Moglichkeit von dem Mit-

gliedstaat, der die Informationen liefert, nach den folgen-
den Kriterien bewertet:
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A. Es bestehen keine Zweifel an der Authentizitit, Ver-
laBlichkeit und Eignung der Quelle, oder die Informa-
tionen stammen von einer Quelle, die sich in allen
Fillen als verlaflich erwiesen hat.

B. Quelle, deren Informationen sich in den meisten
Fillen als verlafSlich erwiesen haben.

C. Quelle, deren Informationen sich in den meisten
Fillen als nicht verlafSlich erwiesen haben.

D. Die Verlifslichkeit der Quelle kann nicht beurteilt
werden.

(2)  Die von einem Mitgliedstaat stammenden Informa-
tionen werden nach Maoglichkeit von dem Mitgliedstaat,
der sie liefert, hinsichtlich ihrer Verlifllichkeit nach fol-
genden Kriterien bewertet:

1. Informationen, an deren Wahrheitsgehalt kein Zwei-
fel besteht.

2. Informationen, die der Quelle, nicht aber dem Beam-
ten, der sie weitergibt, personlich bekannt sind.

3. Informationen, die der Quelle nicht personlich
bekannt sind, die aber durch andere bereits erfafite
Informationen erhirtet werden.

4. Informationen, die der Quelle nicht personlich
bekannt sind und die sich auf keine andere Weise
erhirten lassen.

(3)  Gelangt Europol — anhand der bereits in seinem
Besitz befindlichen Informationen — zu dem Schluf3, daf3
die Bewertung korrigiert werden mufS, unterrichtet es den
betreffenden Mitgliedstaat und versucht, Einvernehmen
iiber eine Anderung der Bewertung zu erzielen. Ohne
dieses Einvernehmen &ndert Europol die Bewertung
nicht.

(4)  Erhdlt Europol von einem Mitgliedstaat Daten
oder Informationen ohne Bewertung, versucht Europol,
nach Maoglichkeit die Verlafslichkeit der Quelle oder der
Informationen anhand der bereits in seinem Besitz befind-
lichen Informationen zu bewerten. Die Bewertung spezifi-
scher Daten und Informationen muf§ im Einvernehmen
mit dem Mitgliedstaat, der die Daten oder Informationen
liefert, erfolgen. Ein Mitgliedstaat und Europol konnen
aufSerdem allgemeine Vereinbarungen tuiber die Bewertung
bestimmter Arten von Daten und bestimmter Quellen
treffen. Der Verwaltungsrat wird tiber solche allgemeinen
Vereinbarungen unterrichtet. Wurden Europol Daten auf
der Grundlage solcher allgemeinen Vereinbarungen iiber-
mittelt, wird dies mit den Daten vermerkt.

Wird im Einzelfall kein Einvernehmen erzielt, oder gibt es
keine allgemeine Vereinbarung, bewertet Europol die
Informationen oder Daten wie in Absatz 1 Buchstabe D
und Absatz 2 Nummer 4 festgelegt.

(5)  Erhdlt Europol von einem Dritten Daten oder
Informationen, gilt dieser Artikel entsprechend.

(6)  Sind die in einer Arbeitsdatei zu Analysezwecken
enthaltenen Informationen das Ergebnis einer Analyse,
bewertet Europol diese Informationen nach MafSgabe
dieses Artikels im Einvernehmen mit den an der Analyse
teilnehmenden Mitgliedstaaten.

KAPITEL III

REGELUNG FUR DIE VERWENDUNG DER
ARBEITSDATEIEN ZU ANALYSEZWECKEN UND DER
ANALYSEDATEN

Artikel 12
Errichtung von Dateien

(1)  Die Arbeitsdateien zu Analysezwecken werden im
Verfahren nach Artikel 12 des Europol-Ubereinkommens
auf Initiative von Europol oder auf Antrag der Mitglied-
staaten, die die Daten liefern, errichtet.

(2)  Gemif Artikel 12 Absatz 1 des Europol-Uberein-
kommens kann die gemeinsame Kontrollinstanz dem Ver-
waltungsrat schriftliche Bemerkungen iibermitteln. Der
Verwaltungsrat muf§ der gemeinsamen Kontrollinstanz
hierfir eine Frist von zwei Monaten einriumen. Eine
Abschrift der schriftlichen Bemerkungen wird dem Direk-
tor von Europol iibermittelt.

Der Verwaltungsrat kann Vertreter der gemeinsamen
Kontrollinstanz zur Teilnahme an den Beratungen iiber
die Errichtungsanordnungen einladen.

(3)  Gemif Artikel 12 Absatz 2 des Europol-Uberein-
kommens hat der Direktor von Europol die Dringlichkeit
der Errichtung einer Datei schriftlich zu begriinden.

Zu diesem Zweck teilt er den Mitgliedern des Verwal-
tungsrates auf jeden Fall die Bezeichnung, den Gegen-
stand und die Ziele der Datei sowie alle Angaben mit, die
zur Beurteilung der Dringlichkeit sachdienlich sind.

Die Analysetitigkeiten konnen sofort nach Einleitung des
Verfahrens nach Artikel 12 Absatz 1 des Europol-
Ubereinkommens aufgenommen werden, jedoch diirfen
die Ergebnisse erst tibermittelt werden, nachdem der
Verwaltungsrat im Verfahren nach Artikel 12 Absatz 1
des Europol-Ubereinkommens seine Zustimmung erteilt
hat. Verweigert der Verwaltungsrat seine Zustimmung,
werden die Daten unverziiglich geloscht.

In Ausnahmefillen kann der Direktor die Ubermittlung
der Ergebnisse vor der Erteilung der Zustimmung durch
den Verwaltungsrat genehmigen, wenn dies fiir die Wah-
rung der grundlegenden Interessen der betreffenden Mit-
gliedstaaten im Rahmen des Ziels von Europol als abso-
lut notwendig angesehen wird oder der Abwendung einer
drohenden ernsten Gefahr dient. In diesen Fillen wird die
vom Direktor erteilte Genehmigung in einem Schriftstiick
niedergelegt, das dem Verwaltungsrat und der gemeinsa-
men Kontrollinstanz zugeleitet wird.
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(4)  Erweist es sich im Verlauf einer Analyse als erfor-
derlich, die Errichtungsanordnung zu dndern, finden die
Verfahren nach Artikel 12 des Europol-Ubereinkommens
sowie dieser Artikel entsprechend Anwendung.

Artikel 13

Ubermittlung von in Arbeitsdateien zu Analysezwecken
enthaltenen Daten oder Informationen

Die Ubermittlung von in einer Arbeitsdatei zu Analyse-
zwecken enthaltenen personenbezogenen Daten an einen
Mitgliedstaat oder an einen Dritten muf$ in der betreffen-
den Datei vermerkt werden.

Soweit erforderlich, praft Europol in Zusammenarbeit
mit dem Mitgliedstaat oder dem Dritten, der die Daten
liefert, spitestens zum Zeitpunkt der Ubermittlung der
Daten deren Richtigkeit und Vereinbarkeit mit dem Uber-
einkommen. Nach Moglichkeit sind in allen Fillen der
Ubermittlung gerichtliche Entscheidungen sowie Entschei-
dungen iber einen Verzicht auf Strafverfolgung anzuge-
ben, wobei Daten, die auf Meinungen oder personlichen
Einschidtzungen beruhen, vor ihrer Weitergabe in Zusam-
menarbeit mit dem Mitgliedstaat oder dem Dritten, der
die Informationen geliefert hat, zu uberpriifen und der
Grad ihrer Richtigkeit oder VerlafSlichkeit anzugeben
sind.

Der Empfingermitgliedstaat unterrichtet den Mitglied-
staat, der die Daten iibermittelt hat, auf dessen Wunsch
uber die Verwendung der iibermittelten Daten und die
aufgrund dieser Daten erzielten Ergebnisse, sofern dies
nach dem Recht des Empfingermitgliedstaats zulidssig
ist.

Unterliegt die Verwendung von Daten Beschrinkungen
nach Artikel des Europol-Ubereinkommens, sind diese
zusammen mit den Daten zu speichern und die Empfan-
ger der Analyseergebnisse sind hiervon zu unterrichten.

Artikel 14
Kontrollverfahren

Die Erfullung der Bestimmungen uber die Datensicherheit
gemif$ Artikel 25 des Europol-Ubereinkommens ist durch
die Ausarbeitung eines Sicherheitskonzepts fur die Daten-
verarbeitung bei Europol sicherzustellen, das entspre-
chend dem festgestellten Sicherheitsrisiko fir Europol
fortlaufend zu aktualisieren ist. Das Sicherheitskonzept
mufl vom Verwaltungsrat genehmigt werden.

Artikel 15

Verwendung und Speicherung der Analysedaten
und Analyseergebnisse

(1)  Alle personenbezogenen Daten und Analyseergeb-
nisse, die von einer Arbeitsdatei zu Analysezwecken uber-

mittelt werden, diirfen nur entsprechend dem Zweck der
Datei oder zur Bekampfung anderer schwerer Formen der
Kriminalitit und unter Beachtung der Verwendungs-
beschrankungen, die ein Mitgliedstaat aufgrund von Arti-
kel 17 Absatz 2 des Europol-Ubereinkommens angibt,
verwendet werden. Die in Artikel 5 Absatz 2 genannten
Daten diirfen nur im Einvernehmen mit dem Mitglied-
staat, der diese Daten geliefert hat, tibermittelt werden.

(2)  Nach der SchliefSung einer Arbeitsdatei zu Analyse-
zwecken werden alle in dieser Datei enthaltenen Daten
von Europol in einer gesonderten Datei gespeichert, auf
die nur fiir die Zwecke der internen oder externen
Kontrolle zugegriffen werden kann. Unbeschadet des
Artikels 21 Absatz 5 des Europol-Ubereinkommens wer-
den diese Daten wihrend eines Zeitraums von hochstens
drei Jahren nach der SchlieSung der Datei aufbewahrt.

(3)  Die Ergebnisse einer Arbeitsdatei zu Analysezwek-
ken durfen von Europol fir einen Zeitraum von hoch-
stens drei Jahren nach der Schliefung der betreffenden
Datei in elektronischer Form gespeichert werden, voraus-
gesetzt, dafs sie in eine gesonderte Datei aufgenommen
werden und ihnen keine neuen Daten hinzugefiigt wer-
den. Nach diesem Zeitraum diirfen die Ergebnisse nur in
Form eines Schriftstiicks aufbewahrt werden.

(4)  Zur Kontrolle der Zulissigkeit der Abrufe von
personenbezogenen Daten aus den Arbeitsdateien zu Ana-
lysezwecken wird mindestens jeder zehnte Abruf automa-
tisch gemif Artikel 16 des Europol-Ubereinkommens
protokolliert.

Das Protokoll enthilt eine einmalige Referenznummer,
die sich auf die Benutzeridentifikation, den Tag und die
Uhrzeit des Abrufs und die Identitit der Person, auf
deren Daten zugegriffen und deren Daten angezeigt wur-
den, sowie auf die Arbeitsdatei zu Analysezwecken, aus
der die Daten abgerufen wurden, bezieht.

Die Protokolle sind nach MafSgabe des Artikels 16 Satz 2
des Europol-Ubereinkommens und nach etwaigen Rege-
lungen aufgrund von Artikel 16 Satz 3 des Europol-
Ubereinkommens zu verwenden und zu l&schen.

(5) In der Errichtungsanordnung fiir eine Arbeitsdatei
zu Analysezwecken kann unter Beriicksichtigung der
Regelungen aufgrund von Artikel 16 Satz 3 des Europol-
Ubereinkommens bestimmt werden, daf§ mehr Abrufe als
in Absatz 4 vorgesehen protokolliert werden miissen,
oder dafl diese Protokolle mehr Daten als in Absatz 4
vorgesehen enthalten miissen.

Artikel 16

Verbund von Dateien

(1) Stellt sich heraus, dafs in einer Arbeitsdatei zu
Analysezwecken enthaltene Informationen auch fur
andere Arbeitsdateien zu Analysezwecken relevant sein
konnen, so ist nach folgenden Verfahren vorzugehen:
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a) Wird ein vollstindiger Verbund der in zwei Dateien
enthaltenen Informationen vorgeschlagen, so wird
gemifl Artikel 12 des Europol-Ubereinkommens eine
neue Datei errichtet, die alle in den beiden Dateien
gefithrten Informationen enthilt. Der Beschluf§ iiber
den Verbund der beiden Dateien wird von allen an
den beiden urspriinglichen Dateien Beteiligten getrof-
fen. Die an den urspringlichen Dateien Beteiligten
entscheiden im Falle jeder dieser Dateien, ob sie
geschlossen wird oder nicht.

b) Sind alle oder ein Teil der in einer Datei enthaltenen
Informationen fiir eine andere Datei relevant, ent-
scheiden die an der ersten Datei Beteiligten, ob diese
Informationen in die zweite Datei Ubertragen werden
sollen. Muf infolge der Ubertragung die Errichtungs-
anordnung einer der beiden Dateien gedndert werden,
wird fur die betreffende Datei eine neue Anordnung
gemifs Artikel 12 des Europol-Ubereinkommens
erstellt. Die an den urspriinglichen Dateien Beteiligten
entscheiden ebenfalls im Falle jeder dieser Dateien, ob
sie geschlossen wird.

(2)  In den in Absatz 1 genannten Fillen werden die
Fristen fiir die Uberpriifung der Daten, die von einer
Arbeitsdatei zu Analysezwecken in eine andere tibertragen
werden, durch diese Ubertragung nicht beriihrt.

Artikel 17
Neue technische Mittel

Neue technische Mittel fiir die Datenverarbeitung zu
Analysezwecken diirfen nur eingefiihrt werden, wenn alle
angemessenen MafSnahmen getroffen wurden, um sicher-
zustellen, daf$ ihr Einsatz mit den fiir Europol geltenden
Vorschriften fiir den Schutz personenbezogener Daten im
Einklang steht. Der Direktor von Europol konsultiert

zuvor die gemeinsame Kontrollinstanz in allen Fillen, in
denen die Einfuhrung derartiger technischer Mittel Pro-
bleme fiir die Anwendung dieser Datenschutzvorschriften
mit sich bringt.

KAPITEL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 18
Inkrafttreten

Diese Durchfithrungsbestimmungen treten am 1. Januar
1999 in Kraft.

Sie werden binnen drei Jahren nach ihrem Inkrafttreten
unter der Aufsicht des Verwaltungsrates evaluiert.
Artikel 19
Uberpriifung der Bestimmungen
Vorschlige fiir eine Anderung dieser Bestimmungen wer-
den vom Verwaltungsrat im Hinblick auf ihren ErlafS

durch der} Rat im Verfahren nach Artikel 10 Absatz 1 des
Europol-Ubereinkommens gepriift.

Geschehen zu Briissel am 3. November 1998.

Im Namen des Rates
Der Prasident
B. PRAMMER
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RECHTSAKT DES RATES

vom 3. November 1998

iiber die Geheimschutzregelung fiir Europol-Informationen

(1999/C 26/02)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf das Ubereinkommen aufgrund von Arti-
kel K.3 des Vertrags uiber die Europaische Union tber die
Errichtung eines Europdischen Polizeiamts (Europol-
Ubereinkommen) (1), insbesondere auf Artikel 31 Ab-
satz 1,

aufgrund des vom Verwaltungsrat vorgelegten Entwurfs
einer Geheimschutzregelung,

in der Erwigung, daff der Rat eine geeignete Geheim-
schutzregelung fiir Informationen, die auf der Grundlage
des Europol-Ubereinkommens von Europol erstellt oder
mit Europol ausgetauscht werden, einstimmig zu erlassen
hat —

HAT FOLGENDE REGELUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND GELTUNGSBEREICH

Artikel 1
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Regelung bezeichnet der Ausdruck

a) ,Verarbeitung personenbezogener Daten® (,,Verarbei-
tung®) jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter
Verfahren ausgefiihrten Vorgang oder jede Vorgangs-
reihe im Zusammenhang mit personenbezogenen
Daten wie das Erheben, das Speichern, die Organisa-
tion, die Aufbewahrung, die Anpassung oder Verin-
derung, das Auslesen, das Abfragen, die Benutzung,
die Weitergabe durch Ubermittlung, Verbreitung oder
jede andere Form der Bereitstellung, die Kombination
oder die Verkniipfung sowie das Sperren, Loschen
oder Vernichten;

b) ,dritte Partei“ einen Drittstaat oder eine Einrichtung
im Sinne des Artikels 10 Absatz 4 des Europol-
Ubereinkommens;

¢) ,Europol-Sicherheitsausschuf3“ den Ausschuf, der
sich aus den Vertretern der Mitgliedstaaten und Euro-
pols gemafs Artikel 3 zusammensetzt;

(1) ABL C 316 vom 27.11.1995, S. 1.

d) ,,Europol-Sicherheitskoordinator“ den stellvertreten-
den Direktor, dem der Direktor von Europol gemafs
Artikel 29 Absatz 2 des Europol-Ubereinkommens
neben dessen sonstigen Aufgaben auch die Koordinie-
rung und Kontrolle in Sicherheitsfragen tibertragt;

e) ,Europol-Sicherheitsbeauftragter den vom Direktor
von Europol bestellten Europol-Bediensteten, der
gemafd Artikel 5 fiir Sicherheitsfragen zustindig ist;

f) ,Sicherheitshandbuch“ das Handbuch zur Durchfiih-
rung dieser Regelung, das gemaf Artikel 6 zu erstellen
ist;

g) ,Geheimhaltungsgrad“ die Kennzeichnung eines von
oder tiber Europol verarbeiteten Dokuments mit den
Europol-Geheimhaltungsgraden 1, 2, 3 gemafs Arti-
kel 8;

h) ,Sicherheitsmafinahmenpaket® die spezielle Kombina-
tion von Sicherheitsmafinahmen, die auf Informatio-
nen anzuwenden sind, die in einen Europol-Geheim-
haltungsgrad gemafd Artikel 8 eingestuft sind,;

i) ,Grundschutzgrad“ den Schutzgrad gemafd Artikel 8
Absatz 1, der allen von oder tiber Europol verarbeite-
ten Informationen — mit Ausnahme der ausdricklich
als offentlich zugdnglich gekennzeichneten oder als
solche eindeutig erkennbaren Informationen —
zugrunde gelegt wird.

Artikel 2
Geltungsbereich

(1)  Diese Regelung legt die SicherheitsmafSnahmen fest,
die fiir alle Informationen gelten, die von oder {iiber
Europol innerhalb der Organisation verarbeitet werden.

(2)  Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, sicherzustel-
len, daf§ diese Informationen innerhalb ihres Hoheitsge-
biets ein Schutzniveau erhalten, das demjenigen dieser
Sicherheitsmafsnahmen entspricht.

(3)  Fur elektronische Verbindungen zwischen Europol
und den nationalen Stellen der Mtgliedstaaten ist ein
Schutzniveau vorzusehen, das dem durch diese MafSnah-
men gebotenen Schutzniveau entspricht. Ein gemeinsamer
Standard fiir diese elektronischen Verbindungen ist vom
Sicherheitsausschuff nach Konsultation der zustindigen
Behorden der Mitgliedstaaten einstimmig anzunehmen.
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(4)  Der Anhang zu dieser Regelung enthilt eine Uber-
sicht tiber die Europol-Geheimhaltungsgrade gemafs Arti-
kel 8 und die entsprechenden Kennzeichnungen, die die
Mitgliedstaaten derzeit fir unter diese Geheimhaltungs-
grade fallende Informationen verwenden. Unterrichtet ein
Mitgliedstaat die anderen Mitgliedstaaten und Europol
iiber Anderungen der nationalen Bestimmungen iiber die
Geheimhaltungsgrade oder der entsprechenden Kenn-
zeichnungen, erstellt Europol eine tberarbeitete Fassung
dieser Ubersicht. Der Europol-Sicherheitsausschuf verge-
wissert sich mindestens einmal im Jahr, ob die Ubersicht
auf dem neuesten Stand ist.

KAPITEL II

ZUSTANDIGKEITEN FUR SICHERHEITSFRAGEN

Artikel 3
Europol-Sicherheitsausschufd

(1)  Es wird ein Europol-Sicherheitsausschuf§ eingesetzt,
der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten und Europols
zusammensetzt und der mindestens einmal im Jahr
zusammentritt.

(2)  Aufgabe des Europol-Sicherheitsausschusses ist es,
den Verwaltungsrat und den Direktor von Europol in
Fragen der Sicherheit, einschlieSlich der Anwendung des
Sicherheitshandbuchs, zu beraten.

(3)  Der Europol-Sicherheitsausschufy gibt sich eine
Geschiftsordnung. Den Vorsitz im Ausschufd fuhrt der
Sicherheitskoordinator.

Artikel 4
Sicherheitskoordinator

(1)  Der Sicherheitskoordinator hat die allgemeine Ver-
antwortung fir alle Sicherheitsfragen, einschliefSlich der
in dieser Regelung und im Sicherheitshandbuch festgeleg-
ten Sicherheitsmaflnahmen. Er tiberwacht die Durchfiih-
rung der Sicherheitsbestimmungen und meldet alle Ver-
stofle gegen diese Bestimmungen dem Direktor, der in
schwerwiegenden Fillen den Verwaltungsrat zu unterrich-
ten hat. Besteht die Gefahr, dafl durch einen solchen
Verstof§ die Interessen eines Mitgliedstaats beeintrachtigt
werden, wird auch dieser unterrichtet.

(2)  Der Sicherheitskoordinator ist dem Direktor von
Europol direkt unterstellt.

Artikel 5
Sicherheitsbeauftragter
(1)  Der Sicherheitsbeauftragte von Europol hat die

Verantwortung fiir die praktische Durchfithrung der
SicherheitsmafSnahmen, die in dieser Regelung und im

Sicherheitshandbuch vorgesehen sind; er ist dem Sicher-
heitskoordinator direkt unterstellt. Der Sicherheitsbeauf-
tragte hat die folgenden besonderen Aufgaben:

a) Leitung der Sicherheitsstelle von Europol;

b) Belehrung, Unterstiitzung und Beratung des Europol-
Personals und der Verbindungsbeamten in bezug auf
ihre Pflichten im Rahmen dieser Regelung und des
Sicherheitshandbuchs;

¢) Durchfithrung der Sicherheitsbestimmungen, Fithrung
von Ermittlungen bei Verstofsen gegen diese Bestim-
mungen und moglichst rasche Unterrichtung des
Sicherheitskoordinators iiber diese Verstofe;

d) stindige Uberpriifung der Angemessenheit der Sicher-
heitsmafSnahmen auf der Grundlage von Gefahrenbe-
wertungen. Zu diesem Zweck erstattet er dem Sicher-
heitskoordinator in der Regel mindestens einmal im
Monat und im Ausnahmefall so oft, wie dies erforder-
lich erscheint, Bericht und gibt Bemerkungen und
Vorschlige ab;

e) die ihm in dieser Regelung oder im Sicherheitshand-
buch iibertragenen Aufgaben;

f) sonstige ihm vom Sicherheitskoordinator tbertragene
Aufgaben.

(2)  Der Sicherheitsbeauftragte muf$ bis einschliefSlich
zur hochsten Geheimhaltungsstufe sicherheitsuiberpriift
sein, die in den Bestimmungen des Mitgliedstaats, dessen
Staatsangehorigkeit er besitzt, vorgesehen ist.

Artikel 6
Sicherheitshandbuch, Verfahren und Inhalt

(1)  Das Sicherheitshandbuch wird vom Verwaltungsrat
nach Anhorung des Sicherheitsausschusses verabschiedet.

(2)  Das Sicherheitshandbuch enthilt:

a) ausfithrliche Bestimmungen tber die innerhalb von
Europol anzuwendenden Sicherheitsmafsnahmen, die
einen Grundschutz im Sinne des Artikels 8 Absatz 1
dieser Regelung nach MafSgabe der Artikel 25 und 32
Absatz 2 des Europol-Ubereinkommens und unter
Beriicksichtigung des Artikels 31 Absatz 3 dieses
Ubereinkommens sicherstellen;

b) ausfiihrliche Bestimmungen tiber die mit den verschie-
denen Europol-Geheimhaltungsgraden verbundenen
SicherheitsmafSnahmen und die entsprechenden Si-
cherheitsmafsnahmenpakete nach Artikel 8 Absitze 2
und 3.

(3)  Anderungen des Sicherheitshandbuchs werden im
Verfahren nach Absatz 1 angenommen.

(4) Fur das Europol-Computersystem und andere
Computersysteme, die bei Europol firr die Verarbeitung
von als schutzbedurftig gekennzeichneten Informationen
eingesetzt werden, wird eine ,,Systemspezifische Sicher-
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heitsauflage“ (SSSA) festgelegt und im Verfahren nach
Absatz 1 geidndert. Diese Systemspezifische Sicherheitsauf-
lage mufS den einschligigen Bestimmungen des Sicher-
heitshandbuchs entsprechen.

Artikel 7
Anwendung der Mafinahmen

Die in dieser Regelung und im Sicherheitshandbuch fest-
gelegten Sicherheitsmafinahmen sind vom gesamten Euro-
pol-Personal und von den Verbindungsbeamten sowie
von allen anderen Personen, die zur Verschwiegenheit
und Geheimhaltung besonders verpflichtet worden sind,
anzuwenden.

KAPITEL III

ALLGEMEINE GRUNDSATZE

Artikel 8

Grundschutzgrad, Geheimhaltungsgrade und
Sicherheitsmafinahmenpakete

(1)  Mit Ausnahme der ausdriicklich als offentlich
zuginglich gekennzeichneten oder als solche eindeutig
erkennbaren Informationen, erhalten alle Informationen,
die von oder uber Europol verarbeitet werden, einen
Grundschutzgrad, der innerhalb von Europol sowie in
den Mitgliedstaaten gilt. Informationen, firr die nur der
Grundschutzgrad gilt, bediirfen keiner besonderen Kenn-
zeichnung mit einem Europol-Geheimhaltungsgrad, miis-
sen aber als Europol-Informationen bezeichnet werden.

(2)  Die Mitgliedstaaten gewihrleisten gemaf$ Artikel 2
Absatz 2 durch verschiedene Mafinahmen entsprechend
den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Regelungen
die Anwendung des in Absatz 1 genannten Grundschutz-
grades; hierzu gehoren die Verpflichtung zur Verschwie-
genheit und Geheimhaltung, die Beschriankung des
Zugangs zu den Informationen auf das befugte Personal,
Datenschutzauflagen fiir personenbezogene Daten sowie
allgemeine technische und Verfahrensmafinahmen zur
Gewihrleistung der Informationssicherheit, wobei Arti-
kel 25 Absatz 2 des Europol-Ubereinkommens Rechnung
zu tragen ist.

(3) Informationen, die zusitzliche Sicherheitsmafinah-
men erfordern, werden in einen Europol-Geheimhaltungs-
grad eingestuft und entsprechend gekennzeichnet. Infor-
mationen sind in einen solchen Geheimhaltungsgrad nur
in unbedingt notwendigen Fillen und nur fir den jeweils
erforderlichen Zeitraum einzustufen.

(4) Die Europol-Geheimhaltungsgrade erhalten die
Nummern 1 bis 3:

Europol 1: Dieser Grad gilt fiir Informationen, deren
unerlaubte Verbreitung den wesentlichen
Interessen Europols oder eines oder mehre-
rer Mitgliedstaaten schweren Schaden zufii-
gen wiirde.

Europol 2: Dieser Grad gilt fir Informationen, deren
unerlaubte Verbreitung den wesentlichen
Interessen Europols oder eines oder mehre-
rer Mitgliedstaaten sehr schweren Schaden
zufligen wirde.

Europol 3: Dieser Grad gilt fiir Informationen, deren
unerlaubte Verbreitung den wesentlichen
Interessen Europols oder eines oder mehre-
rer Mitgliedstaaten dufSerst schweren Scha-
den zufiigen wiirde.

Jeder Europol-Geheimhaltungsgrad ist mit einem spezifi-
schen Sicherheitsmafinahmenpaket verbunden, das inner-
halb von Europol anzuwenden ist. Die Sicherheitsmaf3-
nahmenpakete bieten unterschiedliche Schutzniveaus, und
zwar je nach dem Inhalt der Informationen und unter
Berticksichtigung der nachteiligen Folgen, die ein unbe-
fugter Zugang zu den Informationen oder eine unbefugte
Verbreitung oder Verwendung dieser Informationen fiir
die Interessen der Mitgliedstaaten oder die Interessen von
Europol haben koénnten. Die Europol-Geheimhaltungs-
grade 1 bis 3 entsprechen — in Anbetracht der anzuwen-
denden SicherheitsmafSnahmen — soweit wie moglich den
geltenden internationalen Normen.

Werden mit unterschiedlichen Geheimhaltungsgraden
gekennzeichnete Informationen zusammengestellt, ist
mindestens der Geheimhaltungsgrad anzuwenden, der fir
die in den hochsten Geheimhaltungsgrad eingestufte
Information gilt. Auf jeden Fall kann eine Zusammenstel-
lung von Informationen in einen hoheren Geheimhal-
tungsgrad als ihre jeweiligen Teile eingestuft werden.

Fiir die Ubersetzung von als schutzbediirftig gekennzeich-
neten Dokumenten gilt derselbe Schutz wie fur die Origi-
nale.

(5)  Die SicherheitsmafSnahmenpakete bestehen aus ver-
schiedenen Mafinahmen technischer, organisatorischer
oder administrativer Art, die im Sicherheitshandbuch fest-
gelegt sind. Diese MafSnahmen betreffen unter anderem
die zulissige Verwendung der Daten gemafs Artikel 17
des Europol-Ubereinkommens, die von uneingeschrinkter
Verwendung bis hin zur Verwendung nur nach Zustim-
mung der herausgebenden Stelle reicht.

Artikel 9
Wahl des Geheimhaltungsgrads

(1) Der Mitgliedstaat, der Europol Informationen
ubermittelt, ist gemafl Artikel 8 fur die Wahl eines
geeigneten Geheimhaltungsgrads fiir diese Informationen
verantwortlich. Er kennzeichnet die Informationen anlafs-
lich ihrer Ubermittlung an Europol gegebenenfalls mit
einem Europol-Geheimhaltungsgrad gemify Artikel 8
Absatz 4.



30.1.1999

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften

C26/13

(2)  Bei der Wahl eines Geheimhaltungsgrads beriick-
sichtigen die Mitgliedstaaten die Einstufung der jeweiligen
Informationen nach ihren nationalen Regelungen sowie
das Erfordernis der operativen Flexibilitit als Vorausset-
zung fir ein reibungsloses Funktionieren von Europol.

(3)  Gelangt Europol — anhand der ihm bereits vorlie-
genden Informationen — zu dem SchlufS, daf§ ein gewahl-
ter Geheimhaltungsgrad zu dndern ist (z. B. etwaige
Aufhebung eines Geheimhaltungsgrades oder Wahl eines
hoheren Geheimhaltungsgrades, einschliefSlich der Einstu-
fung eines zuvor dem Grundschutzgrad unterliegenden
Dokuments in einen Geheimhaltungsgrad), unterrichtet
Europol den betreffenden Mitgliedstaat und versucht,
Einvernehmen tiber einen geeigneten Geheimhaltungsgrad
zu erzielen. Ohne ein solches Einvernehmen werden von
Europol keine Geheimhaltungsgrade festgelegt, geandert,
erhoht oder aufgehoben.

(4)  Stutzen sich von Europol erarbeitete Informationen
auf von einem Mitgliedstaat tibermittelte Informationen
oder enthalten sie derartige Informationen, legt Europol
im Einvernehmen mit dem betreffenden Mitgliedstaat
fest, ob der Grundschutzgrad ausreichend ist oder ob die
Einstufung in einem Europol-Geheimhaltungsgrad erfor-
derlich ist.

(5) Werden die Informationen von Europol selbst erar-
beitet und stiitzen sie sich nicht auf Informationen, die
von einem Mitgliedstaat Ubermittelt worden sind, oder
enthalten sie derartige Informationen nicht, bestimmt
Europol anhand der vom Sicherheitsausschuf festgelegten
Kriterien einen geeigneten Geheimhaltungsgrad fur diese
Informationen. Erforderlichenfalls werden die Informatio-
nen von Europol entsprechend gekennzeichnet.

(6) Die Mitgliedstaaten und Europol konsultieren in
Fillen, in denen Informationen auch die wesentlichen
Interessen eines anderen Mitgliedstaats betreffen, diesen
Mitgliedstaat zu der Frage, ob die Informationen in
einen Geheimhaltungsgrad eingestuft werden sollen und
welcher Geheimhaltungsgrad gegebenenfalls in Frage
kommt.

Artikel 10
Anderung des Geheimhaltungsgrads

(1) Der Mitgliedstaat, der Europol Informationen
iibermittelt hat, kann jederzeit eine Anderung eines
gewihlten Geheimhaltungsgrads, einschliefSlich einer et-
waigen Aufhebung oder Erhohung, verlangen. Europol ist
verpflichtet, einen Geheimhaltungsgrad entsprechend den
Wiinschen des betreffenden Mitgliedstaats aufzuheben, zu
indern oder zu erhohen.

(2)  Der betreffende Mitgliedstaat beantragt die Einstu-
fung in einen niedrigeren Geheimhaltungsgrad oder die
Aufhebung der Geheimhaltung, sobald es die Umstinde
gestatten.

(3)  Ein Mitgliedstaat, der Europol Informationen uber-
mittelt, kann den Zeitraum, fiir den ein gewdhlter
Geheimhaltungsgrad gelten soll, und etwaige Anderungen
des Geheimhaltungsgrads nach diesem Zeitraum ange-
ben.

(4)  Ist der Grundschutzgrad oder der Geheimhaltungs-
grad von Europol gemifd Artikel 9 Absatz 4 bestimmt
worden, kann eine Anderung des Grundschutzgrads oder
des Geheimhaltungsgrads durch Europol nur im Einver-
nehmen mit den betreffenden Mitgliedstaaten erfolgen.

(5) Ist der Geheimhaltungsgrad von Europol gemafs
Artikel 9 Absatz 5 bestimmt worden, kann Europol den
Geheimhaltungsgrad jederzeit aufheben oder indern,
sofern dies fiir notwendig erachtet wird.

(6)  Sind Informationen, deren Geheimhaltungsgrad
gemifS diesem Artikel gedndert worden ist, bereits an
andere Mitgliedstaaten ubermittelt worden, ist Europol
verpflichtet, die Empfinger der Informationen von der
Anderung des Geheimhaltungsgrads in Kenntnis zu set-
zen.

Artikel 11
Verarbeitung, Zugriff und Ermiachtigung

(1) Innerhalb von Europol sind der Zugriff auf die
Informationen und ihr Besitz auf die Personen
beschrankt, die aufgrund ihrer dienstlichen Obliegenhei-
ten von diesen Informationen Kenntnis haben oder mit
ihnen arbeiten miissen. Die Personen, die mit der Verar-
beitung von Daten betraut werden, miissen hierzu ent-
sprechend ermichtigt sein und werden besonders
geschult.

(2)  Alle Personen, die Zugriff auf von Europol verar-
beitete und in einen Geheimhaltungsgrad eingestufte
Informationen haben, werden gemafs Artikel 31 Absatz 2
des Europol-Ubereinkommens und nach MafSgabe des
Sicherheitshandbuchs einer Sicherheitsiiberpriifung unter-
zogen. Der Sicherheitskoordinator erteilt auf Vorschlag
des Sicherheitsbeauftragten und unter Beriicksichtigung
der Bestimmungen des Sicherheitshandbuchs den Perso-
nen, die aufgrund ihrer dienstlichen Obliegenheiten von
den in einen Europol-Geheimhaltungsgrad eingestuften
Informationen Kenntnis haben miissen, eine ihrer natio-
nalen Ermachtigung entsprechende Genehmigung. Er hat
ferner sicherzustellen, dafl Absatz 3 durchgefithrt wird.

(3) Keinen Zugriff auf die in einen Geheimhaltungs-
grad eingestuften Informationen haben Personen, die
nicht die fiir den jeweiligen Geheimhaltungsgrad erforder-
liche Ermichtigung besitzen. Der Sicherheitskoordinator
kann jedoch in Ausnahmefillen nach Anhorung des
Sicherheitsbeauftragten Personen, die eine Ermichtigung
fir die Geheimhaltungsgrade 1 und 2 besitzen, eine
spezifische und begrenzte Genehmigung fiir den Zugriff
auf bestimmte, hoher eingestufte Informationen erteilen,
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wenn sie aufgrund ihrer dienstlichen Obliegenheiten im
Finzelfall Kenntnis von Informationen haben miissen, die
in einen hoheren Europol-Geheimhaltungsgrad eingestuft
sind.

(4)  Diese Genehmigung wird nicht erteilt, wenn ein
Mitgliedstaat bei der Ubermittlung der betreffenden
Informationen angibt, dafs der Sicherheitskoordinator
seine Ermessensfreiheit nach Absatz 3 in bezug auf diese
Informationen nicht ausiiben kann.

Artikel 12
Dritte Parteien

Beim Abschluff von Geheimschutzabkommen mit dritten
Parteien gemifS Artikel 18 Absatz 6 des Europol-Uberein-
kommens oder Vereinbarungen gemafs Artikel 42 des
Europol-Ubereinkommens trigt Europol den in dieser
Regelung und im Sicherheitshandbuch festgelegten
Grundsdtzen Rechnung, die entsprechend fur die mit
dritten Parteien ausgetauschten Informationen gelten soll-
ten.

KAPITEL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 13
Inkrafttreten

Diese Regelung tritt am 1. Januar 1999 in Kraft.

Artikel 14
Anderung der Regelung

Vorschlige fiir Anderungen dieser Regelung werden vom
Verwaltungsrat im Hinblick auf ihre Annahme durch den
Rat im Verfahren nach Artikel 31 Absatz 1 des Europol-
Ubereinkommens gepriift.

Geschehen zu Briissel am 3. November 1998.

Im Namen des Rates
Der Prasident
B. PRAMMER
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ANHANG

Aquivalenztabelle der nationalen Geheimhaltungsgrade und der Europol-Geheimhaltungsgrade

Die folgende Tabelle dient der Veranschaulichung: Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, fiir ein dem Europol-Niveau gleichwertiges
Schutzniveau Sorge zu tragen, statt eine besondere Kennzeichnung der Dokumente vorzusehen.

Europol-Geheimhaltungsgrad

Land
Europol 1 Europol 2 Europol 3

Belgien () — Diffusion restreinte Secret Tres secret

— Confidentiel
Dinemark (?) Confidential Secret Top Secret
Deutschland (3) VS Nur fiir den Dienst- VS Vertraulich VS Geheim

gebrauch
Griechenland Confidential (Epmotevtizo) Secret (AmoQo1T0) Top Secret (AxQmg amdQE1TO)
Spanien Confidencial Reservado Secreto
Frankreich Confidentiel (Défense) Secret (Défense) Secret (Défense)
Irland Confidential Secret Top Secret
Italien — Diffusione ristretta Segreto Molto segreto

— Confidenziale
Luxemburg (*) — Diffusion restreinte Secret Trés secret

— Confidentiel
Niederlande (°)
Osterreich Die osterreichische Delegation wird in Kiirze einen Text vorlegen
Portugal Reservado Confidencial — Secreto

— Muito secreto

Finnland Salassapidettdvd (geheim) Salassapidettdva (geheim) Salassapidettivd (geheim)
Schweden Hemlig (geheim) Hemlig (geheim) Hemlig (geheim)

Vereinigtes Konigreich

Confidential

Secret

Top Secret

P

Die von der Polizei verwendeten Informationen werden in Belgien selten eingestuft; gegebenenfalls wird die NATO-Einstufung verwendet.
Die von der Polizei verwendeten Informationen werden in Didnemark selten eingestuft; gegebenenfalls wird die NATO-Einstufung verwendet.
Unter Beriicksichtigung der bei Europol fiir die einzelnen Geheimhaltungsgrade vorgesehenen Sicherheitsmafinahmen erfolgt die Zuordnung der

angegebenen deutschen Verschlufsachengrade zu den in Artikel 8 Absatz 4 der Geheimschutzregelung aufgefithrten Europol-Schutzgraden auch im
Hinblick auf die Verpflichtung der Mitgliedstaaten aus Artikel 31 Absatz 2 des Europol-Ubereinkommens, die Sicherheitsiiberpriifung der von Europol
mit sicherheitsempfindlichen Téitigkeiten betrauten Personen ihrer eigenen Staatsangehorigkeit gemif$ ihren nationalen Bestimmungen durchzufiihren.

S

Die von der Polizei verwendeten Informationen werden in Luxemburg selten eingestuft; gegebenenfalls wird die NATO-Einstufung verwendet.
Die von der Polizei verwendeten Informationen werden in den Niederlanden selten eingestuft; gegebenenfalls werden fiir den Gebrauch die Angaben 00,
0I und II verwendet.
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HINWEIS

Nach Artikel 2 Absatz 4 erstellt Europol eine iiberarbeitete Fassung dieser Tabelle, wenn Anderungen der
nationalen Bestimmungen mitgeteilt werden. Der Europol-Sicherheitsausschuf iiberpriift mindestens einmal
im Jahr, ob die Tabelle auf dem neuesten Stand ist. Probleme bei der Anwendung des Konzepts
,»Gleichwertigkeit der Schutzniveaus“ werden zwischen den Mitgliedstaaten und Europol oder aber
insgesamt vom Sicherheitsausschuf§ gepriift. Ebenso wird der Sicherheitsausschuf§ die Auswirkungen priifen,
die sich durch Anderungen an den im Sicherheitshandbuch beschriebenen Sicherheitsmaffnahmenpaketen
von Europol fiir die Tabelle ergeben.
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RECHTSAKT DES RATES

vom 3. November 1998

iiber Bestimmungen iiber die Entgegennahme der von Dritten gelieferten Informationen durch
Europol

(1999/C 26/03)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf das Ubereinkommen aufgrund von Artikel
K.3 des Vertrags uber die Europdische Union uber die
Errichtung eines Europdischen Polizeiamts (Europol-
Ubereinkommen) ('), insbesondere auf Artikel 10 Ab-
satz 4,

nach Anhorung des Verwaltungsrates,

in der Erwagung, dafs der Rat zusitzlich zu den Bestim-
mungen des Ubereinkommens iiber die Entgegennahme
der von Drittstaaten oder Drittstellen gelieferten Infor-
mationen durch Europol einstimmig Bestimmungen fest-
zulegen hat, die von Europol entsprechend einzuhalten
sind —

HAT FOLGENDE BESTIMMUNGEN ERLASSEN:

Artikel 1
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Bestimmungen bezeichnet der Ausdruck

a) ,,Drittstaaten“ Nichtmitgliedstaaten der Europdischen
Union gemdfd Artikel 10 Absatz 4 Nummer 4 des
Europol-Ubereinkommens;

b) ,,Drittstellen“ die in Artikel 10 Absatz 4 Nummern 1
bis 3 und S5 bis 7 des Europol-Ubereinkommens
genannten Stellen;

c) ,EU-Stellen® die in Artikel 10 Absatz 4 Nummern 1
bis 3 des Europol-Ubereinkommens genannten Stel-
len;

d) ,Nicht-EU-Stellen“ die in Artikel 10 Absatz 4 Num-
mern S bis 7 des Europol-Ubereinkommens genann-
ten Stellen;

e) ,Vereinbarung® eine Vereinbarung, die geschlossen
wird, um die in Artikel 2 des Europol-Ubereinkom-

mens genannten Ziele zu erreichen;

f) ,Informationen“ personenbezogene und nichtperso-
nenbezogene Daten;

(1) ABL C 316 vom 27.11.1995, S. 1.

g) ,personenbezogene Daten“ alle Informationen uber
eine bestimmte oder bestimmbare natiirliche Person;
als bestimmbar wird eine Person angesehen, die direkt
oder indirekt identifiziert werden kann, insbesondere
durch Zuordnung zu einer Kennummer oder zu einem
oder mehreren spezifischen Elementen, die Ausdruck
ihrer physischen, physiologischen, psychischen, wirt-
schaftlichen, kulturellen oder sozialen Identitit sind;

h) ,,Verarbeitung personenbezogener Daten* (,,Verarbei-
tung®) jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter
Verfahren ausgefiihrten Vorgang oder jede Vorgangs-
reihe im Zusammenhang mit personenbezogenen
Daten wie das Erheben, das Speichern, die Organisa-
tion, die Aufbewahrung, die Anpassung oder Verin-
derung, das Auslesen, das Abfragen, die Benutzung,
die Weitergabe durch Ubermittlung, Verbreitung oder
jede andere Form der Bereitstellung, die Kombination
oder die Verkniipfung sowie das Sperren, Loschen
oder Vernichten.

Artikel 2
Vereinbarungen

(1)  Europol kann mit Drittstaaten und Drittstellen
Vereinbarungen iiber die Entgegennahme von Informatio-
nen durch Europol schliefSen.

(2)  Der Rat bestimmt die Drittstaaten und die Nicht-
EU-Stellen, mit denen Vereinbarungen auszuhandeln sind.
Ein solcher Beschluf§ wird einstimmig gefaf3t.

(3) Der Verwaltungsrat kann die EU-Stellen bestim-
men, mit denen Vereinbarungen auszuhandeln sind.

(4)  Der Direktor von Europol nimmt nach Konsultie-
rung des Verwaltungsrates und nach einstimmiger Geneh-
migung durch den Rat Verhandlungen iiber den Abschluf§
von Vereinbarungen mit Drittstaaten oder Nicht-EU-
Stellen auf. Die Vereinbarungen koénnen nur nach ein-
stimmiger Zustimmung des Rates geschlossen werden,
wobei im Falle der Entgegennahme personenbezogener
Daten zuvor tuber den Verwaltungsrat die Stellungnahme
der gemeinsamen Kontrollinstanz eingeholt werden muf3.

(5) Der Direktor von Europol nimmt nach Genehmi-
gung durch den Verwaltungsrat Verhandlungen tiber den
Abschlufl von Vereinbarungen mit EU-Stellen auf. Die
Vereinbarungen konnen nur nach Zustimmung des Ver-
waltungsrates und — im Falle der Entgegennahme perso-
nenbezogener Daten — nach Stellungnahme der gemein-
samen Kontrollinstanz geschlossen werden.
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Artikel 3

Bewertung der Informationsquellen und
der Informationen

(1) Europol ersucht den Drittstaat oder die Drittstelle,
die Informationen und ihre Quellen soweit wie moglich
zu bewerten, damit Europol die Zuverldssigkeit der Infor-
mationen und der Informationsquellen nach den in Arti-
kel 11 der Durchfiihrungsbestimmungen fiir die Arbeits-
dateien zu Analysezwecken aufgefithrten Kriterien bestim-
men kann.

(2)  Wird diese Bewertung nicht vorgelegt, versucht
Europol die Zuverlassigkeit der Informationsquellen oder
der Informationen anhand der ihm bereits verfugbaren
Informationen nach den in Artikel 11 der Durchfiih-
rungsbestimmungen fiir die Arbeitsdateien zu Analyse-
zwecken aufgefithrten Kriterien soweit wie moglich zu
bewerten.

(3) In einer Vereinbarung konnen Europol und ein
Drittstaat oder eine Drittstelle die Bewertung spezifischer
Arten von Informationen und spezifischer Informations-
quellen nach den in Artikel 11 der Durchfithrungsbestim-
mungen fiir die Arbeitsdateien zu Analysezwecken aufge-
fuhrten Kriterien allgemein festlegen.

Artikel 4
Berichtigung und Loschung von Daten

(1) In einer Vereinbarung ist festzulegen, dafl der
Drittstaat oder die Drittstelle Europol davon unterrichtet,
dafs die Europol iibermittelten Informationan berichtigt
oder geloscht worden sind.

(2)  Unterrichtet ein Drittstaat oder eine Drittstelle
Europol davon, dafs die Europol tbermittelten Informa-
tionen berichtigt oder geloscht wurden, hat Europol die
betreffenden Informationen dementsprechend zu berichti-
gen oder zu loschen. Europol loscht die Informationen
nicht, wenn diese fir die Zwecke einer Analysedatei
weiterverarbeitet werden miissen oder wenn Europol —
im Falle von Informationen, die in einer anderen Euro-

pol-Datei gespeichert sind — ein weitergehendes Interesse
an ihnen hat, das auf Erkenntnissen beruht, die iiber
diejenigen hinausgehen, die der iibermittelnde Drittstaat
oder die tibermittelnde Drittstelle besitzt. Europol teilt
dem betreffenden Drittstaat oder der betreffenden Dritt-
stelle die Fortdauer der Speicherung dieser Informationen
mit.

(3) Hat Europol Grund zu der Annahme, daf§ die
gelieferten Informationen nicht richtig sind oder nicht
mehr dem neuesten Stand entsprechen, unterrichtet Euro-
pol den Drittstaat oder die Drittstelle, von denen die
Informationen geliefert wurden, entsprechend und ersucht
den Drittstaat oder die Drittstelle um Stellungnahme.
Werden Informationen von Europol nach Artikel 20
Absatz 1 und Artikel 22 des Europol-Ubereinkommens
berichtigt oder geloscht, teilt Europol dem betreffenden
Drittstaat oder der betreffenden Drittstelle die Berichti-
gung oder Loschung mit.

(4)  Unbeschadet des Artikels 20 des Europol-Uberein-
kommens werden Informationen, bei denen offenkundig
ist, daf$ sie von einem Drittstaat unter offensichtlicher
Verletzung der Menschenrechte erhoben wurden, nicht in
dem Informationssystem oder den Arbeitsdateien zu Ana-
lysezwecken von Europol gespeichert.

(5) In einer Vereinbarung ist festzulegen, dafl der
Drittstaat oder die Drittstelle in dem Fall, daf sie Grund
zu der Annahme haben, daf$ die gelieferten Informationen
nicht richtig sind oder nicht mehr dem neuesten Stand
entsprechen, Europol soweit wie moglich davon unter-
richten.

Artikel 5
Inkrafttreten

Diese Bestimmungen treten am 1. Januar 1999 in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 3. November 1998.

Im Namen des Rates
Der Prasident
B. PRAMMER
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RECHTSAKT DES RATES

vom 3. November 1998

zur Festlegung der Bestimmungen iiber die externen Beziehungen von Europol zu Drittstaaten
und zu Nicht-EU-Stellen

(1999/C 26/04)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf das Ubereinkommen aufgrund von Arti-
kel K.3 des Vertrags uiber die Europaische Union tber die
Errichtung eines Europdischen Polizeiamts (Europol-
Ubereinkommen) ('), insbesondere auf Artikel 42 Ab-
satz 2,

nach Stellungnahme des Verwaltungsrates,

in der Erwagung, dafs der Rat die Bestimmungen tber die
externen Beziehungen von Europol zu Drittstaaten und
zu Nicht-EU-Stellen einstimmig festzulegen hat,

unter Berticksichtigung der Erkliarung zu Artikel 42 des
Europol-Ubereinkommens, die bei der Unterzeichnung
dieses Ubereinkommens abgegeben wurde und wonach
Europol vorrangig Beziechungen zu den zustindigen
Behorden der Staaten aufnehmen sollte, mit denen die
Europaischen Gemeinschaften und ihre Mitgliedstaaten
einen strukturierten Dialog unterhalten —

HAT FOLGENDE BESTIMMUNGEN ERLASSEN:

Artikel 1
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Bestimmungen bezeichnet der Ausdruck

a) ,,Drittstaaten“ Nichtmitgliedstaaten der Europdischen
Union im Sinne des Artikels 10 Absatz 4 Nummer 4
des Europol-Ubereinkommens;

b) ,,Nicht-EU-Stellen“ die in Artikel 10 Absatz 4 Num-
mern 5 bis 7 des Europol-Ubereinkommens genann-
ten Stellen;

¢) ,Vereinbarung“ eine Vereinbarung, die geschlossen
wird, um die in Artikel 2 des Europol-Ubereinkom-
mens genannten Ziele zu erreichen;

d) ,Europol-Personal“ den Direktor, die stellvertreten-

den Direktoren und die Bediensteten von Europol im
Sinne des Artikels 30 des Europol-Ubereinkommens.

(1) ABL C 316 vom 27.11.1995, S. 2.

Artikel 2
Vereinbarungen

(1)  Europol kann mit Drittstaaten und mit Nicht-
EU-Stellen Vereinbarungen schliefSen.

(2)  Der Rat legt einstimmig fest, mit welchen Dritt-
staaten und mit welchen Nicht-EU-Stellen Vereinbarun-
gen auszuhandeln sind.

(3) Der Direktor von Europol nimmt nach Konsultie-
rung des Verwaltungsrates und nach Genehmigung durch
den Rat die Verhandlungen iiber den Abschlufy solcher
Vereinbarungen auf. Bei der Erteilung der Genehmigung
kann der Rat Auflagen machen. Eine Vereinbarung kann
nur nach einstimmiger Zustimmung des Rates geschlossen
werden.

Artikel 3
Verbindungsbeamte

Fur die Entsendung von Europol-Verbindungsbeamten in
Drittstaaten und zu Nicht-EU-Stellen und fiir die Entsen-
dung von Verbindungsbeamten aus Drittstaaten und von
Nicht-EU-Stellen zu Europol ist der Abschluf$ einer Ver-
einbarung erforderlich. In dieser Vereinbarung sind die
Bedingungen fiir die Entsendung und die den Verbin-
dungsbeamten ubertragenen Befugnisse festzulegen.

Artikel 4

Dienstreisen des Europol-Personals
und Besuche hoher Beamter

(1)  Der Direktor von Europol unterrichtet den Vorsit-
zenden des Verwaltungsrates vorab tiber die Dienstreisen
des Europol-Personals in Drittstaaten oder zu Nicht-
EU-Stellen sowie uber den Besuch hoher Beamter aus
Drittstaaten oder von Nicht-EU-Stellen bei Europol.

(2)  Waurde eine Vereinbarung geschlossen, kann der
Verwaltungsrat beschliefSen, dafl Dienstreisen des Euro-
pol-Personals in die betreffenden Drittstaaten oder zu den
betreffenden Nicht-EU-Stellen nicht im voraus gemeldet
werden miissen.
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(3) Dienstreisen des Europol-Personals in Drittstaaten
und zu Nicht-EU-Stellen und Besuche hoher Beamter aus
Drittstaaten oder von Nicht-EU-Stellen bei Europol
unterliegen der vorherigen Genehmigung durch den Vor-
sitzenden des Verwaltungsrates, wenn mit den betreffen-
den Drittstaaten oder den betreffenden Nicht-EU-Stellen
keine Vereinbarung geschlossen wurde.

Artikel §
Regelmaflige Sitzungen

(1)  Der Direktor von Europol kann nach einstimmiger
Zustimmung des Verwaltungsrates regelmafSige Sitzungen
mit Drittstaaten und mit Nicht-EU-Stellen festlegen.

(2)  Sind in einer Vereinbarung regelmiflige Sitzungen
vorgesehen, ist die Zustimmung des Verwaltungsrates
nicht mehr notwendig.

Artikel 6
Unterrichtung des Verwaltungsrates und des Rates

Der Direktor von Europol berichtet dem Verwaltungsrat
und dem Rat in regelmafSigen Abstinden uber die exter-
nen Beziehungen von Europol zu Drittstaaten und zu
Nicht-EU-Stellen. Der allgemeine Bericht tiber die Tatig-
keit von Europol (Artikel 28 Absatz 10 des Europol-
Ubereinkommens) enthilt Angaben iiber diese Beziehun-
gen.

Artikel 7
Vorrechte und Immunititen

In einer Vereinbarung mit einem Drittstaat konnen die
Vorrechte und Immunititen geregelt werden, die fir
Europol, das Europol-Personal und die von Europol
entsandten Verbindungsbeamten moglicherweise erforder-

lich sind.

Artikel 8
Austausch von Informationen

(1)  Diese Bestimmungen beriihren weder die Bestim-
mungen iber die Ubermittlung von personenbezogenen
Daten durch Europol an Drittstaaten und Drittstellen
noch die Geheimschutzregelung fiir Europol-Informatio-
nen noch die Bestimmungen tber die Entgegennahme der
von Dritten gelieferten Informationen durch Europol.

(2) a) Europol kann zur Erreichung der Ziele nach
Artikel 2 des Europol-Ubereinkommens nichtper-
sonenbezogene Daten, die dem Grundschutzgrad
im Sinne des Artikels 8 Absatz 1 der Geheim-
schutzregelung fiir Europol-Informationen unter-
liegen, unter folgenden Voraussetzungen an Dritt-
staaten und an Nicht-EU-Stellen tibermitteln:

— wenn eine entsprechende Vereinbarung nach
Maflgabe des Artikels 2 dieses Rechtsakts
geschlossen worden ist,

— in Ausnahmefillen, wenn der Direktor von
Europol diese Ubermittlung fiir absolut not-
wendig hilt, um die grundlegenden Interessen
der Mitgliedstaaten zu wahren oder um eine
unmittelbar drohende kriminelle Gefahr abzu-
wenden.

b) Fir die Ubermittlung von nichtpersonenbezoge-
nen Daten, die in die Geheimhaltungsgrade Euro-
pol 1, 2 oder 3 eingestuft sind, ist eine Vereinba-
rung erforderlich. Diese Vereinbarung hat der
Geheimschutzregelung fiir Europol-Informationen
Rechnung zu tragen.

Artikel 9
Inkrafttreten

Diese Bestimmungen treten am Tag nach ihrer Annahme
durch den Rat in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 3. November 1998.

Im Namen des Rates
Der Prisident
B. PRAMMER
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BESCHLUSS DES RATES
vom 3. Dezember 1998

zur Erginzung der Definition der Kriminalititsform ,Menschenhandel* im Anhang zum
Europol-Ubereinkommen

(1999/C 26/05)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf Artikel 43 Absatz 3 des Ubereinkommens aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags
iiber die Europdische Union iiber die Errichtung eines Europiischen Polizeiamts (Europol-
Ubereinkommen) (1),

unter Hinweis auf das am 4. Dezember 1997 im Rat erzielte Einvernehmen, die Definition der
Kriminalititsform ,Menschenhandel“ im Anhang zum Europol-Ubereinkommen zu erginzen,

nach Besprechung dieser Angelegenheit im Verwaltungsrat von Europol —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Definition der Kriminalitdtsform , Menschenhandel“ im Anhang zum Europol-Ubereinkom-
men wird erginzt und lautet wie folgt:

»— >,Menschenhandel® tatsachliche und rechtswidrige Unterwerfung einer Person unter den
Willen anderer Personen mittels Gewalt, Drohung oder Tauschung oder unter Ausnutzung
eines Abhingigkeitsverhiltnisses insbesondere mit folgendem Ziel: Ausbeutung der Prostitu-
tion, Ausbeutung von Minderjahrigen, sexuelle Gewalt gegentiber Minderjdhrigen oder
Handel im Zusammenhang mit Kindesaussetzung. Diese Formen der Ausbeutung umfassen
auch die Herstellung, den Verkauf und die Verbreitung von kinderpornographischem
Material;“.

Artikel 2

Dieser Beschluf$ tritt am 1. Januar 1999 in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 3. Dezember 1998.

Im Namen des Rates
Der Prisident
K. SCHLOGL

(1) ABL C 316 vom 27.11.1995, S. 1.
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BESCHLUSS DES RATES
vom 3. Dezember 1998

zur Erteilung des Auftrags an Europol, sich mit Straftaten zu befassen, die im Rahmen von
terroristischen Handlungen gegen Leben, korperliche Unversehrtheit und personliche Freiheit
sowie gegen Sachen begangen wurden oder begangen werden konnten

(1999/C 26/06)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf das Ubereinkommen aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags iiber die Europiische
Union uber die Errichtung eines Europdischen Polizeiamts (Europol-Ubereinkommen) (!), insbe-
sondere auf Artikel 2 Absatz 2,

gestiitzt auf das am 19. Mirz und 28.—29. Mai 1998 im Rat erzielte Einvernehmen tiber den
Grundsatz, Europol den Auftrag zu erteilen, sich mit Straftaten zu befassen, die im Rahmen von
terroristischen Handlungen gegen Leben, korperliche Unversehrtheit und personliche Freiheit
sowie gegen Sachen begangen wurden oder begangen werden konnten, sobald Europol seine
Titigkeit aufnimmt.

gestutzt auf die Beratungen der Vorbereitungsgruppe ,, Terrorismusbekampfung“, nach Prifung
durch den Verwaltungsrat von Europol und in der Kenntnis, daf§ ein gesonderter Beschlufs

hinsichtlich der Auswirkungen auf den Haushalt und die Personalausstattung von Europol
erforderlich ist. —

BESCHLIESST:

Artikel 1
Europol ist ab dem Zeitpunkt seiner Titigkeitsaufnahme gemifl Artikel 45 Absatz 4 des
Europol-Ubereinkommens ermichtigt, sich mit Straftaten zu befassen, die im Rahmen von
terroristischen Handlungen gegen Leben, korperliche Unversehrtheit und personliche Freiheit
sowie gegen Sachen begangen wurden oder begangen werden konnten.

Artikel 2

Dieser Beschluf§ tritt am 1. Januar 1999 in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 3. Dezember 1998.

Im Namen des Rates
Der Prisident
K. SCHLOGL

(1) ABL C 316 vom 27.11.1995, S. 1.
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RECHTSAKT DES RATES
vom 3. Dezember 1998

zur Festlegung des Statuts der Bediensteten von Europol

(1999/C 26/07)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf das Ubereinkommen aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags iiber die Europiische
Union iiber die Errichtung eines Europdischen Polizeiamts (Europol-Ubereinkommen) (!), insbe-
sondere auf Artikel 30 Absatz 3,

nach Stellungnahme des Verwaltungsrates,

in der Erwigung, dafl der Rat mit einstimmigem Beschluf§ die Beschiftigungsbedingungen der
Bediensteten von Europol im einzelnen zu regeln hat —

HAT DAS FOLGENDE STATUT FESTGELEGT:

(1) ABL C 316 vom 27.11.1995, S. 1.






30.1.1999 Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften C26/25

Statut

der Bediensteten von Europol



C26/26

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften

30.1.1999

INHALT

Seite
TITEL I: Allgemeine Vorschriften.................o i 27
TITEL II: Europol-Bedienstete .. ..ot 27 bis 47
Kapitel 1: Allgemeine Vorschriften................oo i 27 bis 28
Kapitel 2: Rechte und Pflichten.......... ... 28 bis 30
Kapitel 3: Einstellungsbedingungen ........... ... 30 bis 31
Kapitel 4: Arbeitsbedingungen ................ 31 bis 34
Kapitel 5: Bezlige und Kostenerstattung...........ooouuuuiiiiiiiiiiiiiieieaaaaaaanaanns 34 bis 35
Kapitel 6: Soziale Sicherheit
Abschnitt A: Sicherung bei Krankheit und Unfillen, sonstige Sozialleistungen........... 35 bis 39
Abschnitt B: Sicherung im Invaliditdts- und Todesfall....................... . 39 bis 41
Abschnitt C: Altersruhegehalt und Abgangsgeld ............................L 41 bis 42
Abschnitt D: Finanzierung der Regelung zur Sicherheit bei Invaliditit und Tod sowie der
Versorgungsordnung .. ............oooiiiiiiiiiii 42
Abschnitt E: Feststellung der Versorgungsanspriiche.........................oooo L. 42 bis 43
Abschnitt F: Zahlung der LeiStungen.............oooiiiiiiiiti i 43
Abschnitt G: Forderungsiibergang auf Europol...................... 43
Kapitel 7: Uberhohte oder zu niedrige Zahlungen...................................... 43
Kapitel 8: DisziplinarmafSnahmen................... i 44 bis 45
Kapitel 9: Beschwerdeweg und Rechtsschutz...................... 45 bis 46
Kapitel 10: Beendigung des Beschaftigungsverhiltnisses.................................. 46 bis 47
TITEL III: Ortliche Bedienstete ... .......oouit oo 47
TITEL 1V: Ubergangsvorschriften. . ..................ocoiiiiiii i 47 bis 48
TITEL V: InKrafttreten .. ..o 48
VERZEICHNIS DER ANHANGE
Anbang 1: Europol-Dienstposten
Anhang 2: Auswahlverfahren
Anhang 3: Ausgleich und Vergiitung fiir Uberstunden
Anhang 4: Urlaubsordnung
Anbang 5: Dienstbeziige und Kostenerstattungen
Anhang 6: Versorgungsordnung
Anhang 7: Zusammensetzung sowie Einzelheiten der Taitigkeit der Personalvertretung, des Invaliditits-

Anhang 8:

ausschusses und des Disziplinarrates

Steuern



30.1.1999

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften

C26/27

TITEL 1

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Artikel 1

(1)  Dieses Statut gilt fiir alle Bediensteten, die von
Europol durch Vertrag eingestellt werden. Darunter fal-
len:

— Europol-Bedienstete, die zum einen Teil aus den
zustindigen Behorden im Sinne von Artikel 2
Absatz 4 des Europol-Ubereinkommens kommen
miissen und zum anderen Teil entweder aus diesen
Behorden oder von aufSerhalb dieser Behorden kom-
men konnen;

— ortliche Bedienstete, soweit in diesem Statut ausdriick-
lich auf sie Bezug genommen wird.

(2)  Unbeschadet des Europol-Ubereinkommens gilt
dieses Statut auch fiir den Direktor und die stellvertreten-
den Direktoren von Europol.

Artikel 2

(1)  Europol-Bediensteter im Sinne dieses Statuts ist der
Bedienstete, der zur Besetzung eines im Verzeichnis der
Dienstposten in Anhang 1 aufgefiihrten Dienstpostens,
mit Ausnahme der entsprechend ausgewiesenen Dienstpo-
sten fur ortliche Bedienstete, eingestellt wird.

Fir jeden dieser Dienstposten wird festgelegt, ob er
Bediensteten aus den zustindigen Behorden im Sinne von
Artikel 2 Absatz 4 des Europol-Ubereinkommens vorbe-
halten ist oder nicht.

Einer Person, die zur Besetzung eines Dienstpostens einge-
stellt wird, der Bediensteten aus den zustindigen Behor-
den vorbehalten ist, kann nur fir diesen Dienstposten ein
befristeter Vertrag gemafS Artikel 6 angeboten werden.

(2)  Die Dienstposten werden von Europol vorbehalt-
lich der Zustimmung des Verwaltungsrates von Europol
entsprechend der Art und der Bedeutung der mit ihnen
verbundenen Aufgaben sowie unter Beriicksichtigung der
erforderlichen Eignung und einschligigen Kenntnisse ein-
gestuft.

Anzahl und Einstufung der Dienstposten werden alljahr-
lich in einem Anhang zum Haushaltsplan festgelegt.

Artikel 3

Ortlicher Bediensteter im Sinne dieses Statuts ist ein
Bediensteter, der entsprechend den inlindischen Rechts-
vorschriften zur Verrichtung von manuellen Titigkeiten
oder Hilfstatigkeiten fiir einen Dienstposten eingestellt
wird, der in Anhang 1 als Dienstposten fir ortliche
Bedienstete ausgewiesen ist.

Artikel 4

Bei Europol wird eine Personalvertretung zur Wahrneh-
mung der ihr im Statut ibertragenen Aufgaben gebildet.
Die Zusammensetzung sowie die Einzelheiten der Tatig-
keit der Personalvertretung werden nach MafSgabe des
Anhangs 7 geregelt.

Alle Bediensteten haben das aktive und das passive Wahl-
recht fir die Personalvertretung.
Artikel 5

Die Bediensteten haben Vereinigungsfreiheit; sie konnen
insbesondere Berufsverbinden angehoren.

TITEL II

EUROPOL-BEDIENSTETE

KAPITEL 1

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Artikel 6

Das Beschiftigungsverhiltnis jedes Europol-Bediensteten
ist bei Ersteinstellung auf einen Zeitraum zwischen ein
und vier Jahren befristet. Eine Verlingerung des Erstein-
stellungsvertrags ist wie folgt moglich:

— um maximal zwei Jahre bei Bediensteten auf Dienst-
posten, die Bediensteten aus den zustindigen Behor-
den im Sinne von Artikel 2 Absatz 4 des Europol-
Ubereinkommens vorbehalten sind;

— um maximal zwei Jahre bei Bediensteten, die nach den
jeweiligen einzelstaatlichen Bestimmungen beurlaubt
sind und die einen Dienstposten innehaben, der nicht
Bediensteten aus den zustindigen Behorden im Sinne
von Artikel 2 Absatz 4 des Europol-Ubereinkommens
vorbehalten ist;

— um maximal vier Jahre in allen anderen Fillen.
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Nur bei den unter die beiden letzten Gedankenstriche
fallenden Bediensteten kann ein unbefristetes Beschifti-
gungsverhiltnis vereinbart werden, sofern sie zwei befri-
stete Vertrdge zufriedenstellend erfillt haben.

Beabsichtigt der Direktor von Europol, unbefristete Ver-
trage abzuschliefSen, so bedarf dies alljahrlich der Zustim-
mung des Verwaltungsrates von Europol. Der Verwal-
tungsrat kann Obergrenzen fiir die Gesamtzahl derartiger
Vertrige festlegen.

Artikel 7

(1)  Der Direktor weist den Europol-Bediensteten aus-
schlieBSlich nach dienstlichen Gesichtspunkten und unge-
achtet der Staatsangehorigkeit sowie unbeschadet des
Artikels 24 Absatz 1 im Wege der Ernennung einem
Dienstposten zu. Der Bedienstete kann beantragen, inner-
halb von Europol umgesetzt zu werden.

(2)  Ein Bediensteter kann voriibergehend auf einem
Dienstposten in einer hoheren Besoldungsgruppe als sei-
ner eigenen eingesetzt werden. Vom Beginn des vierten
Monats dieser voriibergehenden Verwendung an erhilt er
eine Ausgleichszulage in Hohe des Unterschieds zwischen
den Dienstbeziigen nach seiner eigenen Besoldungsgruppe
und Besoldungsstufe und den Dienstbeziigen nach der
Besoldungsstufe, die er in der Besoldungsgruppe seiner
vorubergehenden Verwendung hitte.

Artikel 8

(1)  Aus dem Vertrag des Europol-Bediensteten muf
ersichtlich sein, in welcher Besoldungsgruppe und welcher
Besoldungsstufe er eingestellt wird.

(2)  Wird ein Bediensteter auf einem Dienstposten einer
hoheren Besoldungsgruppe als der Besoldungsgruppe ein-
gesetzt, in der er eingestellt worden ist, so ist ein Zusatz-
vertrag zum Einstellungsvertrag zu schliefSen.

KAPITEL 2

RECHTE UND PFLICHTEN

Artikel 9

Der Europol-Bedienstete hat bei der Wahrnehmung seiner
Dienstpflichten und in seinem Verhalten ausschlieflich
den Interessen von Europol Rechnung zu tragen; er darf
gemifS Artikel 30 Absatz 1 des Europol-Ubereinkommens
von keiner Regierung, Behorde, Organisation oder nicht
Europol angehorenden Person Weisungen anfordern oder
entgegennehmen.

Der Bedienstete darf ohne Zustimmung des Direktors
weder von einer Regierung noch von einer anderen Stelle

aufserhalb von Europol Titel, Orden, Ehrenzeichen, Ver-
gunstigungen, Belohnungen und Geschenke oder Vergii-
tungen irgendwelcher Art annehmen, aufer fiir Dienste
vor seiner Ernennung oder fiir Dienste wihrend eines
Sonderurlaubs zur Ableistung des Wehrdienstes oder
anderer staatsburgerlicher Dienste, sofern sie im Zusam-
menhang mit der Ableistung solcher Dienste gewihrt
werden.

Artikel 10

Der Europol-Bedienstete unterliegt den Geheimhaltungs-
und Verschwiegenheitsvorschriften der Artikel 31 und 32
des Europol-Ubereinkommens sowie den auf diesen Arti-
keln beruhenden Regelungen.

Will der Bedienstete eine Nebentitigkeit gegen Entgelt
oder ohne Entgelt ausiiben oder einen Auftrag aufserhalb
Europols tibernehmen, so muf$ er hierfiir die Zustimmung
des Direktors einholen. Diese Zustimmung ist zu verwei-
gern, wenn die Tatigkeit oder der Auftrag die Unabhan-
gigkeit des Bediensteten oder die Tatigkeit von Europol
beeintrachtigen kann.

Artikel 11

Der Europol-Bedienstete hat sein Privatleben so zu fiih-
ren, dafs es sich nicht negativ auf die Erfillung seiner
dienstlichen Pflichten auswirkt oder dem Ansehen von
Europol schadet.

Artikel 12

Hat ein Europol-Bediensteter in Wahrnehmung seiner
Dienstpflichten in einer Angelegenheit Stellung zu neh-
men, an deren Behandlung oder Erledigung er ein privates
Interesse hat, so muf§ er dem Direktor hiervon Kenntnis
geben.

Artikel 13

Ein Europol-Bediensteter, der in Austibung des passiven
Wabhlrechts fiir ein 6ffentliches Wahlamt kandidieren will,
hat einen Urlaub aus personlichen Griinden zu beantra-
gen; die Dauer dieses Urlaubs darf drei Monate nicht
iberschreiten.

Der Direktor befindet tber das Dienstverhiltnis des
Bediensteten, der in ein solches Amt gewihlt worden ist.
Er entscheidet unter Beriicksichtigung der Bedeutung die-
ses Amtes und der seinem Inhaber daraus erwachsenden
Pflichten, ob der Bedienstete im aktiven Dienst verbleiben
kann oder einen Urlaub aus personlichen Griinden zu
beantragen hat. Der Urlaub ist in diesem Fall fur die
Dauer des Wahlamtes zu gewihren. Fiir Bedienstete mit
einem Vertrag auf bestimmte Dauer wird die Dauer des
Urlaubs auf die noch verbleibende Dauer des Beschifti-
gungsverhiltnisses beschrinkt.
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Artikel 14

Der Europol-Bedienstete darf Texte, die sich auf die
Tatigkeit von Europol beziehen, ohne Zustimmung des
Direktors weder allein noch in Zusammenarbeit mit
Dritten veroffentlichen oder veroffentlichen lassen. Die
Zustimmung darf nur versagt werden, wenn die geplante
Veroffentlichung geeignet ist, die Interessen von Europol
zu beeintrachtigen.

Artikel 15

Alle Rechte an Arbeiten, die von dem Europol-Bedienste-
ten in Wahrnehmung seiner Dienstpflichten ausgefiihrt
werden, stehen Europol zu.

Artikel 16

Der Europol-Bedienstete hat am Ort seiner dienstlichen
Verwendung oder in solcher Entfernung von diesem Ort
Wohnung zu nehmen, daf§ dies mit einer ordnungsgema-
fen Wahrnehmung seiner Dienstpflichten vereinbar ist.

Artikel 17

Der Europol-Bedienstete hat ungeachtet seines dienstli-
chen Ranges seine Vorgesetzten zu beraten und zu unter-
stiitzen; er ist fur die Durchfiihrung der ihm ubertragenen
Aufgaben verantwortlich.

Jeder mit einem Aufgabenbereich betraute Bedienstete ist
seinen Vorgesetzten fir die Ausiibung der ihm tbertrage-
nen Befugnisse und fur die Ausfihrung seiner Anordnun-
gen verantwortlich. Die Verantwortung seiner Untergebe-
nen befreit ihn nicht von seiner eigenen Verantwortung.

Hilt ein Bediensteter eine ihm erteilte Anordnung fiir
fehlerhaft oder ist er der Meinung, daf$ ihre Ausfihrung
schwerwiegende Nachteile zur Folge haben kann, so hat
er seinem Vorgesetzten seine Auffassung, erforderlichen-
falls schriftlich, mitzuteilen. Bestitigt dieser die Anord-
nung schriftlich, so mufs der Bedienstete sie ausfiihren,
sofern sie nicht gegen die Strafvorschriften oder die
Sicherheitsvorschriften verstofSt. Er kann sich auch gemafd
Artikel 22 mit einem Antrag an den Direktor wenden
und ihm die Frage zur Entscheidung vorlegen.

Wird einem Bediensteten eine Straftat zur Last gelegt, so
hat er den Direktor hiervon unverziiglich in Kenntnis zu
setzen.

Artikel 18

Der Europol-Bedienstete kann zum vollen oder teilweisen
Ersatz eines Schadens herangezogen werden, den Europol
durch sein schwerwiegendes Verschulden in Wahrneh-
mung oder anldfllich der Wahrnehmung seiner Dienst-
pflichten erlitten hat.

Der Direktor erlifit eine mit Griinden versehene Verfii-
gung entsprechend dem in Artikel 96 genannten Verfah-
ren.

Der Gerichtshof der Europdischen Gemeinschaften hat
bei Streitssachen, die sich aus dieser Bestimmung ergeben,
die Befugnis zu unbeschrinkter Ermessensnachpriifung,
einschlielich der Befugnis zur Aufhebung oder Anderung
der Verfugung.

Artikel 19

Die den Europol-Bediensteten eingeriumten Vorrechte
und Immunititen werden ausschliefSlich im Interesse von
Europol gewihrt. Soweit in dem Sitzabkommen und dem
Protokoll uber die Vorrechte und Immunitdten nichts
anderes bestimmt ist, sind die Bediensteten weder von der
Erfillung ihrer personlichen Verpflichtungen noch von
der Beachtung der geltenden Gesetze und polizeilichen
Vorschriften befreit.

In allen Fillen, in denen diese Vorrechte und Immunita-
ten berithrt werden, hat der betroffene Bedienstete dies
dem Direktor unverziiglich mitzuteilen.

Artikel 20

Europol leistet seinen Bediensteten Beistand, insbesondere
beim Vorgehen gegen die Urheber von Drohungen, Belei-
digungen, tbler Nachrede, Verleumdungen und Anschli-
gen auf die Person oder das Vermogen, die aufgrund
ihrer Dienststellung oder ihres Amtes gegen sie oder ihre
Familienangehorigen gerichtet werden.

Europol ersetzt den erlittenen Schaden, soweit ihn der
Bedienstete weder vorsitzlich noch grob fahrlassig herbei-
gefiihrt hat und soweit er keinen Schadenersatz von dem
Urheber erlangen konnte.

Artikel 21

Europol fordert die berufliche Fortbildung der Bedienste-
ten, soweit dies mit dem reibungslosen Funktionieren des
jeweiligen Arbeitsbereichs vereinbar ist und seinen eige-
nen Interessen entspricht.

Fir die Beforderung ist diese Fortbildung zu beriicksichti-
gen.

Artikel 22

Der Europol-Bedienstete kann sich mit Antridgen an den
Direktor von Europol wenden.

Jede Verfiigung aufgrund des Statuts ist dem betroffenen
Bediensteten unverziglich schriftlich mitzuteilen. Jede
beschwerende Verfiigung mufl mit Griinden versehen
sein.
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Artikel 23

Die Personalakte des Europol-Bediensteten enthilt:

a) siamtliche sein Dienstverhiltnis betreffende Schrift-
stiicke sowie jede Beurteilung seiner Befiahigung, Lei-
stung und Fihrung;

b) die Stellungnahmen des Bediensteten zu den Vorgin-
gen nach Buchstabe a).

Alle Schriftstiicke sind in ein Verzeichnis aufzunehmen,
fortlaufend zu numerieren und liickenlos einzuordnen;
Europol darf Schriftstiicke nach Buchstabe a) dem
Bediensteten nur dann entgegenhalten oder gegen ihn
verwerten, wenn sie ihm vor Aufnahme in die Personal-
akte mitgeteilt worden sind.

Die Mitteilung aller Schriftstiicke wird durch die Unter-
schrift des Bediensteten nachgewiesen oder andernfalls
durch Einschreibebrief bewirkt.

Fir jeden Bediensteten darf nur eine Personalakte gefiihrt
werden. Der Bedienstete hat auch nach seinem Ausschei-
den aus dem Dienst das Recht, seine vollstindige Perso-
nalakte einzusehen.

Die Personalakte ist vertraulich zu behandeln und darf
nur in den Dienstraumen der Verwaltung eingesehen
werden. Ist jedoch ein den Bediensteten betreffender
Rechtsstreit bei dem Gerichtshof der Europiischen
Gemeinschaften anhingig, so wird die Personalakte die-
sem vorgelegt.

Der Verwaltungsrat, der aufgrund eines vom Direktor
nach Anhorung der Personalvertretung unterbreiteten
Vorschlags beschliefft, legt unter Beriicksichtigung der
Grundsitze des Ubereinkommens des Europarates vom
28. Januar 1981 die Einzelheiten der Verwaltung, des
Inhalts und des Zugangs zu der Personalakte fest.

KAPITEL 3

EINSTELLUNGSBEDINGUNGEN

Artikel 24

(1)  Bei der Einstellung der Europol-Bediensteten ist
anzustreben, daf$ Europol die Mitarbeit von Personen
gesichert wird, die in bezug auf Befihigung, Leistung und
Integritat hochsten Anspriichen gentigen. Bei der Auswahl
der Europol-Bediensteten ist neben der personlichen Eig-
nung und der beruflichen Befihigung zu beriicksichtigen,
dafs eine angemessene Reprisentation der Staatsangeho-
rigen aller Mitgliedstaaten und der Amtssprachen der
Europiischen Union gewihrleistet ist. Europol ist einer
Politik der Gleichbehandlung verpflichtet.

(2)  Als Europol-Bediensteter darf nur nach MafSgabe
des Artikels 2 Absatz 1 eingestellt werden, wer

a) Staatsangehoriger eines der Mitgliedstaaten der Euro-
pdischen Union ist und die biirgerlichen Ehrenrechte
besitzt;

b) sich seinen Verpflichtungen aus den fiir ihn geltenden
Wehrgesetzen nicht entzogen hat;

¢) den fiir die Wahrnehmung seiner dienstlichen Pflich-
ten zu stellenden sittlichen Anforderungen genugt;

d) die fiir die Wahrnehmung seiner dienstlichen Pflichten
erforderliche korperliche Eignung besitzt;

e) nachweist, dafl er griindliche Kenntnisse in einer
Amtssprache der Europiischen Union und ausrei-
chende Kenntnisse in einer weiteren Amtssprache in
dem Umfang besitzt, in dem dies fiir die Wahrneh-
mung seiner dienstlichen Pflichten erforderlich ist.

(3)  Ein Bewerber um einen Dienstposten bei Europol
kann vor seiner Einstellung einem einzelstaatlichen
Zustimmungsverfahren unterzogen werden, damit ge-
wihrleistet ist, daf§ diese Einstellung im Einklang mit den
einzelstaatlichen Beurlaubungsregelungen steht. Der be-
treffende Mitgliedstaat legt dieses Verfahren im einzelnen
fest.

(4) Fur die Einstellung von Europol-Bediensteten ist
das Auswahlverfahren gemifl Anhang 2 anzuwenden.

Artikel 25

Vor der Einstellung und bei Vertragsverlingerung wird
der Europol-Bedienstete durch einen von Europol bestell-
ten Vertrauensarzt untersucht, damit Europol die Gewifs-
heit erhilt, daf der Bewerber die Voraussetzungen von
Artikel 24 Absatz 2 Buchstabe d) erfiillt bzw. weiterhin
erfillt.

Hat die drztliche Untersuchung nach Absatz 1 ein negati-
ves drztliches Gutachten zur Folge, so kann der Bewerber
innerhalb von 20 Tagen nach der entsprechenden Mittei-
lung von Europol beantragen, daf sein Fall dem Invalidi-
tiatsausschuf§ zur endgiiltigen Entscheidung unterbreitet
wird. Der Vertrauensarzt, der das erste negative Gutach-
ten abgegeben hat, wird von dem Invaliditdtsausschufd
gehort. Der Bewerber kann dem Invalidititsausschuf§ das
Gutachten eines von ihm gewihlten Arztes vorlegen.

Artikel 26

Von dem Europol-Bediensteten kann die Ableistung einer
Probezeit von hochstens sechs Monaten verlangt werden.
Bei Verlingerung eines Vertrags nach Artikel 6 darf die
Ableistung einer Probezeit nicht verlangt werden.
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Ist der Bedienstete wihrend seiner Probezeit durch
Krankheit oder Unfall mindestens einen Monat verhin-
dert, seine Tatigkeit auszutiben, so kann der Direktor die
Probezeit um einen entsprechenden Zeitraum verldngern.

Spitestens einen Monat vor Ablauf der Probezeit ist eine
Beurteilung der Befihigung des Bediensteten zur Wahr-
nehmung der mit seinem Dienstposten verbundenen Auf-
gaben sowie seiner dienstlichen Leistungen und seiner
dienstlichen Fithrung vorzunehmen. Die Beurteilung wird
dem Betreffenden mitgeteilt, der schriftlich dazu Stellung
nehmen kann. Der Bedienstete, der nicht unter Beweis
gestellt hat, dafs seine Fihigkeiten fiir seine Weiterbe-
schiftigung ausreichen, wird entlassen.

Wenn die Leistungen des Bediensteten wihrend der Pro-
bezeit offensichtlich unzulanglich sind, kann eine Beurtei-
lung auch zu jedem anderen Zeitpunkt der Probezeit
erstellt werden. Die Beurteilung wird dem Betreffenden
mitgeteilt, der schriftlich dazu Stellung nehmen kann. Der
Direktor kann auf der Grundlage der Beurteilung
beschlieflen, den Bediensteten vor Ablauf der Probezeit
unter Einhaltung einer einmonatigen Kiindigungsfrist zu
entlassen; die Dienstzeit darf jedoch die normale Dauer
der Probezeit nicht tiberschreiten.

Der Bedienstete auf Probe, dessen Beschiftigungsverhilt-
nis beendet wird, erhilt eine Entschiadigung in Hohe eines
Drittels seines Grundgehalts je abgeleisteten Monat der
Probezeit.

Artikel 27

Der eingestellte Europol-Bedienstete wird in die erste
Besoldungsstufe der seinem Dienstposten entsprechenden
Besoldungsgruppe eingestuft. Der Direktor kann jedoch
mit Riicksicht auf die Arbeitsmarktbedingungen hinsicht-
lich des betreffenden Dienstpostens oder auf die Ausbil-
dung und besondere Erfahrung des erfolgreichen Bewer-
bers eine Einstufung des Betreffenden bis zur fiinften
Besoldungsstufe der entsprechenden Besoldungsgruppe
verfiigen. In einem solchen Fall kann die Anwendung von
Artikel 29 wihrend der Dauer des ersten Vertrags nicht
zu einem die funfte Besoldungsstufe ubersteigenden
Gehalt fihren.

Wird ein Bediensteter bei Verlingerung seines Vertrages
in dieselbe Besoldungsgruppe wie im Rahmen seines
vorherigen Vertrages eingestuft, so behilt er wenigstens
die Besoldungsstufe, die er im Rahmen seines ersten
Vertrages erreicht hat. Wird der Bedienstete in eine
hohere Besoldungsgruppe eingestuft, so geschieht dies in
der nichsthoheren Besoldungsstufe dieser Besoldungs-

gruppe.

Artikel 28

Uber Befihigung, Leistung und dienstliche Fithrung jedes
Europol-Bediensteten — mit Ausnahme des Direktors
und der stellvertretenden Direktoren — wird regelmafig,
mindestens aber einmal im Jahr, eine Beurteilung
erstellt.

Diese Beurteiltung wird dem Bediensteten bekanntgege-
ben. Er ist berechtigt, der Beurteilung alle Bemerkungen
hinzuzuftigen, die er fiir zweckdienlich halt.

Artikel 29

Der Direktor kann dem Europol-Bediensteten alle zwei
Jahre auf der Grundlage einer Beurteilung unter Beriick-
sichtigung von dessen Leistung eine hohere Einstufung
um bis zu zwei zusitzliche Besoldungsstufen gewihren.
Bei dieser Beurteilung wird auch eine Lehrtitigkeit im
Rahmen des Programms fiir die berufliche Fortbildung im
Sinne von Artikel 21 beriicksichtigt. Weitere Einzelheiten
zum Beurteilungsverfahren werden vom Verwaltungsrat
festgelegt, der aufgrund eines nach Anhorung der Perso-
nalvertretung unterbreiteten Vorschlags des Direktors

beschliefdt.

Wird eine hohere Besoldungsstufe aus Grinden mangeln-
der Leistung des betreffenden Bediensteten nicht gewihrt,
so kann dieser binnen sechs Monaten nach dieser Ent-
scheidung deren Uberpriifung beantragen.

KAPITEL 4

ARBEITSBEDINGUNGEN

Artikel 30

Die Europol-Bediensteten im aktiven Dienst stehen Euro-
pol jederzeit zur Verfigung.

Die regelmifiige Arbeitszeit betrdgt wochentlich 40 Stun-
den, die nach einer vom Direktor festgelegten Arbeitszeit-
ordnung abgeleistet werden. In diesem Rahmen kann der
Direktor nach Anhorung der Personalvertretung geeignete
Zeit- und Einsatzplidne firr bestimmte Bedienstetengrup-
pen mit besonderen Aufgaben aufstellen.

Aufgrund dienstlicher Erfordernisse oder aufgrund von
Betriebssicherheitsvorschriften kann der Bedienstete au-
Berdem verpflichtet werden, sich auflerhalb der regelma-
Bigen Arbeitszeit am Arbeitsplatz oder in seiner Wohnung
in Bereitschaft zu halten. Europol legt nach Anhorung der
Personalvertretung die Durchfuhrungsvorschriften zu die-
sem Absatz fest.

Artikel 31

Der Direktor erteilt einem Europol-Bediensteten auf des-
sen begrindeten Antrag hin die Genehmigung, seinen
Dienst in Teilzeitbeschiftigung auszuiiben. Diese Geneh-
migung ist zu versagen, wenn er der Auffassung ist, daf§
die Ausubung des Dienstes in Teilzeitbeschaftigung den
Interessen von Europol abtriglich wire.

Der Bedienstete, dem die Genehmigung erteilt worden ist,
seinen Dienst in Teilzeitbeschiftigung auszuiiben, hat
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jeden Monat gemifS den Anordnungen des Direktors den
vereinbarten Teil der regelmifligen Arbeitszeit abzulei-
sten.

Artikel 32

Die Genehmigung nach Artikel 31 wird dem Europol-
Bediensteten auf Antrag fur einen Zeitraum von hoch-
stens einem Jahr erteilt. Die Genehmigung kann jedoch
unter den gleichen Bedingungen verlingert werden. Der
Bedienstete hat dazu einen Antrag auf Verlingerung zu
stellen, der mindestens einen Monat vor Ablauf des
Zeitraums einzureichen ist, fiir den die Genehmigung
erteilt wurde.

Entfallen die Griinde, die firr die Erteilung der Genehmi-
gung mafSgebend waren, so kann der Direktor die Geneh-
migung vor Ablauf des Zeitraums, fir den sie erteilt
wurde, unter Einhaltung einer einmonatigen Benachrichti-
gungsfrist zurtckziehen.

Der Direktor kann die Genehmigung auch auf Antrag des
Bediensteten vor Ablauf des Zeitraums, fiir den sie erteilt
wurde, zuriickziehen.

Der Bedienstete hat wihrend des Zeitraums, fiir den ihm
die Genehmigung zur Ausiibung einer Teilzeitbeschifti-
gung erteilt worden ist, Anspruch auf den entsprechenden
Anteil seiner Dienstbeziige. Die Zulage fiir unterhaltsbe-
rechtigte Kinder und die Erziehungszulage werden jedoch
weiterhin in voller Hohe ausgezahlt. Die Beitrige zur
Krankheitsfiirsorge und zur Versorgungsordnung werden
unter Zugrundelegung des vollen Grundgehalts berech-
net.

Der Jahresurlaub des Bediensteten, dem die Genehmigung
zur Austbung seines Dienstes in Teilzeitbeschiftigung
erteilt worden ist, wird fiir deren Dauer entsprechend
gekiirzt. Teile von abzugsfihigen Tagen werden nicht
berucksichtigt.

Artikel 33

Der Europol-Bedienstete darf nur in dringenden Fillen
oder bei auflergewohnlichem Arbeitsanfall zur Leistung
von Uberstunden herangezogen werden; zu Nachtarbeit
sowie zu Sonntags- und Feiertagsarbeit bedarf es einer
Ermichtigung nach einem vom Direktor festgelegten Ver-
fahren. Die Gesamtzahl der von einem Bediensteten
geforderten Uberstunden darf in einem Zeitraum von
sechs Monaten 150 abgeleistete Stunden nicht tiberschrei-
ten. Von dieser Zahl kann auf Beschlufs des Direktors
und nach Anhorung der Personalvertretung abgewichen
werden, sofern ein Ausgleich in Form einer Vergiitung
oder in Form von Dienstbefreiung gewihrt wird.

Die Bediensteten haben nach MafSgabe des Anhangs 3
Anspruch darauf, daf§ die von ihnen geleisteten Uberstun-
den durch Dienstbefreiung abgegolten werden; ist es aus
dienstlichen Griinden nicht moglich, die Uberstunden
innerhalb der beiden Monate nach Ablauf des Monats, in

dem sie geleistet wurden, durch Dienstbefreiung abzugel-
ten, so haben die Bediensteten Anspruch auf eine Vergi-
tung.

Artikel 34

Dem Europol-Bediensteten, der im Rahmen von Schicht-
arbeit, die von Europol aufgrund dienstlicher Erforder-
nisse oder aufgrund von Betriebssicherheitsvorschriften
verfiigt worden ist und von Europol als tblich und
stindig angesehen wird, verpflichtet ist, regelmifSig
nachts, an Samstagen, Sonntagen oder Feiertagen zu
arbeiten, konnen Vergiitungen gewihrt werden.

Der Verwaltungsrat, der aufgrund eines vom Direktor
nach Anhorung der Personalvertretung unterbreiteten
Vorschlags beschlieSt, legt die Gruppen der betreffenden
Bediensteten, die Bedingungen fiir die Gewihrung und die
Satze dieser Verglitungen fest.

Die normale Arbeitszeit eines Bediensteten im Schicht-
dienst darf die normale jihrliche Gesamtarbeitszeit nicht
uberschreiten.

Artikel 35

Dem Europol-Bediensteten, der gemifd einer vom Direk-
tor aufgrund dienstlicher Erfordernisse oder aufgrund
von Betriebssicherheitsvorschriften erlassenen Verfiigung
verpflichtet ist, sich aufSerhalb der regelmifSigen Arbeits-
zeit in Bereitschaft zu halten, konnen Vergiitungen
gewihrt werden.

Der Verwaltungsrat, der aufgrund eines vom Direktor
nach Anhorung der Personalvertretung unterbreiteten
Vorschlags beschliefSt, legt die Gruppen der betreffenden
Bediensteten, die Bedingungen fiir die Gewahrung und die
Sitze dieser Vergiitungen fest.

Artikel 36

Dem Europol-Bediensteten steht fiir jedes Kalenderjahr
ein Jahresurlaub von dreiffig Arbeitstagen zu.

Neben dem Jahresurlaub kann ihm in Ausnahmefillen
auf Antrag Dienstbefreiung gewdhrt werden. Die Bedin-
gungen fiir diese Beurlaubungen sind in Anhang 4 gere-
gelt.

Artikel 37

Unabhingig von den Beurlaubungen nach Artikel 36 hat
eine werdende Mutter bei Vorlage einer &rztlichen
Bescheinigung Anspruch auf Mutterschaftsurlaub; dieser
beginnt frithestens sechs Wochen vor dem in der Beschei-
nigung angegebenen mutmaflichen Tag der Entbindung
und endet zehn Wochen nach der Entbindung; der Mut-
terschaftsurlaub darf jedoch unabhingig vom Zeitpunkt
des Beginns in keinem Fall weniger als sechzehn Wochen
betragen.
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Der Mutterschaftsurlaub muf§ einen obligatorischen Mut-
terschaftsurlaub von mindestens zwei Wochen vor und
nach der Entbindung umfassen.

Einer werdenden Mutter wird eine Freistellung von der
Arbeit gewihrt, die es ihr erlaubt, die Vorsorgeuntersu-
chungen wihrend der Schwangerschaft ohne Gehaltsein-
bufSen wahrzunehmen, wenn diese Untersuchungen wiah-
rend der Dienstzeit stattfinden miissen.

Artikel 38

(1)  Weist ein Europol-Bediensteter nach, dafS er wegen
Erkrankung infolge eines Unfalls seinen Dienst nicht
ausiiben kann, so erhilt er Krankheitsurlaub. Der Krank-
heitsurlaub tibersteigt nicht drei Monate oder die Dauer
der von dem Bediensteten abgeleisteten Dienstzeit, sofern
diese linger ist. Dieser Urlaub kann nicht uber die
Laufzeit des Vertrags des Bediensteten hinaus andauern.

Der betreffende Bedienstete hat Europol unverziiglich von
seiner Dienstunfahigkeit zu unterrichten und dabei seinen
Aufenthaltsort anzugeben. Er kann daraufhin einer von
Europol veranlafiten arztlichen Untersuchung unterzogen
werden.

Der Direktor kann den Invalidititsausschufs mit dem Fall
eines Bediensteten befassen, dessen Krankheitsurlaub ins-
gesamt zwOlf Monate wihrend eines Zeitraums von drei
Jahren tiberschreitet.

(2)  Der Bedienstete kann aufgrund einer Untersuchung
durch den von Europol benannten Vertrauensarzt von
Amts wegen beurlaubt werden, wenn sein Gesundheitszu-
stand dies erfordert oder wenn in seiner hdauslichen
Gemeinschaft eine ansteckende Krankheit aufgetreten ist.

(3) Nach Ablauf der in Absatz 1 genannten Fristen
erhilt der Bedienstete, dessen Beschiftigungsverhaltnis
nicht beendet wird, obwohl er seine Tatigkeit noch nicht
wiederaufnehmen kann, einen unbezahlten Urlaub.

Hat sich der Bedienstete jedoch eine Berufskrankheit
zugezogen oder hat er in Wahrnehmung seiner Dienst-
pflichten einen Unfall erlitten, so erhilt er wiahrend der
gesamten Zeit seiner Arbeitsunfihigkeit weiterhin seine
Dienstbeziige in voller Hohe, solange er kein Ruhegehalt
wegen Dienstunfihigkeit nach Artikel 65 bezieht.

Artikel 39

Der Europol-Bedienstete darf dem Dienst aufler bei
Krankheit oder Unfall nicht ohne vorherige Zustimmung
seines Vorgesetzten fernbleiben. Unbeschadet der etwai-
gen disziplinarrechtlichen Folgen wird jedes unbefugte
Fernbleiben vom Dienst, das ordnungsgemif festgestellt
worden ist, auf den Jahresurlaub des Bediensteten ange-
rechnet.

Artikel 40

Das Verzeichnis der Feiertage wird vom Verwaltungsrat
festgelegt, der aufgrund eines nach Anhorung der Perso-
nalvertretung unterbreiteten Vorschlags des Direktors

beschliefit.

Artikel 41

In Ausnahmefillen kann dem Europol-Bediensteten auf
Antrag ein unbezahlter Urlaub aus zwingenden personli-
chen Griinden gewihrt werden. Der Direktor setzt die
Dauer des Urlaubs fest, der nicht mehr als ein Viertel der
abgeleisteten Dienstzeit betragen und in keinem Fall
hoher sein darf als

— drei Monate, wenn der Bedienstete weniger als vier
Jahre Dienstzeit abgeleistet hat,

— sechs Monate in den anderen Fillen.

Waihrend des unbezahlten Urlaubs ist die in Artikel 56
vorgesehene Sicherung bei Krankheit und Unfillen unter-
brochen.

Weist ein Bediensteter jedoch nach, dafl er von keiner
anderen offentlichen Versicherungseinrichtung gegen die
in Artikel 56 genannten Risiken gesichert werden kann,
so kann er, nachdem er spitestens in dem auf den Beginn
des Urlaubs aus personlichen Griinden folgenden Monat
einen entsprechenden Antrag gestellt hat, weiter den in
diesem Artikel vorgesehenen Schutz beanspruchen, sofern
er die Beitrige, die zur Deckung der in Artikel 56
genannten Risiken erforderlich sind, wihrend der Dauer
des Urlaubs zur Halfte tragt; die Beitrige werden nach
dem letzten Grundgehalt des Bediensteten berechnet.

Weist der Bedienstete ferner nach, dafd er bei keiner
anderen Versorgungseinrichtung Ruhegehaltsanspriiche
erwerben kann, so kann er auf Antrag weiterhin neue
Ruhegehaltsanspriiche wihrend der Dauer seines unbe-
zahlten Urlaubs erwerben, sofern er einen Beitrag entrich-
tet, der dreimal so hoch ist wie der in Artikel 78
vorgesehene Satz; die Beitrage werden nach dem der
Besoldungsgruppe und der Besoldungsstufe des Bedienste-
ten entsprechenden Grundgehalt berechnet.

Artikel 42

Der Europol-Bedienstete, der zur Ableistung des Grund-
wehrdienstes oder Ersatzdienstes herangezogen wird, an
Wehriibungen teilzunehmen hat oder zum Wehrdienst
einberufen wird, erhilt Urlaub zur Erfiilllung staatsbiir-
gerlicher Pflichten; bei Bediensteten, die aufgrund eines
Vertrages auf bestimmte Dauer eingestellt sind, darf die
Dauer dieser Beurlaubung in keinem Fall die Vertrags-
dauer iberschreiten.

Dem Bediensteten, der zur Ableistung des gesetzlich vor-
geschriebenen Grundwehrdienstes oder Ersatzdienstes
herangezogen wird, werden keine Dienstbeziige gewahrt.
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Der Erwerb von Ruhegehaltsanspriichen dauert an, wenn
der Bedienstete nach Beendigung der Wehrdienst- oder
Ersatzdienstverpflichtung nachtriglich seine Versorgungs-
beitrage entrichtet.

Ein Bediensteter, der an Wehriibungen teilzunehmen hat
oder zum Wehrdienst (aufSer Grundwehrdienst) einberu-
fen wird, erhilt fir diese Zeit seine Dienstbeziige; diese
werden jedoch um den an ihn gezahlten Wehrsold
gekiirzt.

KAPITEL 5

BEZUGE UND KOSTENERSTATTUNG

Artikel 43

Die Dienstbeziige des Europol-Bediensteten umfassen ein
Grundgehalt, Familienzulagen und gegebenenfalls andere
Zulagen. Sie lauten auf die Wihrung des Landes, in dem
der Bedienstete seinen Dienst ausiibt, und werden in
dieser Wahrung ausgezahlt.

Artikel 44

Der Verwaltungsrat uberprift jahrlich das Besoldungs-
niveau der Europol-Bediensteten. Er prift hierbei, ob
infolge geanderter Lebenshaltungskosten in Den Haag
eine Anpassung der Bezlige angebracht ist. Berticksichtigt
werden insbesondere etwaige Anderungen der Gehilter
im offentlichen Dienst der Mitgliedstaaten sowie die
Erfordernisse der Gewinnung von Personal fiir Europol.

Aufgrund der jihrlichen Uberpriifung des Besoldungsni-
veaus konnen die Grundgehilter und Zulagen angepafSt
werden. Die Entscheidung erfolgt durch einstimmigen
Beschlufs des Rates gemifl dem Verfahren des Titels VI
des Vertrags uber die Europaische Union auf der Grund-
lage eines Vorschlags des Verwaltungsrates.

Artikel 45

Das Monatsgrundgehalt wird in niederlindischen Gulden
fir jede Besoldungsgruppe und jede Besoldungsstufe nach
folgender Tabelle festgesetzt:

Besol- Besoldungsstufe
dungs-
gruppe 1 2 3 4 N 6 7 8 9 10 11
1 24 500
2 22 000
3 15100 | 15490 | 15880 |16 300 | 16 720 | 17 160 | 17 598 | 18 060 | 18 525 | 19 015 | 19 500
4 13150 | 13500 | 13845 | 14210 |14 575 | 14960 | 15340 | 15745 |16 150 | 16 575 | 17 000
N 10835 | 11120 | 11400 |11 700 |12 000 |12 320 |12 635 [ 12970 {13 300 | 13 650 | 14 000
6 9285| 9530| 977510035 (10290 | 10560 | 10830 | 1111511400 |11 700 | 12000
7 7740 7945 | 8145 | 8360 | 8575 | 8800 | 9025 | 9265 | 9500 9750 |10000
8 6580 6755| 6925 | 7110 | 7290 | 7480 | 7670 | 7875 | 8075 | 8290 | 8500
9 5800| 5955| 6110| 6270 | 6430| 6600 6770 | 6950 | 7125 | 7315| 7500
10 5030 | S165| 5295| 5435| §570| 5720 5870 | 6025 | 6175 | 6340 | 6500
11 4875 5005| S5130| 5265| 5400 | 5545| 5685 | 5835 | 5985 | 6145 | 6300
12 3870 3975| 4075 | 4180 | 4285 | 4400 | 4515 | 4635| 4750 4875| 5000
13 3325 3415| 3500 3595 | 3685 | 3785 | 3880 | 3985| 4085| 4195| 4300
Artikel 46 Art anzugeben; diese werden von den nach Anhang §

(1)  Die Familienzulagen umfassen:
a) die Haushaltszulage;
b) die Zulage fur unterhaltsberechtigte Kinder;

¢) die Erziehungszulage.

(2)  Bedienstete, die Familienzulagen nach diesem Arti-
kel erhalten, haben anderweitig gezahlte Zulagen gleicher

Artikel 1, 2 und 3 gezahlten Zulagen abgezogen.

(3) Die Zulage fiir unterhaltsberechtigte Kinder kann
durch eine besondere mit Grinden versehene Verfiigung
des Direktors auf den doppelten Betrag erhoht werden,
wenn durch arztliche Unterlagen nachgewiesen wird, dafs
das betreffende Kind an einer geistigen oder korperlichen
Behinderung leidet, die fur den Bediensteten zu erheb-
lichen Ausgaben fiihrt.
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(4)  Werden diese Familienzulagen gemiff Anhang 5
Artikel 1, 2 und 3 an eine andere Person als den
Bediensteten gezahlt, so sind die Absitze 2 und 3 auf
diesen Empfinger anwendbar.

Artikel 47

Der Europol-Bedienstete erhdlt wahrend eines befristeten
Beschiftigungsverhiltnisses eine Auslandszulage in Form
eines Pauschalbetrags, der in Anhang 5 nach Dienstran-
gen festgelegt ist. Tritt der Bedienstete in ein unbefristetes
Beschiftigungsverhiltnis ein, so wird diese Zulage jihr-
lich um 10 v.H. der anfinglichen Zulage gekiirzt.

Artikel 48

Beim Tode eines Europol-Bediensteten haben der iiberle-
bende Ehegatte oder die unterhaltsberechtigten Kinder bis
zum Ende des dritten auf den Sterbemonat folgenden
Monats Anspruch auf die vollen Dienstbeziige des Ver-
storbenen.

Der genannte Zeitraum verlingert sich auf 12 Monate,
wenn der Bedienstete aufgrund eines der in Artikel 65
Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Umstinde verstorben
ist.

Beim Tode eines Empfingers von Versorgungsbeziigen
gelten die vorstehenden Bestimmungen entsprechend.

Artikel 49

Die Familienzulagen, die Auslandszulage und sonstige
Pauschalzulagen werden nach Anhang 5 festgelegt.

Artikel 50

Im Rahmen der Artikel 51 bis 54 hat der Europol-
Bedienstete Anspruch auf Erstattung der angemessenen
Kosten, die ihm beim Dienstantritt, bei einer Versetzung
oder beim Ausscheiden aus dem Dienst sowie in Wahr-
nehmung oder anldfSlich der Wahrnehmung seiner Dienst-
pflichten entstanden sind, gemaf§ den in Anhang 5 festge-
legten Bedingungen.

Artikel 51

Der Europol-Bedienstete hat Anspruch auf Erstattung der
Umzugskosten gemifl den in Anhang 5 festgelegten
Bedingungen. Diese Erstattung wird auch dann gewibhrt,
wenn das Beschaftigungsverhaltnis wahrend der Probezeit
beendet wird, es sei denn, diese Beendigung erfolgt des-
halb, weil das Verhalten des Bediensteten nicht mit einer
Zugehorigkeit zu Europol zu vereinbaren ist.

Artikel 52

Es wird eine Mietzulage gemifS den in Anhang 5 festge-
legten Bedingungen gezahlt.

Artikel 53

Die angemessenen Kosten, die dem Europol-Bediensteten
bei Dienstantritt entstehen, werden gemiff den in An-
hang 5 festgelegten Bedingungen erstattet.

Artikel 54

Es erfolgt eine Erstattung der Reisekosten vom Ort der
dienstlichen Verwendung zum Herkunftsort gemafS den in
Anhang 5 festgelegten Bedingungen.

Artikel 55

(1)  Die Dienstbeziige werden dem Europol-Bedienste-
ten am 15. Tag jedes Monats fiir den laufenden Monat
gezahlt. Der Betrag der Dienstbeziige wird auf volle
Wihrungseinheiten aufgerundet.

(2)  Besteht kein Anspruch auf volle Monatsdienstbe-
ziige, so erfolgt eine Aufteilung des Betrags in DreifSigstel,
und die Anzahl der zu zahlenden DreifSigstel entspricht

a) bei 15 oder weniger zu vergiitenden Tagen der tat-
sachlichen Zahl der zu vergiitenden Tage;

b) bei mehr als 15 zu vergitenden Tagen dem Unter-
schied zwischen 30 und der tatsichlichen Zahl der
nicht zu vergitenden Tage.

(3) Entsteht der Anspruch auf Familienzulagen und
Auslandszulage nach dem Dienstantritt des Bediensteten,
so erhilt er die Zulagen vom ersten Tag des Monats an,
in dem der Anspruch entsteht. Bei Erloschen des
Anspruchs auf diese Zulagen werden sie dem Bedienste-
ten bis zum letzten Tag des Monats gezahlt, in dem der
Anspruch erlischt.

KAPITEL 6

SOZIALE SICHERHEIT

Abschnitt A

Sicherung bei Krankheit und Unfillen, sonstige
Sozialleistungen

Artikel 56

(1)  In Krankheitsfillen wird dem Europol-Bedienste-
ten, seinem Ehegatten, sofern dieser nicht nach anderen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften Leistungen dersel-
ben Art und in derselben Hohe erhalten kann, seinen
Kindern und den sonstigen unterhaltsberechtigten Perso-
nen im Sinne von Anhang 5 Artikel 2 nach einer Rege-
lung, die der Verwaltungsrat aufgrund eines vom Direk-
tor nach Anhorung der Personalvertretung unterbreiteten
Vorschlags beschliefSt, Ersatz der Aufwendungen bis zu
80 v.H. gewihrleistet. Dieser Satz wird fiir die folgenden
Leistungen auf 85 v.H. angehoben: Beratungen und Besu-
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che, chirurgische Eingriffe, Krankenhausbehandlung, Arz-
neimittel, Rontgenuntersuchungen, Analysen, Laborunter-
suchungen und arztlich verordnete prothetische Apparate
mit Ausnahme von Zahnprothesen. Im Falle von Tuber-
kulose, Kinderlihmung, Krebs, Geisteskrankheiten und
anderen vom Direktor als vergleichbar schwer anerkann-
ten Krankheiten sowie fiir Untersuchungen zur Frith-
erkennung und im Falle der Entbindung erhoht sich auf
100 v.H. Der Erstattungssatz von 100 v.H. gilt jedoch
nicht, wenn im Fall von Berufskrankheiten und Unfillen
Artikel 57 zur Anwendung gekommen ist.

Der zur Sicherstellung dieser Krankheitsfursorge erforder-
liche Beitrag wird zu einem Drittel von dem Bediensteten
getragen; dieser Beitrag darf jedoch 2 v.H. seines Grund-
gehalts nicht tiberschreiten.

(2)  Weist ein endgiiltig aus dem Dienst ausscheidender
Bediensteter nach, dafS er von keiner anderen 6ffentlichen
Krankheitsfiirsorge gesichert werden kann, so kann er
spatestens innerhalb des auf sein Ausscheiden aus dem
Dienst folgenden Monats fiir einen Zeitraum von hoch-
stens sechs Monaten nach seinem Ausscheiden aus dem
Dienst beantragen, weiter durch die Krankheitsfiirsorge
nach Absatz 1 gesichert zu werden. Der Beitrag nach
Absatz 1 wird nach dem letzten Grundgehalt des Bedien-
steten berechnet und von diesem zur Hilfte getragen.

Durch eine vom Direktor nach Einholung eines Gutach-
tens eines Vertrauensarztes von Europol getroffene Verfiu-
gung finden die Frist von einem Monat fiir die Einrei-
chung des Antrags sowie die in Unterabsatz 1 vorgese-
hene Begrenzung auf sechs Monate keine Anwendung,
wenn der Betreffende an einer schweren oder langdauern-
den Krankheit leidet, die er sich vor dem Ausscheiden aus
dem Dienst zugezogen und die er vor Ablauf des in
Unterabsatz 1 vorgesehenen Zeitraums von sechs Mona-
ten gemeldet hat, und sofern er sich einer durch Europol
veranlafSten arztlichen Untersuchung unterzieht.

(3)  Der geschiedene Ehegatte eines Bediensteten, das
nicht mehr unterhaltsberechtigte Kind eines Bediensteten
sowie die Person, die nicht mehr im Sinne von Anhang 5
Artikel 2 unterhaltsberechtigt ist, konnen als von dem
Bediensteten mitversicherte Personen fiir einen Zeitraum
von hochstens einem Jahr weiter in den Genufd der
Krankheitsfirsorge gemafl Absatz 1 gelangen, sofern sie
nachweisen, dafS sie keine Erstattungen von einer anderen
Offentlichen Krankenversicherung erhalten konnen. Fir
diesen Versicherungsschutz wird kein Beitrag erhoben.
Der vorstehend genannte Zeitraum beginnt an dem Tag,
an dem die Scheidung rechtskraftig wird, beziehungsweise
an dem Tag, an dem die Eigenschaft als unterhaltsberech-
tigtes Kind oder als einem unterhaltsberechtigten Kind
gleichgestellte Person endet.

(4)  Ist ein Bediensteter bis zu seinem 62. Lebensjahr im
Dienst von Europol verblieben oder bezieht er ein Ruhe-
gehalt wegen Dienstunfihigkeit, so findet Absatz 1 auch
nach dem Ausscheiden aus dem Dienst Anwendung. Der
Berechnung des Beitrags wird das Ruhegehalt zugrunde
gelegt.

Die gleiche Regelung gilt fiir den Empfanger einer Hinter-
bliebenenversorgung infolge des Todes eines Bediensteten
im aktiven Dienst, eines Bediensteten, der bis zum 62. Le-
bensjahr im Dienst von Europol verblieben ist, oder eines
Empfiangers von Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit.
Der Berechnung des Beitrags werden die Hinterbliebenen-
beziige zugrund gelegt.

(5) Absatz 1 findet auch auf folgende Personen
Anwendung, sofern sie von keiner anderen offentlichen
Krankheitsfirrsorge gesichert werden konnen:

a) den ehemaligen Bediensteten, der vor Vollendung des
62. Lebensjahres aus dem Dienst von Europol ausge-
schieden ist und ein Altersruhegehalt erhalt.

b) den Empfinger einer Hinterbliebenenversorgung in-
folge des Todes eines ehemaligen Bediensteten, der
vor Vollendung des 62. Lebensjahres aus dem Dienst
von Europol ausgeschieden ist.

Der Beitrag nach Absatz 1 wird auf der Grundlage des
Ruhegehalts des ehemaligen Bediensteten berechnet und
vom Berechtigten zur Hailfte getragen. Auf den Empfin-
ger eines Waisengeldes findet Absatz 1 jedoch nur auf
seinen Antrag hin Anwendung. Der Beitrag wird auf der
Grundlage des Waisengeldes berechnet.

(6)  Ubersteigen die nicht ersetzten Aufwendungen in
einem Zeitraum von zwolf Monaten ein halbes Monats-
grundgehalt des Bediensteten oder ein halbes Ruhegehalt,
so gewahrt der Direktor eine Sondererstattung; hierbei
sind die Familienverhiltnisse des Betreffenden unter
Zugrundelegung der Regelung nach Absatz 1 zu beriick-
sichtigen.

(7)  Der Berechtigte hat anzugeben, in welcher Hohe
ihm von einer anderen gesetzlichen Krankenversicherung
fuir sich selbst oder eine von ihm mitversicherte Person
Kosten erstattet wurden bzw. er Anspruch auf die Erstat-
tung der Kosten hat.

Ubersteigt der Gesamtbetrag des Kostenersatzes, den er
erhalten konnte, die Summe der in Absatz 1 vorgesehene
Erstattungsbetrige, so wird der Unterschiedsbetrag von
dem Betrag abgezogen, der aufgrund des Absatzes 1 zu
erstatten ist, mit Ausnahme der Erstattungsbetrige, die er
aufgrund einer privaten Zusatzkrankenversicherung er-
halten hat, die zur Deckung des Teils der Kosten
bestimmt ist, der von der Europol-Krankheitsfiirsorge
nicht erstattet wird.

Artikel 57

(1)  Der Europol-Bedienstete wird vom Tage seines
Dienstantritts an gemafS einer vom Verwaltungsrat nach
Anhorung der Personalvertretung beschlossenen Regelung
fir den Fall von Berufskrankheiten und Unfillen gesi-
chert. Fiir die Sicherung bei Krankheit und Unfillen
auflerhalb des Dienstes hat er sich bis zu 0,1 v. H. seines
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Grundgehalts als Beitrag zu leisten. In dieser Regelung ist
festzulegen, fiir welche Fille die Sicherung nicht gilt.

(2)  Als Leistungen werden garantiert:

a) im Todesfall:

Zahlung eines Kapitalbetrags in fiinffacher Hohe des
jahrlichen Grundgehalts, bemessen nach dem Monats-
grundgehiltern des Bediensteten in den letzten zwolf
Monaten vor dem Unfall; dieses Kapital wird an die
nachstehend aufgefithrten Personen gezahlt:

— an den Ehegatten und an die Kinder des verstorbe-
nen Bediensteten nach dem fiir ihn geltenden
Erbrecht; der an den Ehegatten zu zahlende Betrag
darf jedoch nicht unter 25 v.H. des Kapitals
liegen;

— falls Personen der vorstehend genannten Gruppe
nicht vorhanden sind: an die anderen Abkomm-
linge nach dem fiir den Bediensteten geltenden
Erbrecht;

— falls Personen der vorstehend genannten beiden
Gruppen nicht vorhanden sind; an die Verwand-
ten aufsteigender gerader Linie nach dem fir den
Bediensteten geltenden Erbrecht;

— falls Personen der vorstehend genannten drei
Gruppen nicht vorhanden sind: an Europol;

b) bei dauernder Vollinvaliditat:

Zahlung eines Kapitalbetrags in achtfacher Hohe des
jahrlichen Grundgehalts, bemessen nach den Monats-
grundgehiltern des Bediensteten in den letzten zwolf
Monaten vor dem Unfall;

c) bei dauernder Teilinvaliditit:

Zahlung eines Teils des unter Buchstabe b) vorgesehe-
nen Betrages, berechnet nach der Tabelle der in
Absatz 1 genannten Regelung.

Die in diesem Absatz genannten Leistungen konnen
zusdtzlich zu den im Rahmen der Versorgungsordnung
vorgesehenen Leistungen gewihrt werden.

(3)  Auflerdem werden unter den Bedingungen der in
Absatz 1 erwidhnten Regelung erstattet: die Kosten fir
arztliche Behandlung, Arzneimittel, Krankenhausaufent-
halt, operative Eingriffe, Prothesen, Rontgenaufnahmen,
Massagen, orthopidische und klinische Behandlung, die
Kosten fiir den Krankentransport sowie alle gleichartigen,
durch den Unfall oder die Berufskrankheit verursachten
Kosten.

Diese Erstattung erfolgt jedoch erst nach Inanspruch-
nahme des in Artikel 56 vorgesehenen Ersatzes von
Aufwendungen und insoweit, als dieser die Kosten nicht

deckt.

Artikel 58

Die Artikel 56 und 57 finden Anwendung wihrend der
Dienstzeit, wihrend des Krankheitsurlaubs und wihrend

des in Artikel 38 sowie in Artikel 41 vorgesehenen
unbezahlten Urlaubs zu den dort vorgesehenen Bedingun-
gen.

Artikel 56 gilt fur Europol-Bedienstete, die ein Ruhege-
halt wegen Dienstunfihigkeit beziehen, fiir Empfanger
von Hinterbliebenenbeziigen sowie fiir die Bediensteten,
die ein Altersruhegehalt beziehen.

Wird jedoch bei der drztlichen Untersuchung, der sich der
Bedienstete nach Artikel 25 zu unterziehen hat, festge-
stellt, dafs er krank oder gebrechlich ist, so kann der
Direktor verfigen, dafl entstehende Kosten von der
Erstattung nach Artikel 56 ausgeschlossen werden, soweit
es sich um Folgeerscheinungen oder Nachwirkungen die-
ser Krankheit oder dieses Gebrechens handelt.

Artikel 59

(1)  Der ehemalige Europol-Bedienstete, der nach dem
Ausscheiden aus dem Dienst von Europol arbeitslos ist
und:

— der von Europol kein Altersruhegehalt und kein
Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit bezieht;

— dessen Ausscheiden aus dem Dienst nicht aufgrund
einer Entlassung auf Antrag oder einer Auflosung des
Vertrags aus disziplinarischen Griinden oder wihrend
der Probezeit erfolgt ist,

— der eine Mindestdienstzeit von sechs Monaten zuriick-
gelegt hat,

— und der in einem Mitgliedstaat der Europdischen
Union seinen Wohnsitz hat,

erhilt unter den nachstehend festgelegten Bedingungen
ein monatliches Arbeitslosengeld.

Hat er Anspruch auf Arbeitslosengeld aus einer einzel-
staatlichen Versicherung, so ist er verpflichtet, dies Euro-
pol anzugeben. In diesem Fall wird der Betrag dieses
Arbeitslosengeldes von dem nach Absatz 3 gezahlten
abgezogen.

(2)  Um Arbeitslosengeld zu erhalten, mufd der ehema-
lige Bedienstete

a) auf seinen Antrag hin beim Arbeitsamt des Mitglied-
staates, in dem er seinen Wohnsitz genommen hat, als
Arbeitssuchender gemeldet sein,

b) die in diesem Mitgliedstaat gesetzlich vorgeschriebe-
nen Auflagen erfiillen, die fir den Empfinger von
Arbeitslosengeld aufgrund dieser Rechtsvorschriften
gelten,

¢) Europol jeden Monat eine Bescheinigung des zustin-
digen einzelstaatlichen Arbeitsamtes vorlegen, aus der
hervorgeht, ob er den Auflagen und Bedingungen
nach Buchstaben a) und b) nachgekommen ist oder
nicht.
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Die Leistung kann von Europol auch dann gewihrt oder
beibehalten werden, wenn die unter Buchstabe b) genann-
ten einzelstaatlichen Auflagen nicht erfullt sind, und zwar
im Falle von Krankheit, Unfall, Mutterschaft, Invaliditit
oder einer diesen gleichgestellten Situation oder wenn
die zustindige einzelstaatliche Behorde den ehemaligen
Bediensteten von der Erfiillung dieser Auflagen befreit
hat.

Der Verwaltungsrat legt die fir die Anwendung dieses
Absatzes erforderlichen Bestimmungen fest.

(3)  Das Arbeitslosengeld wird unter Beriicksichtigung
des Grundgehaltes festgesetzt, das der ehemalige Bedien-
stete zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem Dienst
bezog. Dieses Arbeitslosengeld wird wie folgt festgesetzt:

— 60% des Grundgehalts wihrend eines Anfangszeit-
raums von zwolf Monaten;

— 45% des Grundgehalts vom 13. bis zum 18. Monat;

— 30% des Grundgehalts vom 19. bis zum 24. Monat.

Die auf diese Weise bestimmten Betrage diirfen nicht
weniger als 1650 NLG und nicht mehr als 3 300 NLG
betragen.

Die obengenannten Mindest- und Hochstbetridge konnen
jahrlich vom Verwaltungsrat tberpriift werden.

(4)  Der ehemalige Bedienstete erhilt das Arbeitslosen-
geld wihrend eines Zeitraums von hochstens vierund-
zwanzig Monaten von dem Tage an, an dem er aus dem
Dienst ausscheidet. Erfillt der ehemalige Bedienstete
jedoch wihrend dieses Zeitraums die in den Absitzen 1
und 2 vorgesehenen Bedingungen nicht mehr, so wird die
Zahlung des Arbeitslosengeldes unterbrochen. Das Ar-
beitslosengeld wird erneut gezahlt, falls der ehemalige
Bedienstete vor Ablauf dieses Zeitraums die genannten
Bedingungen erneut erfiillt, ohne einen Anspruch auf eine
nationale Arbeitslosenunterstiitzung erworben zu haben.

(5)  Ein ehemaliger Bediensteter, der Arbeitslosengeld
bezieht, hat Anspruch auf die in Artikel 46 vorgesehenen
Familienzulagen. Die Haushaltszulage wird gemifS An-
hang 5 Artikel 1 auf der Grundlage des Arbeitslosengel-
des berechnet.

Der Betreffende mufS gleichartige Zulagen, die von ande-
rer Seite fur ihn selbst oder seinen Ehegatten gezahlt
werden, angeben; diese Zulagen werden von den auf der
Grundlage dieses Artikels zu zahlenden Zulagen abgezo-
gen.

Ein ehemaliger Bediensteter, der Arbeitslosengeld bezieht,
hat unter den Voraussetzungen des Artikels 56 Anspruch
auf die Sicherung im Krankheitsfall, ohne beitragspflich-
tig zu sein.

(6) Die Europol-Bediensteten tragen zu einem Drittel
zur Finanzierung der Arbeitslosenversicherung bei. Dieser

Beitrag wird auf 0,4 % des Grundgehalts des Betreffenden
festgesetzt. Dieser Beitrag wird monatlich vom Gehalt des
Betreffenden abgezogen und zusammen mit den weiteren
zwei Dritteln, die zu Lasten von Europol gehen, an einen
Arbeitslosensonderfonds gezahlt.

Europol iiberweist dem Fonds seinen Beitrag monatlich,
spitestens acht Tage nach der Auszahlung der Dienstbe-
zige.

(7)  Auf das Arbeitslosengeld, das dem arbeitslosen
ehemaligen Europol-Bediensteten gezahlt wird, finden die
Bestimmungen und das Verfahren fiir die Erhebung der
Steuer Anwendung, die auch fir die Dienstbeziige der
Europol-Bediensteten gelten.

(8) Im Rahmen ihrer einzelstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten tragen die fiir Beschiftigung und Arbeitslosigkeit
zustandigen einzelstaatlichen Stellen sowie Europol fir
eine effiziente Zusammenarbeit Sorge, damit dieser Arti-
kel ordnungsgemifs angewandt wird.

(9)  Die Durchfuhrungsmodalititen zu diesem Artikel
sind Gegenstand einer Regelung, die unbeschadet der
Bestimmungen von Absatz 2 letzter Unterabsatz vom
Verwaltungsrat aufgrund eines Vorschlags des Direktors
nach Anhorung der Personalvertretung festgelegt wird.

Artikel 60

(1) Bei der Geburt eines Kindes des Europol-Bedienste-
ten wird der Person, die das Kind in ihrer Obhut hat,
eine Zulage in Hohe von 440 NLG gezahlt.

Die Zulage wird auch dem Bediensteten gezahlt, der an
Kindes statt ein Kind annimmt, das das fiinfte Lebensjahr
nicht uberschritten hat und im Sinne von Anhang §
Artikel 2 unterhaltsberechtigt ist.

(2)  Diese Zulage wird auch dann gewihrt, wenn die
Schwangerschaft nach mindestens 28 Wochen unterbro-
chen wird und eine entsprechende drztliche Bescheinigung
vorgelegt wird.

(3) Der Empfianger einer Geburtenzulage hat die fir
dasselbe Kind gezahlten Zulagen gleicher Art anzugeben;
diese werden von der in diesem Artikel vorgesehenen
Zulage abgezogen. Sind beide Elternteile Bedienstete bei
Europol, so wird die Zulage nur einmal gezahlt.

Artikel 61

Beim Tode eines Europol-Bediensteten, seines Ehegatten,
seiner unterhaltsberechtigten Kinder oder sonstiger im
Sinne von Anhang 5 Artikel 2 unterhaltsberechtigten
Personen, die mit ihm in hiuslicher Gemeinschaft lebten,
erstattet Europol die Kosten fiir die Uberfithrung des
Verstorbenen vom Ort der dienstlichen Verwendung des
Bediensteten nach dessen Herkunftsort.
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Stirbt ein Bediensteter im Laufe einer Dienstreise, so
erstattet Europol die Kosten fiir die Uberfilhrung des
Verstorbenen vom Sterbeort nach seinem Herkunftsort.

Artikel 62

Europol-Bedienstete, ehemalige Europol-Bedienstete oder
Rechtsnachfolger eines verstorbenen Europol-Bedienste-
ten, die sich infolge einer schweren oder lingeren Krank-
heit in einer besonders schwierigen Lage befinden oder
wegen eines wihrend der Dauer des Beschaftigungsver-
haltnisses erlittenen Unfalles arbeitsunfahig sind und die
nachweisen, daf$ sie keinem anderen System der sozialen
Sicherheit angehoren, das Erstattungen wegen dieser
Krankheit oder dieses Unfalls leistet, konnen vom Direk-
tor Zuwendungen, Darlehen oder Vorschiisse erhalten.

Abschnitt B

Sicherung im Invaliditits- und Todesfall

Artikel 63

Der Europol-Bedienstete wird unter den nachstehenden
Bedingungen wihrend der Dauer seines Beschiftigungs-
verhaltnisses fur den Invaliditits- und Todesfall gesi-
chert.

Die Leistungen und Garantien aufgrund dieses Abschnitts
ruhen, wenn die Zahlung der Beziige aus dem Beschifti-
gungsverhiltnis des Bediensteten aufgrund dieses Status
vortibergehend eingestellt ist.

Artikel 64

Wird bei der drztlichen Untersuchung vor der Einstellung
des Europol-Bediensteten festgestellt, daf$ er krank oder
gebrechlich ist, so kann der Direktor verfiigen, daf§ die
fiir den Fall der Invaliditit oder des Todes vorgesehenen
Garantien erst vier Jahre nach dem Eintritt in den Dienst
von Europol wirksam werden, soweit es sich um Folge-
erscheinungen oder Nachwirkungen dieser Krankheit
oder dieses Gebrechens handelt.

Der Bedienstete kann diese Verfiigung vor dem Invalidi-
tatsausschufl, der nach Anhang 7 eingesetzt wird, anfech-
ten.

Artikel 65

(1) Ist der Europol-Bedienstete voll dienstunfihig
geworden und mufd er deshalb aus dem Dienst von
Europol ausscheiden, so erhilt er ein Ruhegehalt wegen
Dienstunfihigkeit, dessen Hohe wie folgt festgelegt wird:

Ist die Dienstunfihigkeit durch einen Unfall in Ausiibung
des Dienstes oder anliflich der Ausiibung des Dienstes,
durch eine Berufskrankheit oder durch eine aufopfernde

Tat im Interesse des Gemeinwohls oder dadurch entstan-
den, dafs der Bedienstete sein Leben eingesetzt hat, um ein
Menschenleben zu retten, so betrigt das Ruhegehalt
wegen Dienstunfahigkeit 90 v. H. des letzten Grundge-
halts des Bediensteten.

Ist die Dienstunfihigkeit durch eine andere Ursache ent-
standen, so entspricht der Satz des Ruhegehalts wegen
Dienstunfahigkeit, das nach dem letzten Grundgehalt des
Bediensteten berechnet wird, fiir jedes Jahr vom Zeit-
punkt des Dienstantritts bis zur Vollendung des 62. Le-
bensjahres 2 v. H.; dieser Satz wird um 2 v. H. fir jedes
nach Anhang 6 Artikel 9 Absidtze 2 und 3 angerechnete
ruhegehaltsfihige Dienstjahr erhoht; der Gesamtbetrag
darf jedoch 70 v.H. des letzten Grundgehalts nicht
uberschreiten.

Das Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit betragt minde-
stens 120 v. H. des in Anhang 6 Artikel 5 festgelegten
Existenzminimums.

Ist die Dienstunfihigkeit vom Bediensteten vorsitzlich
herbeigefithrt worden, so kann der Direktor verfiigen,
daf$ der Bedienstete lediglich das Abgangsgeld nach Arti-
kel 77 erhailt.

Der Empfanger eines Ruhegehalts wegen Dienstunfihig-
keit hat nach Mafigabe von Anhang 6 Anspruch auf die
in diesem Statut vorgesehenen Familienzulagen; die Haus-
haltszulage wird nach dem Ruhegehalt berechnet.

(2)  Die Dienstunfihigkeit wird vom Invalidititsaus-
schuf$ festgestellt.

(3)  Der Anspruch auf Ruhegehalt wegen Dienstunfa-
higkeit wird am Tage nach der Beendigung des Beschafti-
gungsverhiltnisses bei Europol nach Artikel 94 und 95
wirksam.

(4)  Europol kann jederzeit den Nachweis verlangen,
dafl der Empfinger eines Ruhegehalts wegen Dienstunfa-
higkeit die Voraussetzungen fiir den Bezug dieses Ruhege-
halts noch erfiillt. Stellt der Invalidititsausschuf$ fest, dafd
diese Voraussetzungen nicht mehr erfillt sind, so entfallt
der Ruhegehaltsanspruch.

Wird der Bedienstete nach einer Feststellung des Invalidi-
titsausschusses, dafl die Voraussetzungen fiir den Bezug
eines Ruhegehalts wegen Dienstunfihigkeit nicht mehr
erfillt sind, nicht wieder durch den Direktor in den
Dienst aufgenommen, so bezieht er wahlweise:

— das Abgangsgeld nach Artikel 77, das nach der tat-
sachlich geleisteten Dienstzeit berechnet wird;

— sofern er 50 Jahre alt ist, ein Altersruhegehalt nach
Abschnitt C dieses Kapitels.

Der Zeitraum, in dem der Bedienstete das Ruhegehalt
wegen Dienstunfihigkeit bezogen hat, wird bei der
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Berechnung des Altersruhegehalts beriicksichtigt, ohne
dafs er zur Nachzahlung von Beitragen verpflichtet ist.

(5) Hat der Bedienstete aufgrund einer einzelstaatli-
chen Versorgungsregelung Anspruch auf Ruhegehalt
wegen Dienstunfihigkeit oder hat er Einkiinfte aus einer
Erwerbstitigkeit, so hat er dies gegeniiber Europol anzu-
zeigen. In diesem Fall erfolgt eine Kiirzung des nach
diesem Artikel zu zahlenden Ruhegehalts wegen Dienst-
unfihigkeit um den Betrag der betreffenden Versorgungs-
leistungen bzw. Einkiinfte abziiglich aller Steuern.

Artikel 66

Beim Tode eines Europol-Bediensteten erhalten die in
Anhang 6 Kapitel 4 bezeichneten Hinterbliebenen eine
Hinterbliebenenversorgung nach den Artikeln 67 bis 70.

Beim Tode eines ehemaligen Europol-Bediensteten, der
ein Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit oder ein Alters-
ruhegehalt bezieht oder vor dem 62. Lebensjahr aus dem
Dienst ausgeschieden ist und beantragt hat, daf§ die
Ruhegehaltszahlung erst am ersten Tag des Kalendermo-
nats beginnt, der auf den Monat folgt, in dem er das
62. Lebensjahr vollendet, erhalten die in Anhang 6 Kapi-
tel 4 bezeichneten Hinterbliebenen eine Hinterbliebenen-
versorgung nach MafSgabe dieses Anhangs.

Ist ein Bediensteter oder ehemaliger Bediensteter, der ein
Altersruhegehalt oder ein Ruhegehalt wegen Dienstunfa-
higkeit bezieht, oder ein ehemaliger Bediensteter, der vor
Vollendung des 62. Lebensjahres aus dem Dienst ausge-
schieden ist und beantragt hat, daf§ die Ruhegehaltszah-
lung erst am ersten Tag des Kalendermonats beginnt, der
auf den Monat folgt, in dem er das 62. Lebensjahr
vollendet, seit linger als einem Jahr unbekannten Aufent-
halts, so finden die Vorschriften von Anhang 6 Kapitel 5
und 6 entsprechend fiir seinen Ehegatten und die als
unterhaltsberechtigt geltenden Personen Anwendung.

Artikel 67

Der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung entsteht
mit dem ersten Tag des Monats nach dem Sterbemonat
oder gegebenenfalls mit dem ersten Tag des Monats nach
dem Zeitabschnitt, fiir den der iiberlebende Ehegatte, die
Waisen oder die Unterhaltsberechtigten des verstorbenen
Bediensteten dessen Beziige in Anwendung von Artikel 48
erhalten haben.

Artikel 68

Die Witwe eines Europol-Bediensteten, der sich bei sei-
nem Tod im aktiven Dienst befand, erhilt ein Witwen-
geld nach Anhang 6 Artikel 15. Dieses belduft sich auf
60 v.H. des Ruhegehalts, das der Bedienstete bezogen
hitte, wenn er ohne die Voraussetzung einer Mindest-
dienstzeit oder eines Mindestalters zum Zeitpunkt seines
Todes darauf Anspruch gehabt hitte.

Das Witwengeld belduft sich auf 80 v.H., wenn der
Bedienstete aufgrund eines der in Artikel 65 Absatz 1
Unterabsatz 2 genannten Umstinde verstorben ist.

Das Witwengeld, das der Witwe eines Bediensteten
zusteht, darf weder das Existenzminium noch 35 v. H.
des letzten Grundgehalts des Bediensteten unterschreiten.

Dieser Betrag darf 42 v. H. des letzten Grundgehalts des
Bediensteten nicht unterschreiten, wenn dieser aufgrund
eines der in Artikel 65 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten
Umstidnde verstorben ist.

Besteht im Rahmen einer nationalen Regelung Anspruch
auf Witwenrente, so mufs dies gegeniiber Europol ange-
zeigt werden. In diesen Fillen wird der Betrag dieser
Versorgungsleistungen von dem nach diesem Artikel zu
zahlenden Witwengeld abgezogen.

Artikel 69

Stirbt ein Europol-Bediensteter oder der Empfanger eines
Altersruhegehalts oder eines Ruhegehalts wegen Dienst-
unfihigkeit, ohne einen Ehegatten zu hinterlassen, dessen
Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung hat, so haben
die ihm gegeniiber als unterhaltsberechtigt anerkannten
Kinder Anspruch auf Waisengeld gemafs Anhang 6 Arti-
kel 20.

Das gleiche gilt bei Tod oder Wiederverheiratung eines
Ehegatten, der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung
hat.

Stirbt ein Bediensteter oder der Empfinger eines Altersru-
hegehalts oder eines Ruhegehalts wegen Dienstunfahig-
keit, ohne dafd die in Absatz 1 genannte Voraussetzung
erfiillt ist, so haben die ihm gegeniiber als unterhaltsbe-
rechtigt anerkannten Kinder ebenfalls Anspruch auf Wai-
sengeld gemidfS Anhang 6 Artikel 20; das Waisengeld
belduft sich jedoch auf die Hilfte des sich nach dem
vorgenannten Artikel ergebenden Betrags.

Stirbt eine ehemaliger Europol-Bediensteter, der vor Voll-
endung des 62. Lebensjahres aus dem Dienst ausgeschie-
den ist und beantragt hat, daf§ die Ruhegehaltszahlung
erst am ersten Tag des Kalendermonats beginnt, der auf
den Monat folgt, in dem er das 62. Lebensjahr vollendet,
so haben die unterhaltsberechtigten Kinder unter den
Voraussetzungen der vorstehenden Absitze Anspruch auf
Waisengeld.

Stirbt der Ehegatte eines Bediensteten oder eines ehemali-
gen Bediensteten, der ein Altersruhegehalt oder ein Ruhe-
gehalt wegen Dienstunfihigkeit bezieht, und ist dieser
Ehegatte kein Europol-Bediensteter, so erhalten die im
Sinne von Anhang 5 Artikel 2 unterhaltsberechtigten
Kinder des tiberlebenden Ehegatten ein Waisengeld nach
Maflgabe des Absatzes 1.

Die Waise hat Anspruch auf die Erziehungszulage gemafs
Anhang 5 Artikel 3.
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Artikel 70

Im Falle der Scheidung oder beim Vorhandensein mehre-
rer Gruppen von Hinterbliebenen, die eine Hinterbliebe-
nenversorgung beanspruchen konnen, wird diese nach
Anhang 6 Kapitel 4 aufgeteilt.

Artikel 71

(1)  Unbeschadet aller anderen Vorschriften, insbeson-
dere derjenigen uber die Mindestbetrage fur Personen,
denen eine Hinterbliebenenversorgung zusteht, darf der
Gesamtbetrag der der Witwe und anderen Anspruchsbe-
rechtigten zustehenden Versorgungsbeziige zuziiglich der
Familienzulagen und nach Abzug der Steuer und sonsti-
gen obligatorischen Abziige folgenden Betrag nicht tiber-
steigen:

a) beim Tode eines Europol-Bediensteten den Betrag des
Grundgehalts, auf das der Betreffende in der gleichen
Besoldungsgruppe und Besoldungsstufe Anspruch ge-
habt hitte, wenn er am Leben geblieben wire, zuziig-
lich der Familienzulagen, die ihm in diesem Fall
gezahlt worden wiren, und nach Abzug der Steuer
und sonstigen obligatorischen Abzuige;

b) fir den Zeitraum nach dem Zeitpunkt, an dem der
Bedienstete im Sinne von Buchstabe a) das 62. Le-
bensjahr vollendet hitte, den Betrag des Altersruhege-
halts, auf das der Betreffende, wenn er am Leben
geblieben wire, in der Besoldungsgruppe und Besol-
dungsstufe, die er vor seinem Tod erreicht hatte, von
diesem Zeitpunkt an Anspruch gehabt hitte, zuziig-
lich der Familienzulagen, die dem Betreffenden
gezahlt worden wiren, und nach Abzug der Steuern
und sonstigen obligatorischen Abziige;

¢) beim Tode eines ehemaligen Europol-Bediensteten mit
Anspruch auf ein Altersruhegehalt oder ein Ruhege-
halt wegen Dienstunfihigkeit den Betrag der Versor-
gungsbeziige, auf die der Betreffende Anspruch gehabt
hitte, wenn er am Leben geblieben wire, zuzuglich
beziehungsweise abziiglich der unter Buchstabe b)
genannten Betrige;

d) beim Tode eines ehemaligen Bediensteten, der vor
Vollendung des 62. Lebensjahres aus dem Dienst
ausgeschieden ist und beantragt hat, dafl die Ruhege-
haltszahlung erst am ersten Tage des Kalendermonats
beginnt, der auf den Monat folgt, in dem er das
62. Lebensjahr vollendet, den Betrag des Altersruhe-
gehalts, auf das der Betreffende, wenn er am Leben
geblieben wire, bei Vollendung des 62. Lebensjahres
Anspruch gehabt hitte, zuziglich beziehungsweise
abziiglich der unter Buchstabe b) genannten Betrige.

(2) Fur die Anwendung von Absatz 1 bleiben die
Berichtigungskoeffizienten, die unter Umstinden auf die
verschiedenen Betrige angewandt werden konnten, aufler
Betracht.

(3) Die in Absatz 1 Buchstaben a) bis d) festgelegten
Hochstbetrage werden auf die Versorgungsberechtigten

im Verhiltnis zu den Anspriichen aufgeteilt, die sie ohne
die Anwendung von Absatz 1 jeweils gehabt hatten.

Abschnitt C

Altersruhegehalt und Abgangsgeld

Artikel 72

Beim Ausscheiden aus dem Dienst hat der Europol-
Bedienstete nach Ableistung von mindestens zehn Dienst-
jahren Anspruch auf ein Altersruhegehalt. Wenn er ilter
als 62 Jahre ist, hat er ungeachtet der Dauer der Dienst-
zeit Anspruch auf dieses Ruhegehalt.

Das Hochstruhegehalt betragt 70 v. H. des letzten Grund-
gehalts auf dem letzten Dienstposten, den der Bedienstete
mindestens ein Jahr lang innegehabt hat. Es steht dem
Bediensteten nach 35 ruhegehaltsfihigen Dienstjahren zu,
die gemifs Anhang 6 Artikel 3 berechnet werden. Bei
weniger als 35 ruhegehaltsfahigen Dienstjahren wird das
Hochstruhegehalt anteilig gekurzt.

Das Altersruhegehalt darf 4 v. H. des Existenzminimums
je Dienstjahr nicht unterschreiten.

Der Anspruch auf Altersruhegehalt wird mit Vollendung
des 62. Lebensjahres erworben.

Artikel 73

Die Witwe eines ehemaligen Europol-Bediensteten im
Sinne von Anhang 6 Artikel 16, 17 oder 18 hat Anspruch
auf ein Witwengeld gemifS diesen Artikeln.

Das Witwengeld belduft sich auf 80 v.H., wenn der
Bedienstete aufgrund eines der in Artikel 65 Absatz 1
Unterabsatz 2 genannten Umstdnde verstorben ist.

Das Witwengeld, das der Witwe eines Bediensteten
zusteht, darf weder das Existenzminimum noch 35 v. H.
des letzten Grundgehalts des Bediensteten unterschreiten.

Dieser Betrag darf 42 v. H. des letzten Grundgehalts des
Bediensteten nicht unterschreiten, wenn dieser aufgrund
eines der in Artikel 65 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten
Umstinde zuriickzufithren ist.

Artikel 74

Die Artikel 68 und 73 gelten sinngemaf$ fur den Witwer
einer Europol-Bediensteten oder einer ehemaligen Euro-
pol-Bediensteten.
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Artikel 75

Einer Person, die mit 62 Jahren oder in hoherem Lebens-
alter ein Altersruhegehalt erhilt oder Anspruch auf ein
Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit oder eine Hinterblie-
benenversorgung hat, stehen unter den in Anhang 5
festgelegten Bedingungen Familienzulagen im Sinne von
Artikel 46 zu; die Haushaltszulage wird nach den Versor-
gungsbeziigen des Empfiangers berechnet.

Die dem Empfinger einer Hinterbliebenenversorgung
zustehende Zulage fiir unterhaltsberechtigte Kinder hat
jedoch die doppelte Hohe der Zulage nach Artikel 46
Absatz 1 Buchstabe b).

Artikel 76

Hat der Europol-Bedienstete Anspruch auf ein Altersru-
hegehalt, so werden seine Ruhegehaltsanspriiche anteilig
zum Betrag der gemafs Artikel 79 geleisteten Zahlungen
gekiirzt.

Artikel 77

Ein Europol-Bediensteter, der vor dem 62. Lebensjahr aus
anderen Griinden als durch Tod oder Dienstunfihigkeit
endgiiltig aus dem Dienst ausscheidet, hat bei seinem
Ausscheiden, sofern er nicht ruhegehaltsberechtigt und
Anhang 6 Artikel 9 nicht auf ihn anwendbar ist,
Anspruch auf Auszahlung eines nach Anhang 6 Arti-
kel 10 berechtigten Abgangsgeldes.

Dieses Abgangsgeld wird um die nach Artikel 79 gezahl-
ten Betrage gekurzt.

Abschnitt D

Finanzierung der Regelung zur Sicherung bei Invaliditit
und Tod sowie der Versorgungsordnung

Artikel 78

(1)  Die Finanzierung der Leistungen im Rahmen des
Systems der sozialen Sicherheit gemif§ den Abschnitten B
und C erfolgt aus dem Europol-Versorgungsfonds nach
Anhang 6 Artikel 37.

(2)  Die Europol-Bediensteten tragen zu einem Drittel
zur Finanzierung des Systems der sozialen Sicherheit bei.
Der Beitrag wird auf 8,25 v. H. des Grundgehalts festge-
setzt. Der Beitrag wird monatlich vom Gehalt der Bedien-
steten einbehalten.

(3)  Bei jeder Gehaltszahlung wird der Beitrag zur Ver-
sorgungsordnung einbehalten.

(4)  Ordnungsgemifl einbehaltene Beitrige konnen
nicht zuriickgefordert werden. Beitrdge, die zu Unrecht
erhoben worden sind, begrinden keinen Anspruch auf

ein Ruhegehalt; sie werden auf Antrag des Bediensteten
oder seiner Rechtsnachfolger ohne Zinsen zuriickgezahlt.

Artikel 79

Der Europol-Bedienstete kann beantragen, daf§ Europol
die Zahlungen leistet, die er zur Bildung oder Aufrechter-
haltung seiner Versorgungsanspriiche in seinem Her-
kunftsland gegebenenfalls entrichten muf; die Einzelhei-
ten hierfiir legt der Verwaltungsrat fest, der aufgrund
eines nach Anhorung der Personalvertretung unterbreite-
ten Vorschlags des Direktors beschlieft.

Diese Zahlungen diirfen 16,5 v. H. des Grundgehalts des
Bediensteten nicht iibersteigen und gehen zu Lasten des
Haushalts von Europol.

Abschnitte E

Feststellung der Versorgungsanspriiche

Artikel 80

Die Feststellung des Altersruhegehalts, des Ruhegehalts
wegen Dienstunfihigkeit, der Hinterbliebenenversorgung
oder der vorlaufigen Versorgungsbeziige obliegt Europol.
Gleichzeitig mit der Verfugung, mit der diese Versor-
gungsbeziige zuerkannt werden, erhalten der Europol-
Bedienstete oder seine Rechtsnachfolger und die Stelle,
die die Auszahlung der Versorgungsbeziige vorzunehmen
hat, einen Feststellungsbescheid, aus dem die Berechnung
im einzelnen hervorgeht.

Das Altersruhegehalt und das Ruhegehalt wegen Dienst-
unfihigkeit diirfen weder mit von Europol zu zahlenden
Dienstbeztigen noch mit Arbeitslosengeld nach Artikel 59
zusammentreffen.

Artikel 81

Die Versorgungsbeziige konnen bei irrtimlicher oder luk-
kenhafter Berechnung gleich welcher Art jederzeit neu
festgesetzt werden.

Sie konnen anderweit festgesetzt oder entzogen werden,
wenn sie im Widerspruch zu den Vorschriften dieses
Statuts oder des Anhangs 6 gewihrt worden sind.

Artikel 82

Beantragen die Rechtsnachfolger eines verstorbenen Euro-
pol-Bediensteten oder ehemaligen Europol-Bediensteten,
dem ein Altersruhegehalt oder ein Ruhegehalt wegen
Dienstunfahigkeit zustand, die Feststellung ihrer Versor-
gungsanspriiche nicht binnen eines Jahres nach dem Tod
des Bediensteten, so verlieren sie ihre Anspriche, es sei
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denn, daf$ sie den Antrag nachweislich infolge hoherer
Gewalt nicht fristgemif stellen konnten.

Artikel 83

Der ehemalige Europol-Bedienstete und seine Rechtsnach-
folger, denen Leistungen nach der Versorgungsordnung
zustehen, sind verpflichtet, die schriftlichen Nachweise zu
erbringen, die verlangt werden konnen, und Europol
jeden Umstand mitzuteilen, der zu einer Anderung ihrer
Versorgungsanspruche fithren konnte.

Artikel 84

Ein Europol-Bediensteter, dessen Versorgungsanspruch
nach diesem Statut ganz oder teilweise erlischt, hat ent-
sprechend nach Kiirzung seines Ruhegehalts Anspruch
auf anteilige Erstattung der von ihm gezahlten Versor-
gungsbeitrage.

Abschnitt F

Zahlung der Leistungen

Artikel 85

Die Leistungen im Rahmen dieses Systems der sozialen
Sicherheit werden monatlich nachtraglich gezahlt. Sie
werden im Namen von Europol durch das Organ
gewihrt, das von Europol bestimmt worden ist; ein
anderes Organ darf aus eigenen Mitteln keine Leistungen
im Rahmen dieses Systems der sozialen Sicherheit —
gleichviel unter welcher Bezeichnung — gewahren. Arti-
kel 71 gilt entsprechend.

Die Leistungen konnen nach Wahl des Empfangsberech-
tigten in der Wahrung seines Herkunftslandes, seines
Aufenthaltslandes oder in niederlindischen Gulden ge-
zahlt werden; die einmal getroffene Wahl gilt fiir minde-
stens zwei Jahre.

Abschnitt G

Forderungsiibergang auf Europol

Artikel 86

(1)  Ist der Tod, ein Unfall oder eine Krankheit eines
Europol-Bediensteten auf das Verschulden eines Dritten
zuriickzufithren, so gehen die Rechte des Betreffenden
oder seiner Rechtsnachfolger beziehungsweise Anspruchs-
berechtigten in einem Rechtsstreit gegen den haftpflich-
tigen Dritten von Rechts wegen in den Grenzen der
Verpflichtungen, die sich fir Europol infolge des Scha-
densfalls aus dem Statut ergeben, auf Europol tber.

(2)  Unter den Rechtsiibergang nach Absatz 1 fallen
insbesondere:

— die Bezige, die dem Bediensteten wihrend seiner
voribergehenden Dienstunfihigkeit nach Artikel 38
weitergezahlt werden;

— die Zahlungen, die nach dem Tod eines Bediensteten
oder eines ehemaligen Bediensteten, der ein Ruhege-
halt bezogen hat, nach Artikel 48 geleistet werden;

— die Leistungen gemify den Artikeln 56 und 57 und
deren Durchfuhrungsbestimmungen tber die Siche-
rung bei Krankheit und Unfall;

— die Kosten fiir die Uberfiihrung nach Artikel 61;

— die zusitzlichen Familienzulagen, die nach Artikel 46
Absatz 3 und Anhang 5 Artikel 2 Absatz 3 bei
schwerer Krankheit, einem Gebrechen oder einer
Behinderung eines unterhaltsberechtigten Kindes ge-
wihrt werden;

— die Leistungen im Falle der Invaliditit infolge eines
Unfalls oder einer Krankheit, welche(r) eine dauernde
volle Dienstunfihigkeit des Bediensteten zur Folge
hat;

— die Hinterbliebenenversorgung beim Tod eines Be-
diensteten oder eines ehemaligen Bediensteten oder
beim Tod des nicht als Europol-Bediensteter beschif-
tigten Ehegatten eines Bediensteten oder eines ehema-
ligen Bediensteten; der ein Ruhegehalt bezieht;

— das Waisengeld, das dem Kind eines Bediensteten oder
ehemaligen Bediensteten ohne Riicksicht auf sein Alter
zusteht, wenn das betreffende Kind wegen einer
schweren Krankheit, eines Gebrechens oder einer
Behinderung nach dem Tod des Unterhaltspflichtigen
nicht fur seinen Unterhalt aufkommen kann.

(3)  Vom Forderungsiibergang ausgeschlossen sind je-
doch die tiber die Zahlungen nach Artikel 57 hinausge-
henden Anspriiche auf Entschidigung fir rein personli-
chen Schaden, wie immateriellen Schaden, auf Schmer-
zensgeld und auf Entschadigung fur korperliche Entstel-
lung und entgangene Lebensfreude.

(4)  Die Absitze 1, 2 und 3 stehen der Erhebung einer
Klage aus eigenem Recht durch Europol nicht entgegen.

KAPITEL 7

UBERHOHTE ODER ZU NIEDRIGE ZAHLUNGEN

Artikel 87

Wird binnen funf Jahren erkannt, daff nach MafSgabe
dieses Statuts iiberhohte Zahlungen geleistet wurden, so
hat der Empfinger den Mehrbetrag zuriickzuerstatten.
Wird binnen funf Jahren erkannt, daf§ zu niedrige Zah-
lungen geleistet wurden, so erhidlt der Betroffene nach-
traglich den Differenzbetrag.
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KAPITEL 8

DISZIPLINARMASSNAHMEN

Artikel 88

(1)  Gegen Europol-Bedienstete oder ehemalige Euro-
pol-Bedienstete, die vorsitzlich oder fahrldssig die ihnen
durch dieses Statut oder das Europol-Ubereinkommen
auferlegten Pflichten verletzen, kann eine Disziplinarstrafe
verhingt werden.

(2)  Disziplinarstrafen sind:
a) schriftliche Verwarnung,
b) Verweis,

¢) Riickstufung um bis zu fiinf Besoldungsstufen in der
betreffenden Besoldungsgruppe fiir eine Dauer bis zu
sechs Monaten oder Kiirzung des monatlichen Grund-
gehalts um bis zu 25 v. H. fiir denselben Hochstzeit-
raum,

d) Einstufung des Bediensteten in die zum Zeitpunkt der
Disziplinarstrafe nichstniedrigere Besoldungsgruppe,

e) Entfernung aus dem Dienst, gegebenenfalls unter Kiir-
zung oder Aberkennung des Anspruchs auf Altersru-
hegehalt, wobei sich die Auswirkungen dieser Strafe
nicht auf die dem Bediensteten gegeniiber anspruchs-
berechtigten Personen erstrecken diirfen,

f) Beendigung des Vertrags bei Bediensteten aus den
zustindigen Behorden im Sinne von Artikel 2
Absatz 4 des Europol-Ubereinkommens (mit einer
Empfehlung fiir ein Disziplinarverfahren).

(3) Bei der Anwendung von Disziplinarstrafen ist
gebithrend zu berticksichtigen, wie schwerwiegend die
Pflichtverletzung ist und unter welchen Begleitumstinden
sie begangen wurde, z. B. ob sie vorsitzlich begangen
wurde, ob der ordnungsgemaifSe Arbeitsablauf von Euro-
pol gestort wurde, ob Europol geschidigt wurde, ob seine
Disziplinar- oder Dienstrangordnung verletzt wurde und
ob der betreffende Bedienstete ruckfallig ist.

(4)  Ein und dieselbe Pflichtverletzung kann nur eine
einzige Disziplinarstrafe nach sich ziehen.

(5)  Disziplinarstrafen erfolgen unbeschadet der straf-
rechtlichen Verantwortlichkeit des Bediensteten aufgrund
der Pflichtverletzung.

(6) Ein Bediensteter, der einen anderen Bediensteten
dazu verleitet, eine Pflichtverletzung zu begehen, sowie
ein Vorgesetzter, der eine Pflichtverletzung eines ihm
unterstellten Bediensteten wissentlich toleriert, haben die-
selbe Disziplinarstrafe zu gewirtigen wie der betreffende
Bedienstete.

Artikel 89

Es wird ein Disziplinarrat bei Europol gebildet, der die
ihm in diesem Statut Ubertragenen Aufgaben wahrnimmt.
Die Zusammensetzung sowie die Einzelheiten der Tatig-
keit des Disziplinarrates werden nach MafSgabe des
Anhangs 7 geregelt.

Eine schriftliche Verwarnung oder ein Verweis kann vom
Direktor auf Vorschlag des Vorgesetzten des Europol-
Bediensteten oder von sich aus ohne Anhorung des Diszi-
plinarrats ausgesprochen werden. Der Bedienstete ist hier-
von schriftlich in Kenntnis zu setzen und vorher zu
horen.

Die anderen Strafen werden vom Direktor nach Durch-
fithrung des in Anhang 7 geregelten Disziplinarverfahrens
verhiangt. Der Direktor leitet dieses Verfahren auf Vor-
schlag des Vorgesetzten des Bediensteten oder von sich
aus ein; der Bedienstete ist vorher zu horen.

Artikel 90

Wird einem Europol-Bediensteten vom Direktor eine
schwere Verfehlung zur Last gelegt, sei es, daf es sich um
einen Verstof§ gegen seine Dienstpflichten oder um eine
Zuwiderhandlung gegen das gemeine Recht handelt, so
kann er sofort durch den Direktor seines Dienstes vorldu-
fig enthoben werden. Diese Entscheidung ist dem Be-
diensteten schriftlich mitzuteilen. Ein Verstoff gegen die
Geheimhaltungspflicht nach Artikel 10 gilt als schwere
Verfehlung.

In der Verfugung tber die vorliufige Dienstenthebung
wird bestimmt, ob der Bedienstete wihrend der Dauer
der vorlaufigen Dienstenthebung seine Bezuige behilt oder
ob diese teilweise, und zwar zur Hilfte seines Grundge-
halts, einzubehalten sind.

Eine endgiltige Entscheidung ist binnen einer Frist von
sechs Monaten, gerechnet vom Tage des Inkrafttretens
der Verfugung uber die vorldufige Dienstenthebung, zu
treffen. Ist nach Ablauf von sechs Monaten keine Ent-
scheidung ergangen, so erhidlt der Bedienstete wieder
seine vollen Dienstbeziige.

Wird gegen einen Bediensteten keine Disziplinarstrafe
verhingt oder keine andere Mafsnahme als eine schriftli-
che Verwarnung, ein Verweis oder eine Riickstufung
innerhalb seiner Besoldungsgruppe oder Gehaltskiirzung
gemifS Artikel 88 Absatz 2 Buchstabe c) angeordnet, oder
ergeht innerhalb der im vorstehenden Absatz genannten
Frist keine endgiiltige Entscheidung, so hat der Bedien-
stete Anspruch auf Nachzahlung der von seinen Dienstbe-
zugen einbehaltenen Betrage.

Ist jedoch gegen den Bediensteten wegen desselben Sach-
verhalts ein Strafverfahren eingeleitet worden, so ergeht
eine endgiiltige Entscheidung erst dann, wenn das Urteil
des Gerichts rechtskriftig geworden ist.
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Artikel 91

Ein Bediensteter, gegen den eine andere Disziplinarstrafe
als die Entfernung aus dem Dienst oder die Beendigung
des Vertrags verhingt worden ist, kann nach Ablauf eines
Jahres nach Verhingung der Strafe jedes Jahr den Antrag
stellen, dafs simtliche die Strafe betreffenden Vorginge
aus seiner Personalakte entfernt werden.

Der Direktor entscheidet, ob dem Antrag stattzugeben ist;
ist der Disziplinarrat in dem Disziplinarverfahren titig
geworden, so ist zuvor seine Stellungnahme einzuholen;
wird dem Antrag entsprochen, so ist dem Bediensteten
die Personalakte in ihrer neuen Zusammenstellung
bekanntzugeben.

Wird eine der in Artikel 88 Absatz 2 Buchstaben d), e)
und f) genannten Disziplinarstrafen gegen einen Bedien-
steten aus einer zustindigen Behorde im Sinne von Arti-
kel 2 Absatz 4 des Europol-Ubereinkommens verhingt,
so hat der Direktor die betreffende Behorde hiervon in
Kenntnis zu setzen. Wird eine andere Disziplinarstrafe
verhiangt, so entscheidet der Direktor, ob die betreffende
Behorde unterrichtet wird.

Der vorstehende Absatz gilt entsprechend, wenn die die
Disziplinarstrafe betreffenden Vorginge gemafS diesem
Artikel aus der Personalakte des Bediensteten entfernt
werden.

KAPITEL 9

BESCHWERDEWEG UND RECHTSSCHUTZ

Artikel 92

(1) Jeder Europol-Bedienstete kann einen Antrag auf
Erlaf§ einer ihn betreffenden Entscheidung an den Direk-
tor richten. Dieser teilt dem Antragsteller seine begriin-
dete Entscheidung binnen vier Monaten nach dem Tage
der Antragstellung mit. Ergeht innerhalb dieser Frist kein
Bescheid, so gilt dies als stillschweigende Ablehnung,
gegen die eine Beschwerde nach den Absitzen 2 und 3
zuldssig ist.

(2)  Jeder Europol-Bedienstete kann sich mit einer
Beschwerde gegen eine ihn beschwerende Mafinahme an
den Direktor wenden; dies gilt sowohl fir den Fall, daf$
der Direktor eine Entscheidung getroffen hat, als auch fiir
den Fall, dafl er eine im Statut vorgeschriebene Maf3-
nahme nicht getroffen hat. Die Beschwerde muf inner-
halb einer Frist von drei Monaten eingelegt werden. Fiir
den Beginn der Frist gilt folgendes:

— Wenn es sich um eine allgemeine MafSnahme handelt,
beginnt die Frist am Tag der Bekanntmachung der
Mafsnahme.

— Wenn es sich um eine Einzelmafinahme handelt,
beginnt die Frist am Tag der Mitteilung der Entschei-
dung an den Empfinger, spitestens jedoch an dem

Tag, an dem dieser Kenntnis davon erhilt; besteht
jedoch die Moglichkeit, daf§ eine Einzelmafsnahme
einen Dritten beschwert, so beginnt die Frist fir den
Dritten an dem Tag, an dem dieser Kenntnis von der
Mafsnahme erhilt, spitestens jedoch am Tag der
Bekanntmachung der MafSnahme.

— Wenn sich die Beschwerde auf die stillschweigende
Ablehnung eines nach Absatz 1 eingereichten Antrags
bezieht, beginnt die Frist an dem Tag, an dem die
Beantwortungsfrist ablauft.

Der Direktor teilt dem Betreffenden seine begriindete
Entscheidung binnen vier Monaten nach dem Tag der
Einreichung der Beschwerde mit. Wird innerhalb dieser
Frist keine Antwort auf die Beschwerde erteilt, so gilt dies
als stillschweigende Ablehnung, gegen die eine Klage nach
Artikel 93 zulissig ist.

(3)  Der Bedienstete hat Antrage und Beschwerden auf
dem Dienstweg einzureichen, es sei denn, sie betreffen
seinen unmittelbaren Vorgesetzten; in diesem Fall konnen
sie unmittelbar bei den nichsthoheren Vorgesetzten vor-
gebracht werden.

Artikel 93

(1)  Far alle Streitsachen zwischen Europol und einem
Europol-Bediensteten iiber die RechtmifSigkeit einer ihn
beschwerenden MafSnahme im Sinne von Artikel 92
Absatz 2 ist der Gerichtshof der Europdischen Gemein-
schaften zustindig. In Streitsachen vermogensrechtlicher
Art hat der Gerichtshof die Befugnis zu unbeschriankter
Ermessensnachprifung, einschliefSlich der Befugnis zur
Aufhebung oder Anderung der getroffenen Maflnahmen.

(2)  Eine Klage beim Gerichtshof ist nur zulissig,
wenn

— bei dem Direktor zuvor eine Beschwerde im Sinne von
Artikel 92 Absatz 2 innerhalb der dort vorgesehenen
Frist eingereicht wurde und

— diese Beschwerde ausdriicklich oder stillschweigend
abgelehnt wurde.

(3) Die Klage nach Absatz 2 muf§ innerhalb einer Frist
von drei Monaten erhoben werden. Fur den Beginn der
Frist gilt folgendes:

— Die Frist beginnt am Tag der Mitteilung der auf die
Beschwerde hin ergangenen Entscheidung.

— Wenn sich die Klage auf die Ablehnung einer nach
Artikel 92 Absatz 2 eingereichten Beschwerde bezieht,
beginnt die Frist an dem Tag, an dem die Beantwor-
tungsfrist ablauft; ergeht jedoch nach einer stillschwei-
genden Ablehnung, aber innerhalb der Frist fur die
Klage, eine ausdruckliche Entscheidung uber die
Ablehnung einer Beschwerde, so beginnt die Frist fiir
die Klage erneut zu laufen.
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(4) In Abweichung von Absatz 2 kann jedoch nach
Einreichung einer Beschwerde gemif$ Artikel 92 Absatz 2
beim Direktor unverzuglich Klage beim Gerichtshof erho-
ben werden, wenn der Klage ein Antrag auf Aussetzung
des angefochtenen Verwaltungsaktes oder auf vorlaufige
Mafsnahmen beigefiigt wird. In diesem Fall wird das
Hauptverfahren vor dem Gerichtshof bis zu dem Zeit-
punkt ausgesetzt, zu dem die Beschwerde ausdriicklich
oder stillschweigend abgelehnt wird.

(5)  Bei Klagen im Sinne dieses Artikels wird nach der
Verfahrensordnung des Gerichtshofes der Europdischen
Gemeinschaften untersucht und entschieden.

KAPITEL 10

BEENDIGUNG DES BESCHAFTIGUNGSVERHALTNISSES

Artikel 94

Das Beschiftigungsverhiltnis des Europol-Bediensteten
endet, aufSer im Falle des Todes, zu folgenden Zeitpunk-
ten:

1. bei befristeten Vertragen:
a) zu dem im Vertrag festgelegten Zeitpunkt;

b) nach Ablauf der im Vertrag festgelegten Kiindi-
gungsfrist, wenn er eine Klausel enthilt, der
zufolge der Bedienstete oder Europol den Vertrag
vor Ablauf kiindigen kann. Die Kiindigungsfrist
darf nicht mehr als drei Monate und nicht weni-
ger als einen Monat betragen. Fiir Bedienstete,
deren Beschiftigungsverhiltnis verlangert worden
ist, darf die Kundigungsfrist nicht weniger als
einen Monat je abgeleistetes Dienstjahr, bei einer
Mindestfrist von einem Monat und einer Hochst-
frist von sechs Monaten, betragen;

c) am Ende des Monats, in dem der Bedienstete das
funfundsechzigste Lebensjahr vollendet hat.

Kiundigt Europol den Vertrag, so hat der Bedienstete
Anspruch auf eine Vergutung in Hohe eines Drittels
seines Grundgehalts fiir die Zeit zwischen dem Zeit-
punkt seines Ausscheidens aus dem Dienst und dem
Zeitpunkt, zu dem sein Vertrag abgelaufen wire.

2. bei unbefristeten Vertrigen:

a) nach Ablauf der im Vertrag vorgesehenen Kiindi-
gungsfrist; die Kundigungsfrist darf nicht weniger
als einen Monat je abgeleistetes Dienstjahr betra-
gen; sie betrdgt mindestens drei Monate und
hochstens zehn Monate. Die Kiindigungsfrist darf
jedoch nicht wihrend eines Mutterschaftsurlaubs
oder wihrend eines Krankheitsurlaubs beginnen,

soweit letzterer einen Zeitraum von drei Monaten
nicht iiberschreitet. AufSerdem ist der Ablauf der
Kiindigungsfrist wihrend dieser Urlaubszeit in den
genannten Grenzen gehemmt;

b) am Ende des Monats, in dem der Bedienstete das
fiinfundsechzigste Lebensjahr vollendet hat.

Artikel 95

Die fristlose Kiindigung eines befristeten oder unbefriste-
ten Beschiftigungsverhiltnisses durch Europol ist mog-

lich

a) wihrend oder nach Ablauf der Probezeit unter den in
Artikel 26 genannten Voraussetzungen;

b) wenn der Bedienstete die in Artikel 24 Absatz 2
Buchstaben a) und d) genannten Voraussetzungen
nicht mehr erfulle. Erfallt der Bedienstete die in
Artikel 24 Absatz 2 Buchstabe d) genannten Voraus-
setzungen nicht mehr, so darf die Kindigung aller-
dings nur unter Beachtung von Artikel 65 ausgespro-
chen werden;

c) wenn der Bedienstete seine Titigkeit nach Ablauf
eines nach Artikel 38 gewdhrten bezahlten Krank-
heitsurlaubs nicht wiederaufnehmen kann. In diesem
Fall erhilt der Bedienstete eine Vergiitung in Hohe
seines Grundgehalts und seiner Familienzulagen fur
zwei Tage je Monat abgeleisteter Dienstzeit.

Artikel 96

(1)  Das Beschiftigungsverhiltnis kann nach Abschlufs
des Disziplinarverfahrens gemafS Anhang 7 aus disziplina-
rischen Griinden fristlos gekiundigt werden, wenn der
Bedienstete vorsitzlich oder fahrldssig seine Pflichten
groblich verletzt hat. Die mit Griinden versehene Verfu-
gung wird vom Direktor erlassen, nachdem dem Bedien-
steten Gelegenheit zur Rechtfertigung gegeben wurde.

Vor Kiindigung des Beschiftigungsverhiltnisses kann der
Bedienstete nach MafSgabe des Artikels 90 vorlaufig sei-
nes Dienstes enthoben werden.

(2)  Bei Kindigung des Beschiftigungsverhiltnisses
nach Absatz 1 kann der Direktor verfiigen, dafd

a) das in Artikel 77 vorgesehene Abgangsgeld auf die
Erstattung des in Artikels 78 festgelegten Beitrags
zuziiglich Zinseszinsen zu dem in Anhang 6 Arti-
kel 10 festgelegten Zinssatz beschrankt wird,

b) dem Bediensteten der Anspruch auf die in Anhang §
Artikel 8 Absatz 2 vorgesehene Erstattung der
Umzugskosten ganz oder teilweise aberkannt wird,

¢) dem Bediensteten der Anspruch auf die in Artikel 94
Absatz 1 vorgesehene Vergiitung ganz oder teilweise
aberkannt wird.
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Artikel 97

(1)  Das Beschaftigungsverhaltnis eines Europol-Bedien-
steten ist durch Europol fristlos zu kiindigen, wenn der
Direktor feststellt:

a) dafS der Bedienstete bei seiner Einstellung vorsitzlich
falsche Angaben hinsichtlich seiner beruflichen Fihig-
keiten oder der in Artikel 24 Absatz 2 genannten
Voraussetzungen gemacht hat und

b) dafy diese falschen Angaben bei der Einstellung des
Bediensteten von mafigeblicher Bedeutung waren.

(2) In diesem Fall wird die Kiundigung vom Direktor
nach Anhorung des Bediensteten und nach Abschluf§ des
Disziplinarverfahrens gemifS Anhang 7 ausgesprochen.

Vor Kiindigung des Beschiftigungsverhiltnisses kann der
Bedienstete nach MafSgabe von Artikel 90 vorlaufig seines

Dienstes enthoben werden.

Artikel 96 Absatz 2 findet Anwendung.

TITEL III

ORTLICHE BEDIENSTETE

Artikel 98

Vorbehaltlich der Vorschriften dieses Titels werden die
Beschiftigungsbedingungen fiir die ortlichen Bediensteten,
insbesondere:

a) die Einzelheiten fiir ihre Einstellung und ihre Entlas-
sung,

b) die Urlaubsregelung und

c) die Beziige

von Europol auf der Grundlage der Vorschriften und
Gepflogenheiten festgelegt, die am Ort der dienstlichen
Verwendung des Bediensteten bestehen.

Der ortliche Bedienstete unterliegt den Geheimhaltungs-
und Verschwiegenheitsvorschriften der Artikel 31 und 32
des Europol-Ubereinkommens sowie den auf diesen Arti-
keln beruhenden Regelungen.

Artikel 99

Europol tibernimmt die Soziallasten, die nach den in den
Niederlanden geltenden Vorschriften auf den Arbeitgeber
entfallen.

Artikel 100

(1)  Streitigkeiten zwischen Europol und dem in einem
Mitgliedstaat titigen ortlichen Bediensteten werden dem
Gericht unterbreitet, das nach den Rechtsvorschriften des
Ortes zustdndig ist, an dem der Bedienstete seine Tatig-
keit ausiibt.

(2)  Streitigkeiten zwischen Europol und dem in einem
Drittland tdtigen ortlichen Bediensteten werden unter den
Bedingungen, die in der im Vertrag des Bediensteten
enthaltenen Schiedsgerichtsklausel festgelegt sind, einer
Schiedsinstanz unterbreitet.

TITEL IV

UBERGANGSVORSCHRIFTEN

Artikel 101

(1)  Bediensteten, die gemidfs Artikel 5 Absatz 2 der
Gemeinsamen MafSnahme vom 10. Mirz 1995 (ABL
L 62 vom 20.3.1995, S. 1) bei der Europol-Drogenstelle
(EDU) beschaftigt sind und die einer schriftlichen Beurtei-
lung der EDU-Verwaltung zufolge ihre Aufgaben zufrie-
denstellend erfillt haben, hat der Europol-Direktor bin-
nen sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Statuts
einen neuen Vertrag gemaf$ diesem Statut anzubieten.

(2)  Ein derartiger Vertrag ist entweder ein Erstvertrag
liber ein auf einen Zeitraum zwischen ein und vier Jahren
befristetes Beschiftigungsverhiltnis als Europol-Bedienste-
ter nach Artikel 6 oder ein Vertrag iiber ein unbefristetes

Beschiftigungsverhaltnis als ortlicher Bediensteter nach
Artikel 98.

(3)  Im Rahmen des in Absatz 5 genannten Ubergangs-
plans wird die Dauer des befristeten Vertrags vom Direk-
tor gemifs den vom jeweiligen Mitgliedstaat geduflerten
Priferenzen gekuirzt.

(4)  Die Stellenbeschreibung in dem angebotenen Ver-
trag trigt den Aufgaben, die der Bedienstete wihrend
seiner Beschiftigung bei der EDU wahrgenommen hat,
sowie seiner beruflichen Befihigung und Erfahrung
beziiglich des im Vertrag angebotenen Dienstpostens
Rechnung. Der Vertrag erlangt binnen sechs Monaten
nach dem Inkrafttreten dieses Statuts Geltung.
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(5)  Bei den vorgenannten Vertragsangeboten folgt der
Direktor einem Ubergangsplan, den er zuvor dem Ver-
waltungsrat zur Billigung unterbreitet. Dieser Plan hat der
Personalrotation aufgrund von Artikel 6, der erforderli-
chen Kontinuitit der Organisation im Rahmen des neuen
Haushalts, der bei der EDU abgeleisteten Dienstzeit, den
Interessen der Mitgliedstaaten und deren angemessener
Reprisentation innerhalb von Europol, den Interessen des
Gastlandes und den Interessen der Beschiftigten Rech-
nung zu tragen. In dem Ubergangsplan ist jeder einzelne
Dienstposten gesondert zu behandeln.

(6) Das Beschiftigungsverhiltnis eines Bediensteten,
der ein Vertragsangebot ablehnt oder dessen Leistungen
wihrend der Dienstzeit bei der EDU nicht als zufrieden-
stellend erachtet wurden, endet mit dem Tag der Ableh-

nung bzw. dem Tag, an dem der Bedienstete davon
unterrichtet wird, dafl ihm kein Vertrag angeboten wird.

Artikel 102

Die in Artikel 45 enthaltene Gehaltstabelle wird beim
Inkrafttreten dieses Statuts gemafS Artikel 44 tberpriift.

Artikel 103

Den von den Mitgliedstaaten zur EDU entsandten Bedien-
steten, mit Ausnahme der Verbindungsbeamten, kénnen
mit Billigung der entsendenden Behorde Vertrige gemifd
Artikel 101 angeboten werden.

TITEL V

INKRAFTTRETEN

Dieses Statut tritt am 1. Januar 1999 in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 3. Dezember 1998.

Im Namen des Rates
Der Prasident
K. SCHLOGL
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ANHANG 1

Europol-Dienstposten

1. Europol verfiigt vorbehaltlich der Nummer 3 tiber folgende Dienstposten:

Direktor
Stellvertretende Direktoren

Beigeordnete Direktoren

Referatsleiter

Referatsleiter

Erste Referenten

Kriminalpolizeiliche Auswertung
Informationsaustausch

Operative Unterstiitzung

Technologie

Personal, Schulung und Sozialangelegenheiten
Verwaltung, Finanzen und Sicherheit

Strategische Planung

Auswertungsarbeit in bezug auf die EU-Mitgliedstaaten
Auswertungsarbeit in bezug auf die MOEL
Auswertungsarbeit in bezug auf die iibrige Welt

Analyse

Verbindung zu Nicht-EU-Stellen

Unterstiitzung bei Ermittlungen

Operative Unterstiitzung

Forschung und Entwicklung (Kriminalitit und Techniken)
Informationstechnologie

Unter Titel IT des Ubereinkommens fallende Angelegenheiten
Technische Unterstiitzung

Direktionsstab

Offentlichkeitsarbeit und Medien

Schulung

Sicherheit

Dokumentation (einschliefflich Auswertung allgemeinzuginglicher
Quellen)

Personal

Juristischer Dienst und Datenschutz
Sozialangelegenheiten
Finanzen

Allgemeine Dienste

Auswertung (Spezialgebiete)

Strategische Analyse

Operative Analyse

Unterstiitzung bei Ermittlungen

Operative Unterstiitzung

Forschung und Entwicklung

Datensicherheit

Politik und Verfahren in den unter Titel II fallenden Angelegenheiten
Leistungsanalyse

Presse und Offentlichkeitsarbeit

Personal: — Einstellung
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Erste Referenten Dokumentation (Auswertung allgemeinzuginglicher Quellen)
IT Computer-Betrieb
IT Entwicklung
IT Anwendungen (Helpline)
Direktionsstab
Arbeitsplanung und -kontrolle
Datenschutz
Rechtsberater
Besuchsveranstaltungen und Konferenzen
Interne Kommunikation

Personal: — Gehilter, Zulagen und Vergiitungen
— Interne Schulung

Finanzen
Allgemeine Dienste

[Sicherheit] (1)

Zweite Referenten Auswertung (Spezialgebiete)
Strategische Analyse
Operative Analyse
Unterstiitzung bei Ermittlungen
Operative Unterstiitzung
Forschung und Entwicklung
Datensicherheit
Leistungsanalyse
Presse und Offentlichkeitsarbeit

Zweite Referenten Dokumentation (Auswertung allgemeinzugénglicher Quellen)
IT Computer-Betrieb
IT Entwicklung
IT Anwendungen (Helpline)
Unter Titel II fallende Angelegenheiten
Direktionsstab
Arbeitsplanung und -kontrolle
Besuchsveranstaltungen und Konferenzen
Interne Kommunikation
Personal
Interne Schulung
Finanzen
Allgemeine Dienste

[Sicherheit] (1)

Direktionsassistenten Assistent des Direktors

Assistent der stellvertretenden Direktoren
Assistenten Assistenten fiir Analyseaufgaben

Assistenten Assistenten der beigeordneten Direktoren
Assistenten im Direktionsstab
Verwaltungsassistenten (alle einschldgigen Referate)
Assistenten bei den allgemeinen Diensten (*)

Technische Assistenten (*)

(") Die Besoldung des Sicherheitspersonals richtet sich, solange dieses hauptsichlich von der niederlindischen Regierung
bezahlt wird, weiterhin nach den értlichen Bedingungen. Um dies deutlich zu machen, wurden die betreffenden
Dienstposten in eckige Klammern gesetzt.
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Sonstiges Personal Fahrer mit Spezialausbildung (*)
Fahrer (*)
[Sicherheitsbedienstete] (1) (*)
Technisches Bedienungspersonal (*)
Gelernte Arbeiter (*)

2.  Die in Fettschrift aufgefiihrten Dienstposten sind gemif$ den Artikeln 2 und 6 des Statuts Bediensteten
aus den zustindigen nationalen Behorden vorbehalten. Zustindige nationale Behorden sind alle in den
Mitgliedstaaten bestehenden offentlichen Stellen, soweit sie nach nationalem Recht fiir die Verhiitung und
die Bekidmpfung von Straftaten zustindig sind. Der betreffende Mitgliedstaat teilt Europol mit, ob ein
Bewerber um einen in Fettschrift aufgefiihrten Dienstposten bei Europol als Bediensteter einer seiner
zustindigen Behorden zu betrachten ist.

3. Der Europol-Verwaltungsrat wirkt gemaf3 Artikel 28 Absatz 1 Nummer 15 des Europol-Ubereinkom-
mens an der Aufstellung des Haushaltsplans und des Stellenplans mit. In diesem Rahmen macht er dem Rat
Vorschlige, inwieweit die in diesem Anhang aufgefithrten Dienstposten zu besetzen oder zusammenzulegen
sind. Der Rat beschlieft gemifl Artikel 35 des Europol-Ubereinkommens iiber den Haushaltsplan von
Europol.

4. Beschlieft der Verwaltungsrat im Rahmen der Aufstellung des Stellenplans und des Haushaltsplans,
dafs ein bestimmter in Fettschrift aufgefiihrter Dienstposten allen Bewerbern offen stehen soll, so kann der
Dienstposten im Wege eines allgemeinen Auswahlverfahrens besetzt werden. In diesem Fall kann nur ein
befristeter Vertrag mit der Moglichkeit einer Verlingerung gemifS Artikel 6 des Statuts angeboten werden.

5. Die mit einem Sternchen (*) versehenen Dienstposten sind mit ortlichen Bediensteten im Sinne von
Artikel 3 des Statuts zu besetzen. Der Rat beschliefit jedoch binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten des
Europol-Ubereinkommens aufgrund eines Vorschlags des Verwaltungsrats, den der Direktor ausarbeitet, ob
diese Dienstposten weiterhin mit ortlichen Bediensteten zu besetzen sind oder nicht.

6. Die unter Nummer 1 aufgefiihrten Dienstposten entsprechen folgenden Besoldungsgruppen im Sinne
von Artikel 45 dieses Statuts:

Besoldungsgruppe Dienstposten

1 Direktor

2 Stellvertretende Direktoren

3 Beigeordnete Direktoren

4und § Referatsleiter

5 bis 7 Erste Referenten

6 bis 10 Direktionsassistenten

7 bis 10 Zweite Referenten, Assistenten

11 bis 13 Fahrer, technisches Bedienungspersonal, gelernte Arbeiter, Sicherheits-
bedienstete

(") Die Besoldung des Sicherheitspersonals richtet sich, solange dieses hauptsichlich von der niederlindischen Regierung
bezahlt wird, weiterhin nach den értlichen Bedingungen. Um dies deutlich zu machen, wurden die betreffenden
Dienstposten in eckige Klammern gesetzt.
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ANHANG 2

Auswahlverfahren

Artikel 1

Die Auswabhl fiir einen Europol-Dienstposten erfolgt aufgrund der personlichen Eignung und der beruflichen
Befihigung. Von Bedeutung ist eine ausgewogene Vertretung von Frauen und Minnern sowie eine
angemessene Reprisentation der Staatsangehorigen aller Mitgliedstaaten und der Amtssprachen der Europii-
schen Union.

Europol ist fiir sein gesamtes Personal einer Politik der Gleichbehandlung ohne Riicksicht auf ethnische
Zugehorigkeit, Glaube oder andere sachfremde Aspekte verpflichtet.

Die Einstellung zur Besetzung eines Europol-Dienstpostens erfolgt gemafs Kapitel 3 des Statuts und nach den
folgenden Bestimmungen.

Artikel 2

(1)  Der Europol-Direktor setzt einen Priifungsausschuf§ ein. Dieser gibt dem Direktor eine Empfehlung
hinsichtlich der Eignung der Bewerber und bemiiht sich um die Erstellung eines Verzeichnisses der Bewerber
in der Reihenfolge ihrer Eignung.

(2)  Die Zusammensetzung des Priifungsausschusses ist jeweils von der Art der zu besetzenden Dienst-
posten abhingig.

(3) Handelt es sich um den Dienstposten eines beigeordneten Direktors, so steht der Priifungsausschufs
unter dem Vorsitz des Direktors oder einer von ihm bevollmichtigten Person und umfafit ferner einen
stellvertretenden Direktor und einen leitenden Bediensteten der Personalverwaltung. Zudem konnen drei
Mitgliedstaaten einschliefSlich des vorsitzfiihrenden Mitgliedstaats einen Vertreter in den Priffungsausschufd
benennen, wenn sie dies wiinschen.

(4)  Bei Dienstposten, die nach Artikel 45 und Anhang 1 des Statuts den Besoldungsgruppen 4 bis 6
angehoren oder in Besoldungsgruppe 7 mit Ersten Referenten zu besetzen sind, steht der Priifungsausschufl
unter dem Vorsitz eines stellvertretenden Direktors oder einer von ihm bevollmichtigten Person und umfafSt
ferner einen leitenden Bediensteten der Personalverwaltung und den Leiter des betreffenden Referats. Zudem
konnen zwei Mitgliedstaaten einschliefSlich des vorsitzfithrenden Mitgliedstaats einen Vertreter in den
Priifungsausschufs benennen, wenn sie dies wiinschen.

(5)  Jeder vorsitzfithrende Mitgliedstaat nimmt zum Beginn seiner halbjahrigen Amtszeit eine Auslosung
vor, um zu bestimmen, welche weiteren Mitgliedstaaten wihrend dieses Halbjahres gemidfs den Absitzen 3
und 4 im Priifungsausschuf§ vertreten sein kénnen.

(6)  Bei Dienstposten, die nach Artikel 45 und Anhang 1 des Statuts den Besoldungsgruppen 7 (Erste
Referenten ausgenommen) bis 13 angehoren, steht der Priifungsausschuf§ unter dem Vorsitz eines stellvertre-
tenden Direktors oder einer von ihm bevollmichtigten Person und umfaflt den Leiter der Personalverwal-
tung und den Leiter des betreffenden Referats. Zudem kann der vorsitzfithrende Mitgliedstaat einen
Vertreter in den Priifungsausschufs benennen, wenn er dies wiinscht.

(7)  Der Priifungsausschuf$ entscheidet, ob der Direktor bei bestimmten zu besetzenden Dienstposten einen
externen Sachverstindigen fiir technische Fragen in den Priifungsausschuf$ benennen sollte.

(8)  Wenn sich herausstellt, daf§ eine personliche Beziehung zwischen einem Mitglied des Priifungsaus-
schusses und einem der Bewerber um einen Europol-Dienstposten besteht, stellt dieses Mitglied seine
Mitwirkung an dem Auswahlverfahren ein. In einem solchen Fall schligt der Priifungsausschufl dem
Direktor die Benennung eines neuen Mitglieds vor.

(9)  Bei Stimmengleichheit im Rahmen einer Abstimmung im Priifungsausschuf§ entscheidet die Stimme
des Vorsitzenden.

(10)  Die Personalvertretung wird iiber alle freien Dienstposten und Auswahlverfahren unterrichtet.

(11)  Die Sekretariatsgeschifte des Priifungsausschusses und sonstige Verwaltungsaufgaben in Verbindung
mit den Auswahlverfahren nimmt die Personalverwaltung wahr.
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Artikel 3

(1)  Fur jeden zu besetzenden Dienstposten nimmt Europol eine Ausschreibung vor, in der im einzelnen
die Art des Dienstpostens, einschlieflich der Beziige, der zu erfiillenden Aufgaben und der erforderlichen
Eignung, Befihigung und Erfahrung, beschrieben wird.

In der Ausschreibung wird eigens darauf hingewiesen, daf§ die Bewerbungen schriftlich einzureichen und mit
einem Lebenslauf zu versehen sind.

Die Ausschreibung enthilt auch Informationen iiber die Sicherheitspriifung, der sich der erfolgreiche
Bewerber gemifS den Geheimschutzregelungen auf der Grundlage von Artikel 31 des Europol-Ubereinkom-
mens zu unterziehen hat.

(2)  Jeder bei Europol zu besetzende Dienstposten wird in allen Mitgliedstaaten ausgeschrieben.

Europol unterrichtet die nationalen Europol-Stellen tiber alle bei Europol zu besetzenden Dienstposten. Die
nationalen Stellen geben diese Information an die einschligigen Einrichtungen im jeweiligen Mitgliedstaat
weiter. Die zustdndigen nationalen Behorden haben sicherzustellen, dafl diese Information die Einrichtungen
und alle moglicherweise interessierten Beschiftigten erreicht.

Handelt es sich um einen Dienstposten, der nicht Bediensteten aus den zustindigen nationalen Behorden im
Sinne von Artikel 2 Absatz 4 des Europol-Ubereinkommens vorbehalten ist, wird die Ausschreibung auch
direkt von Europol iiber das Amisblatt der Europdischen Gemeinschaften und andere Medien mit
weitestmoglicher Verbreitung in allen Mitgliedstaaten vorgenommen.

(3)  Bei allen zu besetzenden Dienstposten werden interne und externe Bewerbungen beriicksichtigt.

Artikel 4

Die Bewerber haben ihre Bewerbungen binnen 60 Tagen nach Veroffentlichung der offiziellen Ausschrei-
bung bei Europol einzureichen. Sie erhalten von Europol eine Empfangsbestitigung.

Artikel §

Auf der Grundlage der Befihigung, der Erfahrung, des geforderten Profils und einer Vorauswahl gemifs
Artikel 24 des Statuts trifft der Priifungsausschufd eine erste Auswahl unter den eingegangenen Bewerbun-
gen.

In den Fillen nach Artikel 2 Absatz 6 kann der Priifungsausschufs beschliefen, diese erste Auswahl einem
oder mehreren seiner Mitglieder zu tiberlassen.

Je Dienstposten, der zu besetzen ist, wird eine Mindestzahl von méglichst 5 und eine Hochstzahl von
20 Bewerbern ausgewihlt und zu einer auf den betreffenden Dienstposten bezogenen schriftlichen oder
sonstigen Priifung eingeladen. Der PriifungsausschufS entscheidet tiber die jeweiligen Erfordernisse.

Artikel 6
Die Priifungen werden vom Europol-Direktor im Benehmen mit dem Priifungsausschufl ausgearbeitet, um
die speziellen Befihigungen und Kenntnisse der Bewerber fiir den betreffenden Dienstposten zu priifen. Der
Priifungsausschufy nimmt eine anonyme Bewertung der abgelegten Priifung(en) vor.

Artikel 7
Der Priifungsausschuf$ lddt alle Bewerber, welche die Priifung(en) bestanden haben, zu einem Vorstellungs-
gesprich ein. Diese Vorstellungsgespriche konnen auch dazu dienen, die Kenntnisse der Bewerber in den
Amtssprachen der Europaischen Union mit Blick auf Artikel 30 Absatz 2 des Europol-Ubereinkommens und
Artikel 24 des Statuts zu priifen.
Den Bewerbern diirfen keine Fragen gestellt werden, die sich in irgendeiner Weise auf die Tétigkeit ihrer
Familienangehorigen oder ihren sozialen Hintergrund beziehen.

Artikel 8

Die Prifungen und die Vorstellungsgespriche finden in Den Haag statt. Die Reise-, Verpflegungs- und
Unterbringungskosten werden den Bewerbern nach Anhang 5 des Statuts erstattet.
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Artikel 9

Nach Abschlufs der Vorstellungsgesprache erstellt der Prifungsausschufd ein Verzeichnis der erfolgreichen
Bewerber in der Reihenfolge ihrer Eignung; dieses Verzeichnis wird dem Direktor so rasch wie moglich
tbermittelt.

Sollte der Prifungsausschufl zu dem Schluff kommen, dafl keiner der Bewerber fir den betreffenden
Dienstposten geeignet ist, so teilt er dies dem Direktor mit, der so rasch wie moglich eine neue
Ausschreibung des Dienstpostens vornimmt.

Artikel 10

Der Direktor trifft seine Entscheidung so rasch wie moglich nach Erhalt der Mitteilung des Priifungsaus-
schusses. Er unterrichtet die Mitglieder des Priifungsausschusses von seiner Entscheidung.

Der Direktor unterrichtet die Bewerber vom Ergebnis des Auswahlverfahrens.
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ANHANG 3

Ausgleich und Vergiitung fiir Uberstunden

Artikel 1

Die Bediensteten der Besoldungsgruppen 11 bis 13 nach Artikel 45 des Statuts haben nach MafSgabe des
Artikels 33 des Statuts Anspruch darauf, daf} die von ihnen geleisteten Uberstunden wie folgt durch Freizeit
abgegolten oder vergiitet werden:

a) Fiir jede Uberstunde sind als Ausgleich eineinhalb Stunden Freizeit zu gewihren; wurde die Uberstunde
jedoch zwischen 22 Uhr und 7 Uhr oder an einem Sonn- oder Feiertag geleistet, so sind als Ausgleich
zwei Stunden Freizeit zu gewihren; Freizeit als Uberstundenausgleich wird unter Beriicksichtigung der
dienstlichen Erfordernisse und der Wiinsche des Bediensteten gewihrt.

b) Ist es aus dienstlichen Griinden nicht moglich gewesen, die Uberstunden innerhalb der beiden Monate
nach Ablauf des Monats, in dem sie geleistet worden sind, durch Dienstbefreiung abzugelten, so gewihrt
der Direktor eine Vergiitung der nicht durch Freizeit abgegoltenen Uberstunden in Héhe von 0,578 v. H.
des Monatsgrundgehalts fiir jede Uberstunde an Hand der unter Buchstabe a) getroffenen Regelung.

c) Ein Ausgleich oder eine Vergiitung fiir Uberstunden wird nur dann gewihrt, wenn die zusitzliche
Dienstleistung linger als 30 Minuten gedauert hat.

Artikel 2

Fahrzeiten bei Dienstreisen gelten nicht als Uberstunden im Sinne dieses Anhangs. Arbeitsstunden, die am
Dienstreiseort tiber die normale Arbeitszeit hinaus geleistet werden, konnen durch Verfiigung des Direktors
durch Freizeit abgegolten oder gegebenenfalls vergiitet werden.
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ANHANG 4
Urlaubsordnung
INHALTSVERZEICHNIS
Artikel
ABSCHNITT 1: Jahresurlaub ... .. ... . i et e e i s 1 bis §
ABSCHNITT 2: Dienstbefreiung ... .....uuiiiunnt i i it 6
ABSCHNITT 3: REISEEAZE .« . ot vttt ittt ettt et e e e e e e e e et et 7

ABSCHNITT 1

Jahresurlaub

Artikel 1

Fiir das Jahr des Dienstantritts und des Ausscheidens aus dem Dienst besteht ein Anspruch auf Urlaub von
zweieinhalb Arbeitstagen je vollen Dienstmonat, von zwei Arbeitstagen fiir einen Teil des Monats von mehr
als finfzehn Tagen und von einem Arbeitstag fiir einen Teil eines Monats von bis zu fiinfzehn Tagen.

Artikel 2
Der Bedienstete kann den Jahresurlaub nach Wunsch zusammenhingend oder in Abschnitten nehmen,
wobei die dienstlichen Erfordernisse zu beriicksichtigen sind. Der Urlaub muf§ jedoch mindestens einen
Zeitabschnitt von zwei aufeinanderfolgenden Wochen umfassen. Neu eingestellte Bedienstete erhalten erst
drei Monate nach ihrem Dienstantritt Urlaub; in auflergewéhnlichen hinreichend begriindeten Fillen kann
vom Direktor Urlaub vor Ablauf dieser Frist bewilligt werden.

Artikel 3
Erkrankt ein Bediensteter wihrend seines Jahresurlaubs und hitte ihn diese Erkrankung, wenn er nicht
beurlaubt gewesen wire, an der Ausiibung seines Dienstes gehindert, so verlingert sich der Jahresurlaub um
die Tage der Dienstunfihigkeit, die durch arztliches Zeugnis ordnungsgemafd nachgewiesen wird.

Artikel 4
Hat ein Bediensteter aus Griinden, die nicht auf den Dienst zuriickzufiihren sind, bis zum Ende des
laufenden Kalenderjahres nur einen Teil seines Jahresurlaubs genommen, so darf die Ubertragung des
Urlaubsanspruchs auf das folgende Jahr zwolf Urlaubstage nicht tberschreiten. Die tibertragenen Urlaubs-
tage miussen im folgenden Jahr genommen werden.

Artikel §
Wird ein Bediensteter aus dienstlichen Griinden aus seinem Jahresurlaub zuriickgerufen oder wird eine ihm

erteilte Urlaubsgenehmigung aus dienstlichen Griinden widerrufen, so sind ihm die daraus entstehenden
ordnungsgemafS nachgewiesenen Mehrkosten zu erstatten und erneut Reisetage zu bewilligen.

ABSCHNITT 2

Dienstbefreiung

Artikel 6

(1)  Auler dem Jahresurlaub kann dem Bediensteten auf Antrag Dienstbefreiung gewihrt werden.
Anspruch auf Dienstbefreiung besteht insbesondere in nachstehenden Fillen und in folgenden Grenzen:
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a) Eheschlieffung des Bediensteten: 5 Tage,

b) Umzug des Bediensteten: bis zu 2 Tagen,

¢) Geburt, Eheschliefung eines Kindes: 2 Tage,

d) Tod des Ehegatten: 5 Tage,

e) Tod eines Kindes: 5 Tage,

f) Tod des Vaters oder der Mutter oder des Vaters oder der Mutter des Ehegatten: 3 Tage,
g) schwere Erkrankung des Ehegatten: bis zu 3 Tagen,

h) schwere Erkrankung eines Kindes: bis zu 2 Tagen.

(2)  In dem in Absatz 1 Buchstaben d) bis h) genannten Fillen kann die Dienstbefreiung vom Direktor auf
bis zu 10 Tage verldngert werden.

ABSCHNITT 3

Reisetage

Artikel 7

(1)  Betrdgt die Entfernung in Eisenbahnkilometern zwischen dem Urlaubsort und dem Ort der dienst-
lichen Verwendung mehr als 350 km, so verlingert sich die Dauer des Jahresurlaubs nach Abschnitt 1
ausgehend von der Zeit, die normalerweise fiir die direkte Reise zwischen Urlaubsort und Ort der
dienstlichen Verwendung mit der Eisenbahn oder, wenn dies nicht méglich ist, mit dem Flugzeug benotigt
wird, um bis zu vier Reisetage fiir Hin- und Riickreise. Urlaubsort im Sinne dieses Artikels ist beim
Jahresurlaub der Herkunftsort nach Anhang 5 Artikel 6 Absatz 3.

(2)  Fur den Fall einer Dienstbefreiung nach Abschnitt 2 wird die Zahl etwaiger Reisetage unter
Berticksichtigung der jeweiligen Erfordernisse durch besondere Verfiigung des Direktors festgelegt.
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ANHANG §

Dienstbeziige und Kostenerstattungen

INHALTSVERZEICHNIS
Artikel
ABSCHNITT 1: Familienzulagen .. ...... .. oo i et 1 bis 3
ABSCHNITT 2: Auslandszulage ...... ..o e 4
ABSCHNITT 3: Kostenerstattung
Al Mietzulage . ..ot e e 5
B, REISEKOSTEN . vttt ettt et e e 6 bis 7
C. UmzugskoSten . . ..o uu ittt e ettt 8
D. DienstreiSeKoSten ... ... ..ottt e 9 bis 14
E. Pauschalerstattung von Kosten ............ciiiiiiiniiiiineennnnn. 15

ABSCHNITT 1

Familienzulagen

Artikel 1

(1) Die Haushaltszulage betrigt 5% des Grundgehalts des Bediensteten, jedoch hochstens 5% des
Betrags, der in Artikel 45 des Statuts fiir die letzte Besoldungsstufe der Besoldungsgruppe 6 ausgewiesen
ist.

(2)  Anspruch auf die Haushaltszulage hat:
a) der verheiratete Bedienstete;

b) der Bedienstete, der ein oder mehrere unterhaltsberechtigte Kinder im Sinne von Artikel 2 Absitze 2 und
3 hat;

¢) aufgrund einer besonderen, mit Griinden versehenen und auf beweiskraftige Unterlagen gestiitzten
Verfiigung des Direktors: der Bedienstete, der die Voraussetzungen nach den Buchstaben a) und b) zwar
nicht erfiillt, jedoch tatsichlich die Lasten eines Familienvorstands zu tragen hat.

(3)  Ubt der Ehegatte eines Bediensteten, der Anspruch auf die Haushaltszulage hat, eine berufliche
Erwerbstitigkeit aus und uberschreiten die Einkiinfte aus dieser Tatigkeit vor Abzug der Steuern das
Jahresgehalt eines Bediensteten der Besoldungsgruppe 13 Besoldungsstufe 3, so wird diese Zulage nicht
gewihrt, soweit durch besondere Verfiigung des Direktors nicht etwas anderes bestimmt wird. Der
Anspruch auf die Zulage bleibt jedoch erhalten, wenn ein oder mehrere unterhaltsberechtigte Kinder
vorhanden sind.

(4)  Haben Ehegatten, die im Dienst von Europol stehen, nach den vorgenannten Bestimmungen beide
Anspruch auf die Zulage, so steht sie nur dem Ehegatten zu, der das hohere Grundgehalt bezieht.

(5)  Wenn ein Bediensteter lediglich gemaf Absatz 2 Buchstabe b) Anspruch auf die Haushaltszulage hat
und das Sorgerecht fiir seine im Sinne von Artikel 2 Absitze 2 und 3 unterhaltsberechtigten Kinder durch
Gesetz oder durch Entscheidung eines Gerichts bzw. der zustindigen Verwaltungsbehorde einer anderen
Person iibertragen wurde, wird die Haushaltszulage fiir Rechnung und im Namen des Bediensteten an diese
Person gezahlt. Bei volljahrigen unterhaltsberechtigten Kindern wird diese Voraussetzung als erfiillt
angesehen, falls diese ihren gewohnlichen Aufenthalt bei dem anderen Elternteil nehmen.

Wurde das Sorgerecht fiir die Kinder des Bediensteten jedoch mehreren Personen iibertragen, so wird die
Haushaltszulage auf diese Personen anteilmifSig nach der Zahl der Kinder, fiir die sie das Sorgerecht haben,
aufgeteilt.
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Hat die Person, an die die dem Bediensteten zustehende Haushaltszulage nach den vorstehenden Bestimmun-
gen gezahlt werden muf3, als Europol-Bediensteter oder ortlicher Bediensteter selbst Anspruch auf diese
Zulage, so wird ihr lediglich der jeweils hohere Betrag gezahlt.

Artikel 2

(1)  Der Bedienstete erhilt nach MafSgabe der Absitze 2 und 3 fiir jedes unterhaltsberechtigte Kind eine
Kinderzulage von monatlich 460 NLG.

(2)  Als unterhaltsberechtigtes Kind gilt das eheliche, das uneheliche oder das an Kindes Statt angenom-
mene Kind des Bediensteten oder seines Ehegatten, wenn es von dem Bediensteten tatsichlich unterhalten
wird.

Das gleiche gilt fiir das Kind, fir das ein Adoptionsantrag gestellt und fir das das Adoptionsverfahren
eingeleitet worden ist.

(3) Die Zulage wird gewihrt:
a) ohne weiteres fiir ein Kind unter achtzehn Jahren;

b) auf begriindeten Antrag des Bediensteten fiir ein Kind von achtzehn bis einundzwanzig Jahren, das sich
in Schul- oder Berufsausbildung befindet.

(4)  Dem unterhaltsberechtigten Kind kann ausnahmsweise durch besondere mit Griinden versehene und
auf beweiskriftige Unterlagen gestiitzte Verfiigung des Direktors jede Person gleichgestellt werden, der
gegeniiber der Bedienstete gesetzlich zum Unterhalt verpflichtet ist und deren Unterhalt ihn mit erheblichen
Ausgaben belastet.

(5)  Diese Zulage wird ungeachtet des Alters des Kindes gezahlt, wenn dieses dauernd gebrechlich ist oder
an einer schweren Krankheit leidet, die es ihm unmoglich macht, seinen Lebensunterhalt zu bestreiten; dies
gilt fiir die gesamte Dauer der Krankheit oder des Gebrechens.

(6)  Fir ein unterhaltsberechtigtes Kind im Sinne dieses Artikels wird die Kinderzulage nur einmal
gewihrt.

(7)  Wird das Sorgerecht firr ein im Sinne der Absdtze 2 und 3 unterhaltsberechtigtes Kind aufgrund
gesetzlicher Vorschriften oder durch Entscheidung eines Gerichts bzw. der zustindigen Verwaltungsbehérde
einer anderen Person iibertragen, so wird die Kinderzulage fiir Rechnung und im Namen des Bediensteten
an diese Person gezahlt.

Artikel 3

(1)  Der Bedienstete, dem eine Auslandszulage zusteht, erhilt fir jedes unterhaltsberechtigte Kind im Sinne
von Artikel 2 Absatz 2, das regelmifiig und vollzeitig eine Grund- oder Sekundarschule besucht, eine
Erziehungszulage in Hohe von 75 v. H. der ihm durch den Schulbesuch tatsdchlich entstehenden Kosten bis
zu einem jdhrlichen Hochstbetrag der tatsichlich entstehenden Kosten von 20 000 NLG.

Die Erziehungszulage betrigt fiir alle Bediensteten 4 500 NLG, wenn das Kind regelmifSig und vollzeitig
eine Hochschule besucht.

Der Anspruch auf die Zulage entsteht mit dem ersten Tag des Monats, in dem das Kind erstmalig eine
Grundschule besucht, und erlischt mit dem Ende des Monats, in dem das Kind das einundzwanzigste
Lebensjahr vollendet.

(2) Der in Absatz 1 genannte Hochstbetrag beliuft sich auf jihrlich 27 000 NLG, wenn das Kind
behindert ist und diese Behinderung oder die Vorbereitung des Kindes auf die gesellschaftliche Eingliederung
Sonderunterricht oder eine Sonderausbildung verlangt. Die in Absatz 1 Unterabsatz 2 genannte Beschrin-
kung der Erziehungszulage gilt in solchen Fillen nicht.

(3)  Besucht das Kind eine Lehranstalt, die mehr als 50 km von Den Haag entfernt ist, so gehoren zu den
nach diesem Artikel anrechnungsfihigen Kosten auch die Internatskosten bis zu dem Hochstbetrag gemafs
den Absidtzen 1 und 2.

(4)  Wird das Sorgerecht fiir das Kind, fiir das die Erziehungszulage gewihrt wird, aufgrund gesetzlicher
Vorschriften oder durch Entscheidung eines Gerichts bzw. der zustindigen Verwaltungsbehorde einer
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anderen Person tibertragen, so wird die Erziehungszulage fiir Rechnung und im Namen des Bediensteten an
diese Person gezahlt. In diesem Fall wird die in Absatz 3 genannte Entfernung von mindestens 50 km vom
Wohnort der Person an gerechnet, die das Sorgerecht hat.

(5)  Dieser Artikel wird iiberpriift, wenn eine Europdische Schule in Den Haag eroffnet wird.

ABSCHNITT 2

Auslandszulage

Artikel 4

(1)  Gemafs Artikel 47 des Statuts wird monatlich eine Auslandszulage in folgender Hohe gewihrt:
a) fur Bedienstete der Besoldungsgruppen 1, 2 und 3 in Hohe von 2 000 NLG;
b) fiir Bedienstete der Besoldungsgruppen 4, 5 und 6 in Hohe von 1 500 NLG;
c) fir Bedienstete der Besoldungsgruppen 7, 8 und 9 in Hohe von 1 000 NLG;

d) fur Bedienstete der Besoldungsgruppen 10, 11, 12 und 13 in Hohe von 800 NLG.

(2)  Anspruch auf die Auslandszulage haben

a) Bedienstete, die

— die Staatsangehorigkeit des Staates, in dessen Hoheitsgebiet sie ihre Tatigkeit ausiiben, nicht besitzen
und nicht besessen haben und

— wihrend eines sechs Monate vor ihrem Dienstantritt ablaufenden Zeitraums von fiinf Jahren in dem
europdischen Hoheitsgebiet des genannten Staates weder ihre stindige hauptberufliche Tatigkeit
ausgeiibt noch ihren stindigen Wohnsitz gehabt haben; bei Anwendung dieser Vorschrift bleibt die
Lage unberiicksichtigt, die sich aus dem Dienst fiir einen anderen Staat oder eine internationale
Organisation oder die Europol-Drogenstelle ergibt;

b) Bedienstete, die die Staatsangehorigkeit des Staates, in dessen Hoheitsgebiet sie ihre Taitigkeit ausiiben,
besitzen oder besessen haben, jedoch wihrend eines bei ihrem Dienstantritt ablaufenden Zeitraums von
zehn Jahren aus einem anderen Grund als der Austibung einer Titigkeit im Dienste eines Staates oder
einer internationalen Organisation ihren stindigen Wohnsitz nicht im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten
der Europdischen Union hatten.

(3)  Fur die Anwendung der Absitze 1 und 2 wird der Bedienstete, der durch Heirat von Amts wegen
ohne Moglichkeit eines Verzichts die Staatsangehorigkeit des Staates erworben hat, in dessen Hoheitsgebiet
der Ort seiner dienstlichen Verwendung liegt, dem in Absatz 2 Buchstabe a) erster Gedankenstrich
erwihnten Bediensteten gleichgestellt.

ABSCHNITT 3

Kostenerstattung

A. Mietzulage
Artikel §

Ein Bediensteter, der einen befristeten Vertrag hat und eine Auslandszulage erhilt, hat Anspruch auf eine
Mietzulage, wenn die tatsichlichen Mietkosten bei Bezug einer Haushaltszulage 25 % des monatlichen
Nettogehalts und in anderen Fillen 30 % des monatlichen Nettogehalts tibersteigen.

Die Mietzulage belduft sich wiahrend der beiden ersten Jahre des Vertrags auf 80 % der die obengenannten
Betrige tibersteigenden tatsichlichen Mietkosten, im dritten Jahr auf 70 % dieser Kosten, im vierten Jahr auf
60% und im fiinften und sechsten Jahr auf 40 %. Tatsdchliche Mietkosten, die iiber die angemessenen
Hochstmietkosten hinausgehen, werden bei dieser Berechnung nicht beriicksichtigt.
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Die angemessenen Hochstmietkosten betragen fir einen alleinstehenden Bediensteten 3 000 NLG, fiir einen
mit seinem Ehegatten und/oder bis zu zwei unterhaltsberechtigten Kindern im Sinne von Artikel 2 Absatz 2
in hiuslicher Gemeinschaft lebenden Bediensteten 4 000 NLG und fiir einen mit seinem Ehegatten und/oder
drei oder mehr unterhaltsberechtigten Kindern im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 in hiuslicher Gemeinschaft
lebenden Bediensteten 5 000 NLG.

Bei der Beantragung der Mietzulage unterrichten die Bediensteten Europol tiber ihre tatsichlichen Wohnver-
hiltnisse, unter anderem dariiber, ob sie mit ihrem Ehegatten und/oder ihren Kindern in hiuslicher
Gemeinschaft leben. Werden diese Angaben nicht gemacht, so gelten die angemessenen Miethochstkosten
fur einen alleinstehenden Bediensteten.

Die Mietzulage betrdgt unter keinen Umstdnden mehr als 40 % der tatsichlichen Mietkosten oder der
angemessenen Miethochstkosten, je nachdem, welche niedriger sind.

B. Reisekosten
Artikel 6

(1)  Der Bedienstete hat in folgenden Fillen fiir sich, seinen Ehegatten und die unterhaltsberechtigten
Personen, die zu dem betreffenden Zeitpunkt mit ihm in hauslicher Gemeinschaft leben, Anspruch auf
Erstattung der Reisekosten:

a) bei Dienstantritt: vom Ort der Einberufung bis zum Ort der dienstlichen Verwendung;

b) beim Ausscheiden aus dem Dienst nach Artikel 94 bis 97 des Statuts: vom Ort der dienstlichen
Verwendung zu dem Herkunftsort nach Absatz 3;

c) bei jeder Versetzung, die eine Anderung des Ortes der dienstlichen Verwendung zur Folge hat.

Beim Tode eines Bediensteten haben die Witwe oder der Witwer sowie die unterhaltsberechtigten Personen
unter den gleichen Bedingungen Anspruch auf Erstattung der Reisekosten.

Die Reisekosten umfassen ferner die Kosten fiir etwaige Platzkarten, fiir die Beforderung des Gepicks und
gegebenenfalls unumgingliche Hotelkosten.

(2)  Der Erstattung werden zugrunde gelegt:

— der ubliche kiirzeste und billigste Reiseweg mit der Eisenbahn zwischen dem Ort der dienstlichen
Verwendung und dem Ort der Einberufung oder dem Herkunftsort;

— fiir die Bediensteten der Besoldungsgruppe 1 bis 6 nach Artikel 45 des Statuts der Fahrpreis 1. Klasse,
fiir die iibrigen Bediensteten der Fahrpreis 2. Klasse. Den iibrigen Bediensteten wird jedoch ebenfalls der
Fahrpreis 1. Klasse erstattet, wenn die Entfernung fiir die Hin- und Riickreise 800 km oder mehr
betragt;

— wenn die Reise eine Nachtfahrt von mindestens sechs Stunden zwischen 22 Uhr und 7 Uhr umfafSt, der
Schlafwagenzuschlag bis zum Preis der 2. Klasse oder des Liegewagens bei Vorlage der entsprechenden
Fahrausweise.

Ist der in Unterabsatz 1 erster Gedankenstrich erwihnte Reiseweg linger als 500 km oder wird auf dem
tiblichen Reiseweg ein Meer iiberquert, so hat der Betreffende bei Vorlage der Flugkarten Anspruch auf
Erstattung der Flugkosten in der preisgiinstigsten Klasse.

Wird ein anderes als eines der vorstehend genannten Beforderungsmittel benutzt, so wird der Erstattung der
Preis fir die Eisenbahnfahrt in der dem Bediensteten zustehenden Reiseklasse unter Ausschlufs des
Schlafwagenzuschlags zugrunde gelegt. Kann die Berechnung nicht auf dieser Grundlage erfolgen, so ist die
Erstattung durch besondere Verfiigung des Direktors zu regeln.

(3)  Der Herkunftsort des Bediensteten wird bei seinem Dienstantritt unter Beriicksichtigung des Ortes,
von dem aus er einberufen worden ist, oder des Mittelpunkts seiner Lebensinteressen festgestellt. Diese
Feststellung kann im Laufe der Dienstzeit des Bediensteten und anldflich seines Ausscheidens aus dem
Dienst durch eine besondere Verfiigung des Direktors geindert werden. Diese Verfiigung darf wihrend der
Dienstzeit des Bediensteten nur in Ausnahmefillen und bei Vorlage von Unterlagen getroffen werden, durch
die der Antrag des Bediensteten ordnungsgemifs belegt wird.
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Artikel 7

(1)  Der Bedienstete erhilt einmal im Kalenderjahr fir sich und, soweit er Anspruch auf die Haushaltszu-
lage hat, firr seinen Ehegatten und die unterhaltsberechtigten Personen im Sinne des Artikels 2 eine
Vergiitung der tatsichlich entstandenen Reisekosten vom Ort der dienstlichen Verwendung zum Herkunfts-
ort nach Artikel 6 Absatz 3, wenn die Entfernung in Eisenbahnkilometern zwischen dem Ort der
dienstlichen Verwendung und dem Herkunftsort mehr als 350 km betragt.

Sind beide Ehegatten Bedienstete von Europol, so hat jeder von ihnen nach den vorstehenden Bestimmungen
fiir sich und fiir die unterhaltsberechtigten Personen Anspruch auf die Vergiitung der Reisekosten; fiir jede
unterhaltsberechtigte Person wird die Zahlung nur einmal gewihrt. Fur die unterhaltsberechtigten Kinder
wird bei der Berechnung der Vergiitung auf entsprechenden Antrag eines der Ehegatten der Herkunftsort
eines der beiden Ehegatten zugrunde gelegt.

(2)  Der Vergiitung wird gegen Vorlage der Fahrscheine fiir die Bediensteten der Besoldungsgruppen 1 bis
6 der Eisenbahnfahrpreis 1. Klasse, fiir die tibrigen Bediensteten der Eisenbahnfahrpreis 2. Klasse fir die
Hin- und Rickfahrt zugrunde gelegt. Betrigt die Entfernung fiir die Hin- und Riickreise 800 km oder mehr,
so wird der Vergiitung fiir die iibrigen Bediensteten ebenfalls der Eisenbahnfahrpreis 1. Klasse zugrunde
gelegt. Kann die Berechnung nicht auf dieser Grundlage erfolgen, so werden Einzelheiten der Vergiitung
durch besondere Verfiigung des Direktors festgelegt.

Betriagt die Entfernung in Eisenbahnkilometern zwischen dem Ort der dienstlichen Verwendung und dem
Herkunftsort mehr als 500 km oder wird auf dem tiblichen Reiseweg ein Meer iiberquert, so hat der
Betreffende bei Vorlage der Flugkarten Anspruch auf Erstattung der Flugkosten in der preisgiinstigsten
Klasse.

(3)  Benutzt ein Bediensteter firr die Reise zum Herkunftsort sein Privatfahrzeug, so erhilt er eine
Vergiitung von 0,40 NLG pro Reisekilometer, die jedoch die Kosten nicht iibersteigen darf, die bei
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel entstanden wiren.

(4)  Die vorstehenden Bestimmungen gelten fiir Bedienstete, bei denen der Ort der dienstlichen Verwen-
dung und der Herkunftsort im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats der Europiischen Union liegen. Bedien-
stete, bei denen der Herkunftsort und/oder der Ort der dienstlichen Verwendung aufSerhalb des Hoheitsge-
biets der Mitgliedstaaten der Europiischen Union liegen, haben einmal je Kalenderjahr gegen Vorlage
entsprechender Belege fiir sich selbst und, sofern sie Anspruch auf die Haushaltszulage haben, fiir ihren
Ehegatten und die gemif$ Artikel 2 unterhaltsberechtigten Personen Anspruch auf Erstattung der Kosten fiir
die Reise zum Herkunftsort oder bis zur Hohe dieser Kosten auf Erstattung der Kosten fiir die Reise nach
einem anderen Ort.

Fur den Fall, daf§ der Ehegatte und die in Artikel 2 Absatz 2 genannten Personen ihren Wohnsitz nicht am
Dienstort des Bediensteten haben, haben sie einmal im Kalenderjahr gegen Vorlage entsprechender Belege
Anspruch auf Erstattung der Kosten fiir die Reise vom Herkunftsort zum Ort der dienstlichen Verwendung
oder bis zur Hohe dieser Kosten auf Erstattung der tatsichlichen Reisekosten zu einem anderen Ort.

C. Umzugskosten
Artikel 8

(1) Die fir den Umzug der personlichen beweglichen Habe veranschlagten Betrige einschlieSlich der
Versicherungskosten zur Deckung einfacher Risiken (Bruch, Diebstahl, Feuer) werden dem nach Artikel 16
des Statuts zur Verlegung seines Wohnsitzes verpflichteten Bediensteten erstattet, sofern ihm diese Betrige
nicht anderweitig ersetzt werden. Die Betridge werden in den Grenzen eines zuvor genehmigten Kostenvor-
anschlags erstattet. Den zustindigen Stellen von Europol sind mindestens zwei Kostenvoranschldge vorzule-
gen. Sind die zustindigen Stellen der Auffassung, dafs die vorgelegten Kostenvoranschlige einen angemesse-
nen Betrag Ubersteigen, so konnen sie einen anderen Transportunternehmer vorschlagen. Die Erstattung der
Umzugskosten, auf die der Bedienstete Anspruch hat, kann dann auf den Betrag begrenzt werden, den dieser
Transportunternehmer in seinem Kostenvoranschlag angegeben hat.

(2)  Beim Ausscheiden aus dem Dienst oder beim Tod des Bediensteten werden die Kosten fiir den Umzug
vom Ort seiner dienstlichen Verwendung zu seinem Herkunftsort nach demselben Verfahren erstattet.

War der verstorbene Bedienstete unverheiratet, so werden diese Kosten seinen Rechtsnachfolgern erstattet.
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(3) Der Umzug mufs innerhalb eines Jahres nach Ablauf der Probezeit durchgefiihrt werden. Beim
Ausscheiden aus dem Dienst mufs der Umzug innerhalb von drei Jahren durchgefiihrt werden.

Nach Ablauf der genannten Fristen entstandene Umzugskosten diirfen nur in Ausnahmefillen aufgrund
einer besonderen Verfiigung des Direktors erstattet werden.

D. Dienstreisekosten
Artikel 9

(1)  Ein Bediensteter, der aufgrund einer entsprechenden Genehmigung eine Dienstreise ausfiihrt, hat
gemifl den nachstehenden Vorschriften Anspruch auf Erstattung der Fahrtkosten und der Aufwandskosten
sowie auf Tagegelder.

(2)  In der Dienstreisegenehmigung ist insbesondere die voraussichtliche Dauer der Dienstreise festzuset-
zen, die bei der Berechnung des Vorschusses zugrunde zu legen ist, den der Bedienstete auf seine Tagegelder
und Fahrtkosten erhalten kann. Der Vorschuf§ wird, soweit nicht etwas anderes bestimmt wird, nicht
gezahlt, wenn die Reise voraussichtlich nicht linger als 24 Stunden dauert und innerhalb eines Landes
stattfindet, in dem die gleiche Wihrung Geltung hat wie am Ort der dienstlichen Verwendung des
Bediensteten.

Artikel 10

(1) Als Fahrtkosten eines in dienstlichem Auftrag reisenden Bediensteten gilt der Eisenbahnpreis 1. Klasse
fiir den kiirzesten Reiseweg.

Die Fahrtkosten umfassen ferner:

— die Kosten fur die Beférderung zum und vom Bahnhof, Hafen oder Lufthafen sowohl auf der Hin- als
auch auf der Riickreise;

— die Kosten fiir etwaige Platzkarten und fiir die Beforderung des notwendigen Gepicks;

— den Schlafwagenzuschlag (Erstattung gegen Vorlage der Schlafwagenkarte), wenn die Reise eine
Nachtfahrt von mindestens 6 Stunden zwischen 22 Uhr und 7 Uhr umfafSt,

— fiir den Direktor sowie die stellvertretenden und die beigeordneten Direktoren in der Einzelbett-
Klasse oder, falls nicht vorhanden, der Sonderabteil-Klasse;

— fiir die iibrigen Bediensteten in der Zweibett-Klasse;
— wenn der Zug nicht die fiir die Bediensteten vorgesehene Schlafwagenklasse fiihrt, in der niachsthohe-

ren Klasse.

(2) FEinem Bediensteten kann gestattet werden, unter preisgiinstigsten Bedingungen das Flugzeug zu
benutzen. Gegen Vorlage der Flugkarte werden dem Bediensteten der Besoldungsgruppen 1 bis 4 die Kosten
der ,,business class“ und den tibrigen Bediensteten die Kosten der ,economy class“ erstattet.

Durch Verfigung des Direktors kann Bediensteten, die einen Bediensteten der Besoldungsgruppen 1 bis 4
auf einer bestimmten Dienstreise begleiten, fiir diese Dienstreise gegen Vorlage der Flugkarte der Flugpreis
der von diesem Bediensteten benutzten Klasse erstattet werden.

Aufgrund einer Regelung, die vom Verwaltungsrat erlassen wird, kann Bediensteten, die Dienstreisen unter
besonders ermiidenden Bedingungen ausfiithren, durch Verfiigung des Direktors gegen Vorlage der Flugkarte
der Flugpreis der benutzten Klasse erstattet werden.

(3)  Bei Schiffsreisen wird die zu benutzende Klasse von Fall zu Fall vom Direktor bestimmt.

(4)  Einem Bediensteten kann bei bestimmten Dienstreisen die Benutzung eines Privatfahrzeugs gestattet
werden, sofern sich hierdurch die Dauer der Dienstreise nicht erheblich verlingert.

In diesem Fall werden die Fahrtkosten nach Absatz 1 pauschal erstattet.

Der Direktor kann jedoch einem Bediensteten, der regelmiflig Dienstreisen unter besonderen Umstinden
ausfihrt, anstelle des Eisenbahnfahrpreises eine Vergiitung nach zuriickgelegten Kilometern gewihren, wenn
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die Benutzung der offentlichen Verkehrsmittel und die Erstattung der Fahrtkosten auf der uiblichen Basis
offensichtlich zu Nachteilen fithren wiirden.

Ein Bediensteter, dem die Benutzung seines Privatfahrzeugs gestattet wird, bleibt in vollem Umfang fir
etwaige Unfille haftbar, die das Fahrzeug erleidet oder Dritten verursacht. Er muf§ eine Haftpflichtversiche-
rung abgeschlossen haben, durch die seine Haftpflicht innerhalb der vom Direktor als ausreichend
anerkannten Grenzen gedeckt ist.

(5) Halt ein Europol-Bediensteter, der iiber eine Dienstreisegenehmigung verfugt, es im Interesse der
Dienstreise fiir erforderlich, ein Kraftfahrzeug zu mieten oder das Taxi zu benutzen, so werden die Kosten
hierfiir in vollem Umfang erstattet.

Artikel 11

Jede von Dritten erhaltene Erstattung fiir die in diesem Abschnitt genannten Ausgaben wird von der
Erstattung abgezogen, auf die der Bedienstete Anspruch hat. Kommt der Bedienstete in den Genufs der
Gemeinschaftsregelung der Europiischen Kommission fiir die Erstattung von Reise-, Unterbringungs- und
Verpflegungskosten, so hat er keinen Anspruch auf eine Erstattung gemifS diesem Statut.

Artikel 12

Kann ein Bediensteter nachweisen, dafl ihm wihrend einer Dienstreise Ausgaben wegen einer Krankheit oder
eines Unfalls entstanden sind, die er aus eigener Tasche zu bestreiten hatte, so kann ihm dafiir eine gewisse
Erstattung gewahrt werden.

Kann ein Bediensteter nachweisen, dafy ihm Ausgaben wegen des Verlusts oder Diebstahls von Gepick, das
er auf der Dienstreise benotigte, oder wegen dessen Beschiddigung entstanden sind, so kann ihm bis zu einem
vom Direktor festgelegten Hochstbetrag eine gewisse Erstattung gewihrt werden.

Artikel 13
(1)  Die Aufwandskosten werden gemifs den vom Verwaltungsrat festgelegten Bestimmungen erstattet.

Nicht erstattet werden Aufwandskosten fiir
a) eine Dienstreise von weniger als vier Stunden;

b) einen weniger als vier Stunden betragenden Teil einer Dienstreise, wihrend dem sich der Bedienstete in
den Niederlanden befindet und der unmittelbar vor oder nach einer Flug- oder Seereise liegt.

(2)  Einem Bediensteten, der Anspruch auf eine Erstattung fiir eine Ubernachtung hat, werden die hierfiir
entstandenen Ausgaben erstattet.

(3)  Eine Erstattung fir Mahlzeiten wird nicht gewihrt, wenn dem betreffenden Bediensteten im Rahmen
der Dienstreise Mahlzeiten (gegen Entgelt oder unentgeltlich) angeboten wurden, es sei denn, er kann
nachweisen, daf§ er diese Mahlzeiten nicht in Anspruch nehmen konnte.

(4)  Der Direktor kann den nach Absatz 1 vorgesehenen Erstattungssatz kiirzen, wenn dies seines
Erachtens aufgrund der Art der Tatigkeit oder der Reisebedingungen des betreffenden Bediensteten
gerechtfertigt ist und der Bedienstete hdufig Dienstreisen auszufithren hat.

(5)  Der Direktor kann einem Bediensteten teilweise oder in vollem Umfang Anspruch auf eine Erstattung
gewihren, die hoher ist als die nach diesem Artikel vorgesehene Erstattung, wenn letztere aufgrund
aufsergewohnlicher Umstidnde nicht ausreicht, um die Aufwandskosten des Bediensteten abzudecken und
dieser alle erforderlichen Nachweise hierfiir erbringen kann.

Artikel 14

Genauere Bestimmungen tiber das Tagegeld und die zu erstattenden Aufwandskosten legt der Verwaltungs-
rat fest.
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E. Pauschalerstattung von Ausgaben

Artikel 15

(1)  Dem Direktor und den stellvertretenden Direktoren, denen aufgrund ihrer Aufgaben Reprisentations-
ausgaben entstehen, kann der Verwaltungsrat eine Aufwandspauschale gewihren, deren Hohe er in
Anbetracht der tatsichlichen Kosten festlegt.

(2)  Entstehen einem Bediensteten aufgrund besonderer Weisungen gelegentlich Reprisentationsausgaben
im dienstlichen Interesse, so bestimmt der Direktor, in welcher Hohe diese auf Vorlage der entsprechenden
Belege zu erstatten sind.
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KAPITEL 1

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Artikel 1

(1)  Wird bei der irztlichen Untersuchung vor Dienstantritt festgestellt, daf§ ein Bediensteter krank oder
gebrechlich ist, so kann der Direktor verfiigen, daf§ die fiir den Fall der Invaliditit oder des Todes
vorgesehenen Garantien erst vier Jahre nach dem Eintritt in den Dienst von Europol wirksam werden,
soweit es sich um Folgeerscheinungen oder Nachwirkungen dieser Krankheit oder dieses Gebrechens
handelt.

(2)  Ein Bediensteter, der zur Ableistung eines Dienstes zur Erfiilllung staatsbiirgerlicher Pflichten im Sinne
von Artikel 42 des Statuts beurlaubt ist, hat fiir die unmittelbaren Folgen von Unfillen oder Erkrankungen,
die auf einen solchen Dienst zuriickzufiihren sind, keinen Anspruch auf die fiir den Fall der Invaliditdt oder
des Todes vorgesehenen Leistungen. Die auf Hinterbliebenen tbertragungsfihigen Ruhegehaltsanspriiche,
die ein Bediensteter zum Zeitpunkt einer solchen Beurlaubung erworben hat, werden durch die vorstehenden

Bestimmungen nicht beriihrt.

(3)  Alle Stellen, an denen in diesem Anhang auf eine Witwe oder eine geschiedene Ehefrau Bezug
genommen wird, gelten entsprechend fiir Witwer bzw. geschiedene Eheminner.

KAPITEL 2

ALTERSRUHEGEHALT UND ABGANGSGELD

Abschnitt 1

Altersruhegehalt

Artikel 2

Das Altersruhegehalt wird nach der Gesamtzahl der ruhegehaltsfihigen Dienstjahre des Bediensteten
berechnet. Jedes nach Mafigabe des Artikels 3 beriicksichtigte Dienstjahr ist als ruhegehaltsfihiges
Dienstjahr anzurechnen, jeder volle Monat als ein Zwdolftel eines ruhegehaltsfihigen Dienstjahres.
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Bei der Festlegung des Ruhegehaltsanspruchs konnen hochstens finfunddreifSig ruhegehaltsfahige Dienst-
jahre berticksichtigt werden.

Artikel 3

Bei der Berechnung der ruhegehaltsfahigen Dienstjahre im Sinne des Artikels 2 wird folgendes berticksich-
tigt:

a) die Dauer der in der Eigenschaft als Europol-Bediensteter gemifs dem Statut abgeleisteten Dienstzeit;

b) die Dauer eines Urlaubs aus personlichen Griinden gemifS Artikel 41 des Statuts.

Voraussetzung ist, dafl der Bedienstete wihrend dieser Zeiten die vorgesehenen Beitrige entrichtet hat.

Artikel 4

Der Bedienstete, der bereits frither als Bediensteter bei Europol beschiftigt war und von Europol erneut
eingestellt wird, erwirbt neue Ruhegehaltsanspriiche. Er kann verlangen, dafd ihm bei der Berechnung der
Ruhegehaltsanspriiche seine gesamte Dienstzeit als Bediensteter, fur die Beitrige gezahlt worden sind,
angerechnet wird, sofern er die Beitrige wieder einzahlt, die ihm gegebenenfalls nach Artikel 10 dieses
Anhangs und Artikel 77 des Statuts gezahlt worden sind oder die er als Altersruhegehalt bezogen hat,
zuziiglich der Zinseszinsen zum Jahreszinssatz von 3,5 v.H.

Zahlt ein ruhegehaltsberechtigter Bediensteter die in Absatz 1 genannten Betrdge nicht wieder ein, so wird
ihm der Kapitalbetrag, der den versicherungsmathematischen Gegenwert seines Altersruhegehalts zu dem
Zeitpunkt darstellt, zu dem ihm dieses Ruhegehalt nicht mehr gezahlt wird, zuziiglich der Zinseszinsen zum
Jahreszinssatz von 3,5 v.H. in Form eines Ruhegehalts gutgeschrieben, dessen Zahlung bis zur Erreichung
des Alters hinausgeschoben wird, in dem er aus dem Dienst ausscheidet.

Hat der Bedienstete beim endgiiltigen Ausscheiden aus dem Dienst Anspruch auf ein Abgangsgeld, so
verringert sich dieses um den Betrag der Zahlungen nach Artikel 79 des Statuts, zuziiglich der Zinseszinsen
zu einem Jahreszinssatz von 3,5 v.H.; hat der Betreffende Anspruch auf ein Altersruhegehalt, so werden die
Ruhegehaltsanspriiche im Verhiltnis zu den nach dem genannten Artikel geleisteten Zahlungen gekiirzt.

Artikel §

Als Existenzminimum fiir die Berechnung der Versorgungsleistungen gilt das Bruttogrundgehalt eines
Bediensteten der Besoldungsgruppe 13 Besoldungsstufe 1, sofern der Betreffende nicht iiber anderweitige
Ruhegehaltsanspriiche verfiigt.

Artikel 6

Als versicherungsmathematischer Gegenwert des Altersruhegehalts gilt der Kapitalwert der dem Bediensteten
zustehenden Leistung; dieser Betrag errechnet sich nach den Sterblichkeitstafeln, die von den fiir die
Feststellung des Haushaltsplans der Europdischen Gemeinschaften zustindigen Organen gemaf Artikel 35
zuletzt festgelegt worden sind, und auf der Grundlage eines Jahreszinssatzes von 3,5 v.H.

Artikel 7

Scheidet ein Bediensteter vor dem 62. Lebensjahr aus dem Dienst aus, so kann er verlangen, daf§ die
Ruhegehaltszahlung

— entweder bis zum ersten Tag des Kalendermonats ausgesetzt wird, der auf den Monat folgt, in dem er
das 62. Lebensjahr vollendet,

— oder, sofern er das 52. Lebensjahr vollendet hat, sofort beginnt. In diesem Fall wird das Ruhegehalt je
nach dem Alter des Bediensteten zur Zeit des Beginns der Ruhegehaltszahlung nach folgender Tabelle
gekiirzt:
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Verhiltnis zwischen dem vorzeitig ausgezahlten Ruhegehalt und dem Ruhegehalt im Alter
von 62 Jahren

Lebensalter beim
vorzeitigen Eintritt in den Koeffizient
Ruhestand
52 0,50678
53 0,53834
54 0,57266
55 0,61009
56 0,65582
57 0,69582
58 0,74508
59 0,79936
60 0,85937
61 0,92593
Artikel 8

Der Anspruch auf Altersruhegehalt wird mit dem ersten Tag des Kalendermonats wirksam, der auf den
Monat folgt, in dem der Bedienstete von Amts wegen oder auf eigenen Wunsch in den Ruhestand versetzt
wird; er erhilt seine Beziige bis zu dem Zeitpunkt, zu dem das Ruhegehalt erstmalig zu zahlen ist.

Artikel 9

(1)  Scheidet ein Bediensteter aus dem Dienst von Europol aus, um

— in den Dienst einer Verwaltungsbehorde oder einer innerstaatlichen oder internationalen Einrichtung zu
treten, die mit Europol ein Abkommen getroffen hat,

— eine unselbstindige oder selbstindige Tatigkeit auszuiiben, fiir die er Ruhegehaltsanspriiche in einem
System erwirbt, dessen Verwaltungsorgane ein Abkommen mit Europol getroffen haben,

so ist er berechtigt, den versicherungsmathematischen Gegenwert seines bei Europol erworbenen Ruhege-
haltsanspruchs auf die Pensionskasse dieser Verwaltungsbehorde oder Einrichtung oder auf die Pensions-
kasse zu iibertragen, bei der der Bedienstete aufgrund seiner unselbstindigen oder selbstindigen Tatigkeit
Ruhegehaltsanspriiche erwirbt.

(2)  Ein Bediensteter, der vor dem Eintritt in den Dienst von Europol

— bei einer Verwaltungsbehorde oder einer innerstaatlichen oder internationalen Einrichtung tdtig war
oder

— eine unselbstindige oder selbstindige Tatigkeit ausiibte,

kann bei seiner festen Anstellung entweder den versicherungsmathematischen Gegenwert oder den pauscha-
len Riickkaufwert der Ruhegehaltsanspriiche, die er aufgrund dieser Vortitigkeit erworben hat, an den in
Artikel 37 genannten Europol-Fonds zahlen lassen.

In diesem Fall bestimmt Europol unter Beriicksichtigung der Besoldungsgruppe, in der der Bedienstete
eingestellt worden ist, die Anzahl der ruhegehaltsfahigen Dienstjahre, die ihm nach der Versorgungsordnung
von Europol fiir die Vortitigkeit unter Zugrundelegung des versicherungsmathematischen Gegenwerts der
obengenannten Zahlungen angerechnet werden.

(3)  Absatz 2 gilt auch fiir einen Bediensteten, der nach einem Urlaub aus personlichen Griinden gemifs
Artikel 41 des Statuts wieder in den Dienst aufgenommen wird.
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Abschnitt 2

Abgangsgeld

Artikel 10

Ein Bediensteter, der vor dem 62. Lebensjahr aus anderen Griinden als durch Tod oder Dienstunfihigkeit
aus dem Dienst ausscheidet, hat bei seinem Ausscheiden, sofern er nicht ruhegehaltsberechigt und Artikel 9
Absatz 1 nicht auf ihn anwendbar ist, Anspruch auf Auszahlung folgender Betrige:

a) des Betrages der von seinem Grundgehalt einbehaltenen Ruhegehaltsbeitrige zuziiglich der Zinseszinsen
zu einem Jahreszinssatz von 3,5 v.H.;

b) sofern sein Vertrag nicht nach Artikel 88 des Statuts aus disziplinarischen Griinden beendet worden ist,
eines Abgangsgeldes entsprechend der tatsichlich abgeleisteten Dienstzeit, wobei fiir jedes Dienstjahr ein
Monatsbetrag des letzten Bruttogrundgehalts berechnet wird. Als tatsichlich abgeleistete Dienstzeit gilt
in Fillen im Sinne von Artikel 9 Absatz 2 auch eine Vortitigkeit unter Beriicksichtigung der von Europol
nach Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 2 angerechneten ruhegehaltsfihigen Dienstjahre;

¢) der gesamten gemifs Artikel 11 Absatz 2 an den in Artikel 37 genannten Europol-Fonds gezahlten
Summe zuziiglich der Zinseszinsen zu einem Jahreszinssatz von 3,5 v.H.

KAPITEL 3

RUHEGEHALT WEGEN DIENSTUNFAHIGKEIT

Artikel 11

Erkennt der Invaliditdtsausschufs an, daf$ ein noch nicht fiunfundsechzig Jahre alter Bediensteter wihrend der
Zeit, in der er Ruhegehaltsanspriiche erwirbt, dauernd voll dienstunfihig geworden ist und den Pflichten
eines Dienstpostens seiner Besoldungsgruppe nicht nachkommen kann, und muf§ der Bedienstete deshalb
seinen Dienst bei Europol aufgeben, so hat er vorbehaltlich der Vorschriften von Artikel 1 Absatz 1
Anspruch auf ein Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit gemafl Artikel 65 des Statuts, solange diese
Arbeitsunfahigkeit anhalt.

Ein Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit darf nicht neben einem Altersruhegehalt gezahlt werden.

Artikel 12

Der Anspruch auf Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit entsteht mit dem ersten Tag des Kalendermonats,
der auf die Versetzung in den Ruhestand nach Artikel 65 des Statuts folgt.

Erfillt ein ehemaliger Bediensteter nicht mehr die Voraussetzungen fiir die Gewidhrung des Ruhegehalts
wegen Dienstunfihigkeit, so ist er dem ersten frei werdenden Dienstposten zuzuweisen, der seinem fritheren
Dienstposten und seiner Besoldungsgruppe entspricht, sofern er die dafiir erforderliche Eignung besitzt.
Lehnt er den ihm angebotenen Dienstposten ab, so hat er weiterhin Anspruch auf Wiederverwendung in
einem seinem fritheren Dienstposten und seiner Besoldungsgruppe entsprechenden Dienstposten, wenn ein
solcher Dienstposten erneut frei wird und er die dafir erforderliche Eignung besitzt; lehnt er zum zweiten
Mal ab, so kann er von Amts wegen entlassen werden.

Beim Tode eines ehemaligen Bediensteten, der Anspruch auf ein Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit hat,
erlischt der Anspruch am Ende des Kalendermonats, in dem der ehemalige Bedienstete verstorben ist.

Artikel 13

Solange der ehemalige Bedienstete, der ein Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit bezieht, das 62. Lebensjahr
nicht vollendet hat, kann ihn Europol in bestimmten Zeitabstinden untersuchen lassen, um sich zu
vergewissern, daf§ er die Voraussetzungen fiir den Bezug dieses Ruhegehalts noch erfiillt.

Bei Dienstunfihigkeit eines Bediensteten mit befristetem Beschiftigungsverhiltnis kann dessen einzelstaat-
liche Heimatbehorde zu dem Zeitpunkt, zu dem der Vertrag abgelaufen wire, ebenfalls eine drztliche
Untersuchung vornehmen lassen, um zu bestimmen, ob der Bedienstete als fihig erachtet werden kann,
wieder in ihren Dienst iibernommen zu werden.
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Empfingt ein Bediensteter, der Anspruch auf ein Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit bei Europol hat,
aufgrund einer anderen, einzelstaatlichen Versorgungsregelung firr Arbeitnehmer ein Ruhegehalt wegen
Dienstunfihigkeit oder hat er Erwerbseinkiinfte, so wird das von Europol zu zahlende Ruhegehalt wegen
Dienstunfihigkeit in dem Mafe gekiirzt, dafs die Nettogesamteinkiinfte den hochstzuldssigen Versorgungs-
anspruch nach Artikel 65 Absatz 1 des Statuts nicht tibersteigen.

Artikel 14

Wird ein ehemaliger Bediensteter, der ein Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit bezieht, wieder in den Dienst
von Europol aufgenommen, so wird die Zeit, in der er dieses Ruhegehalt bezogen hat, bei der Berechnung
des Altersruhegehalts beriicksichtigt, ohne dafs er zur Nachzahlung von Beitrdgen verpflichtet ist.

KAPITEL 4

HINTERBLIEBENENVERSORGUNG

Artikel 15

Die Witwe eines Bediensteten, der sich bei seinem Tod im aktiven Dienst von Europol oder im Urlaub aus
personlichen Griinden gemidfs dem Statut befand, hat vorbehaltlich des Artikels 1 Absatz 1 und des
Artikels 21 und sofern die Ehe mindestens ein Jahr gedauert hat, Anspruch auf ein Witwengeld in Hohe
von 60 v.H. des Altersruhegehalts, das an den Bediensteten gezahlt worden wire, wenn er ohne die
Voraussetzung einer Mindestdienstzeit oder eines Mindestalters zum Zeitpunkt seines Todes hierauf
Anspruch gehabt hitte.

Die Dauer der Ehe bleibt aufer Betracht, sofern aus der Ehe oder aus einer fritheren Ehe des Bediensteten
ein oder mehrere Kinder hervorgegangen sind und die Witwe fiir diese Kinder sorgt oder gesorgt hat oder
wenn der Tod des Bediensteten auf ein Gebrechen oder eine Erkrankung, die er sich anldfflich der
Wahrnehmung seiner dienstlichen Pflichten zugezogen hat, oder auf einen Unfall zuriickzufithren ist.

Artikel 16

Die Witwe eines ehemaligen Bediensteten, der ein Altersruhegehalt bezog, hat vorbehaltlich des Artikels 21
und sofern die Ehe mit dem Bediensteten zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem Dienst von Europol
mindestens ein Jahr gedauert hat, Anspruch auf ein Witwengeld in Hohe von 60 v. H. des Altersruhegehalts,
das ihr Ehegatte am Tag seines Todes bezog. Das Witwengeld betrigt mindestens 35 v. H. des letzten
Grundgehalts, darf aber keinesfalls hoher als das Altersruhegehalt sein, das der Ehegatte am Tage seines
Todes bezog.

Die Dauer der Ehe bleibt aufSer Betracht, sofern aus einer Ehe, die der Bedienstete vor seinem Ausscheiden
aus dem Dienst eingegangen ist, ein oder mehrere Kinder hervorgegangen sind und die Witwe fiir diese
Kinder sorgt oder gesorgt hat.

Artikel 17

Die Witwe eines ehemaligen Bediensteten, der vor Vollendung des 62. Lebensjahres aus dem Dienst
ausgeschieden ist und beantragt hat, daff die Ruhegehaltszahlung erst am ersten Tag des Kalendermonats
beginnt, der auf den Monat folgt, in dem er das 62. Lebensjahr vollendet, hat vorbehaltlich des Artikels 21
und sofern die Ehe mit dem Bediensteten im Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem Dienst von Europol
mindestens ein Jahr gedauert hat, Anspruch auf ein Witwengeld in Hohe von 60 v. H. des Altersruhegehalts,
das ihr Ehegatte bei Vollendung des 62. Lebensjahres bezogen hitte. Das Witwengeld betrigt mindestens
35 v.H. des letzten Grundgehalts, darf aber keinesfalls hoher als das Altersruhegehalt sein, auf das der
ehemalige Bedienstete bei Vollendung des 62. Lebensjahres Anspruch gehabt hitte.

Die Dauer der Ehe bleibt aufSer Betracht, sofern aus einer Ehe, die der ehemalige Bedienstete vor seinem
Ausscheiden aus dem Dienst eingegangen ist, ein oder mehrere Kinder hervorgegangen sind und die Witwe
fiir diese Kinder sorgt oder gesorgt hat.

Artikel 18

Die Witwe eines ehemaligen Bediensteten, der ein Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit bezog, hat vorbehalt-
lich des Artikels 21 und sofern sie zum Zeitpunkt der Zuerkennung dieses Ruhegehalts mit dem
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Bediensteten verheiratet war, Anspruch auf ein Witwengeld in Hohe von 60 v. H. des Ruhegehalts wegen
Dienstunfahigkeit, das ihr Ehegatte am Tag seines Todes bezog oder ohne Antikumulationsbestimmungen
bezogen hitte.

Empfingt eine Witwe Versorgungsleistungen aufgrund einer anderen Versorgungsregelung, so wird das von
Europol zu zahlende Witwengeld in dem Mafle gekiirzt, dafl die von der Witwe insgesamt bezogenen
Versorgungsleistungen den hochstzuldssigen Versorgungsanspruch nach diesem Artikel nicht tibersteigen.

Das Witwengeld mufd mindestens 35 v. H. des letzten Grundgehalts betragen, darf aber keinesfalls hoher als
das Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit sein, das der Ehegatte am Tag seines Todes bezog.

Artikel 19

Die in den Artikeln 15, 16 und 17 vorgesehene Dauer der Ehe bleibt aufSer Betracht, sofern die Ehe mit dem
Bediensteten, auch wenn sie nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst geschlossen wurde, mindestens fiinf
Jahre gedauert hat.

Artikel 20

(1)  Das Waisengeld nach Artikel 69 Absitze 1, 2 und 3 des Statuts betragt fiir das erste verwaiste Kind
%0 des Witwengeldes, auf das die Witwe eines Bediensteten oder eines ehemaligen Bediensteten mit
Altersruhegehalt oder Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit Anspruch gehabt hitte; hierbei bleiben die
Kiirzungen nach Artikel 23 dieses Anhangs aufSer Betracht.

Das Waisengeld darf vorbehaltlich des Artikels 21 dieses Anhangs nicht unter dem Existenzminimum
liegen.

(2) Das Waisengeld erhoht sich vom zweiten unterhaltsberechtigten Kind an fiir jedes Kind um den
doppelten Betrag der Kinderzulage.

Sind die Voraussetzungen von Anhang 5 Artikel 3 erfiillt, so hat die Waise Anspruch auf die Erziehungszu-
lage.

(3) Der Gesamtbetrag des Waisengeldes und der Kinderzulage wird zu gleichen Teilen auf die berechtig-
ten Waisen aufgeteilt.

Artikel 21

Hinterlaf3t ein Bediensteter eine Witwe und zugleich Waisen aus fritherer Ehe oder andere Anspruchsberech-
tigte, so wird die Gesamtversorgung so berechnet wie das Witwengeld fiir eine Witwe, die fiir unterhaltsbe-
rechtigte Personen zu sorgen hat, und entsprechend den Versorgungsbeziigen, die den einzelnen Anspruchs-
berechtigten gesondert zuerkannt worden wiren, auf die in Betracht kommenden Personengruppen anteilig
aufgeteilt.

Hinterliflt ein Bediensteter Waisen, die aus verschiedenen Ehen hervorgegangen sind, so wird die
Gesamtversorgung so berechnet, als ob die Kinder aus ein und derselben Ehe hervorgegangen wiren, und
entsprechend den Versorgungsbeziigen, die den einzelnen Anspruchsberechtigten gesondert zuerkannt
worden wiren, auf die in Betracht kommenden Personengruppen anteilig aufgeteilt.

Bei der Berechnung des Aufteilungssatzes werden die aus einer fritheren Ehe eines Ehegatten hervorgegange-
nen und nach Anhang 5 Artikel 2 als unterhaltsberechtigt anerkannten Kinder in die Gruppe der Kinder
einbezogen, die aus der Ehe mit dem Bediensteten oder dem ehemaligen Bediensteten mit Altersruhegehalt
oder Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit hervorgegangen sind.

In dem in Absatz 2 geregelten Fall werden die Verwandten aufsteigender Linie, die nach Anhang 5 Artikel 2
als unterhaltsberechtigt anerkannt sind, den unterhaltsberechtigten Kindern gleichgestellt und bei der
Berechnung des Aufteilungssatzes in die Gruppe der Verwandten absteigender Linie einbezogen.

Artikel 22

Der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung entsteht mit dem ersten Tag des Kalendermonats, der auf den
Sterbemonat des Bediensteten oder des ehemaligen Bediensteten mit Altersruhegehalt oder Ruhegehalt wegen
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Dienstunfihigkeit folgt. Wird jedoch beim Tode des Bediensteten oder des Empfangers von Versorgungsbe-
ziigen die Zahlung nach Artikel 48 des Statuts geleistet, so entsteht der Anspruch erst am ersten Tag des
vierten Monats, der auf den Sterbemonat folgt.

Der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung erlischt am Ende des Kalendermonats, in dem der Berechtigte
stirbt oder die Voraussetzungen fiir den Bezug der Versorgung nicht mehr erfillt.

Artikel 23

Betrdgt der Altersunterschied zwischen dem verstorbenen Bediensteten oder ehemaligen Bediensteten mit
Altersruhegehalt oder Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit und seinem hinterbliebenem Ehegatten abziglich
der Dauer der Ehe mehr als zehn Jahre, so wird die nach den vorstehenden Vorschriften festgesetzte
Hinterbliebenenversorgung fiir jedes volle Jahr des Altersunterschieds wie folgt gekiirzt:

— um 1 v. H. fir die Jahre vom elften bis zum neunzehnten Jahr,

— um 2 v. H. fir die Jahre vom zwanzigsten bis zum vierundzwanzigsten Jahr,

— um 3 v. H. fiur die Jahre vom fiinfundzwanzigsten bis zum neunundzwanzigsten Jahr,

— um 4 v. H. fir die Jahre vom dreifSigsten bis zum vierunddreifSigsten Jahr,

— um 5 v. H. fiir die Jahre vom fiinfunddreifSigsten Jahr an.

Artikel 24

Der Anspruch der Witwe auf Witwengeld erlischt, wenn sie eine neue Ehe eingeht. Sie hat, sofern nicht
Artikel 69 Absatz 2 des Statuts anwendbar ist, Anspruch auf sofortige Zahlung einer Abfindung in Hohe
des zweifachen Jahresbetrags ihres Witwengeldes.

Artikel 25

Die geschiedene Ehefrau eines Bediensteten oder ehemaligen Bediensteten hat Anspruch auf die Hinterblie-
benenversorgung nach den Vorschriften dieses Kapitels, sofern sie nachweisen kann, daf sie zum Zeitpunkt
des Todes ihres ehemaligen Ehegatten fiir sich selbst Anspruch auf eine Unterhaltszahlung zu dessen Lasten
hatte, die entweder durch gerichtliche Entscheidung oder durch Vereinbarung zwischen den ehemaligen
Ehegatten festgelegt wurde.

Die Hinterbliebenenversorgung darf jedoch die Unterhaltszahlung, die zum Zeitpunkt des Todes des
Ehegatten geleistet wurde, nicht iibersteigen.

Der Anspruch der geschiedenen Ehefrau erlischt, wenn sie vor dem Tod ihres fritheren Ehegatten eine neue
Ehe eingeht. Geht sie nach seinem Tode eine neue Ehe ein, so findet Artikel 24 auf sie Anwendung.
Artikel 26

Haben mehrere geschiedene Ehefrauen oder eine oder mehrere geschiedene Ehefrauen und eine Witwe
Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung, so wird diese entsprechend der jeweiligen Dauer der Ehe
aufgeteilt. In diesem Fall findet Artikel 25 Absitze 2 und 3 Anwendung.

Stirbt eine der Berechtigten oder verzichtet sie auf ihren Versorgungsanteil, so wichst dieser Anteil dem
Anteil der anderen Berechtigten zu, es sei denn, daf§ der Anspruch nach Artikel 69 Absatz 2 des Statuts auf
Waisen tibergeht.

Bei Aufteilung der Versorgungsbeziige nach diesem Artikel werden die Kiirzungen wegen Altersunterschieds
nach Artikel 23 getrennt vorgenommen.

Artikel 27

Hat die geschiedene Ehefrau ihren Versorgungsanspruch nach Artikel 82 des Statuts verloren, so werden der
Witwe die vollen Versorgungsbeziige gewihrt, sofern nicht Artikel 69 Absatz 2 des Statuts anwendbar ist.
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KAPITEL 5

VORLAUFIGE VERSORGUNGSBEZUGE

Artikel 28

Ist ein Bediensteter, der sich im aktiven Dienst von Europol oder in Urlaub aus personlichen Griinden
gemifS dem Statut befindet, linger als ein Jahr unbekannten Aufenthalts, so werden dem Ehegatten oder den
Personen, die ihm gegeniiber als unterhaltungsberechtigt anerkannt sind, vorlaufig die Versorgungsbeziige
gezahlt, die ihnen nach diesem Anhang als Hinterbliebenenversorgung zustehen wiirden.

Artikel 29

Ist ein ehemaliger Bediensteter, der ein Altersruhegehalt oder ein Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit
empfingt, linger als ein Jahr unbekannten Aufenthalts, so konnen dem Ehegatten oder den Personen, die
ihm gegeniiber als unterhaltsberechtigt anerkannt sind, vorliufig die Versorgungsbeziige gezahlt werden, die
ihnen nach diesem Anhang als Hinterbliebenenversorgung zustehen wiirden.

Artikel 30
Ist eine Person, die eine Hinterbliebenenversorgung empfingt oder darauf Anspruch hat, linger als ein Jahr

unbekannten Aufenthalts, so ist Artikel 29 auf die Personen anzuwenden, die ihr gegeniiber als unterhalts-
berechtigt anerkannt sind.

Artikel 31
Die vorldufigen Versorgungsbeziige nach den Artikeln 28, 29 und 30 werden in endgiiltige Versorgungsbe-
ziige umgewandelt, wenn der Tod des Bediensteten, des ehemaligen Bediensteten oder der Person mit

Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung amtlich festgestellt oder der Betreffende durch rechtskriftiges
Urteil fur verschollen erklart wird.

KAPITEL 6

ZULAGEN

Artikel 32
Artikel 75 Absatz 2 des Statuts gilt auch fiir die Empfanger vorldufiger Versorgungsbeziige.

Artikel 75 des Statuts gilt nicht fiir Kinder, die spiter als dreihundert Tage nach dem Tod des Bediensteten
oder des ehemaligen Bediensteten, der ein Altersruhegehalt oder ein Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit
bezog, geboren werden.

Artikel 33

Die Gewihrung eines Altersruhegehalts, eines Ruhegehalts wegen Dienstunfihigkeit, einer Hinterbliebenen-
versorgung oder vorldufiger Versorgungsbeziige begriindet keinen Anspruch auf Auslandszulage, Mietzulage
oder Erziehungszulage. Die Hinterbliebenen und die fiir dienstunfihig erklirten Bediensteten behalten
jedoch einen bestehenden Anspruch auf Mietzulage und Erziehungszulage, allerdings maximal nur fiir die
Zeit, fir die diese Zulagen dem Bediensteten im aktiven Dienst gewihrt worden wiren.

KAPITEL 7

BEITRAGE UND ZAHLUNG DER VERSORGUNGSBEZUGE

Artikel 34

Ein Bediensteter in Urlaub aus personlichen Griinden, der weiterhin nach Mafigabe des Artikels 41 des
Statuts neue Ruhegehaltsanspriiche erwirbt, hat den in Artikel 78 des Statuts genannten Beitrag weiterhin
abzufiihren; bei der Berechnung wird das seiner Besoldungsgruppe und seiner Besoldungsstufe entsprechende
Grundgehalt zugrunde gelegt.
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Alle Leistungen, auf die der Bedienstete oder seine Rechtsnachfolger nach den Vorschriften der Versorgungs-
ordnung gegebenenfalls Anspruch haben, werden unter Zugrundelegung dieses Grundgehalts berechnet.

Artikel 35

(1)  Alle finf Jahre legen die fiir die Feststellung des Haushaltsplans von Europol zustindigen Organe
nach Einholung der Stellungnahme eines oder mehrerer anerkannter Versicherungsmathematiker, des
Direktors sowie der Personalvertretung die Sterblichkeits- und Invalidititstafeln sowie die Norm der
voraussichtlichen Gehaltsbewegungen fest, die bei der Berechnung der im Statut und in diesem Anhang
vorgesehenen versicherungsmathematischen Werte zu verwenden sind.

(2)  Unter Bezugnahme auf Entscheidungen in anderen internationalen Organisationen, insbesondere der
Europdischen Union, wird diese Versorgungsordnung nach Ablauf eines Zeitraums von fiinf Jahren nach
Inkrafttreten dieses Statuts ausgehend von den obengenannten versicherungsmathematischen Bewertungen
einer Uberpriifung unterzogen, die sich auch auf die in den Artikeln 4, 6 und 10 genannten Zinssitze
bezieht.

(3)  Die Geltung dieses Anhangs erlischt ein Jahr nach Ablauf des in Absatz 2 genannten Zeitraums und
wird vor diesem Zeitpunkt erneuert.

Artikel 36

Betrige, die ein Bediensteter oder ein ehemaliger Bediensteter mit Anspruch auf ein Altersruhegehalt oder ein
Ruhegehalt wegen Dienstunfihigkeit Europol zu dem Zeitpunkt schuldet, zu dem Leistungen nach der
Versorgungsordnung fillig sind, werden von den ihm oder seinen Rechtsnachfolgern zustehenden Beziigen
abgezogen. Die Einbehaltung kann tiber mehrere Monate verteilt werden.

Artikel 37

(1)  Zur Finanzierung der Ausgaben und zur Ausfithrung der Zahlungen im Rahmen dieser Versorgungs-
ordnung wird eigens ein selbstindiger provisorischer Versorgungsfonds geschaffen. Der Arbeitnehmerbeitrag
(8,25 %) und der Arbeitgeberbeitrag (16,5 %) werden monatlich an den Fonds entrichtet. Die Mittel des
Fonds diirfen weder voriibergehend noch endgiiltig fiir andere Zwecke als fir Anlagen im Hinblick auf die
Finanzierung der Ausgaben und die Ausfiihrung der Zahlungen im Rahmen dieser Versorgungsordnung
verwendet werden.

(2)  Der Fonds wird extern verwaltet.

(3)  Die fiir den Fonds geltenden Vorschriften werden vom Rat erlassen.
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ANHANG 7

Zusammensetzung sowie Einzelheiten der Titigkeit der Personalvertretung, des Invalidititsausschusses und
des Disziplinarrates
ABSCHNITT 1

Personalvertretung

Artikel 1

Es wird eine Personalvertretung gebildet, welche die kollektiven Interessen der Europol-Bediensteten in deren
Beziehungen zu dem Direktor von Europol vertritt.

Das Verfahren fir die Wahl der Personalvertretung wird durch die Vollversammlung der Bediensteten von
Europol festgelegt. Die Wahlen sind geheim.

Die Wahl der Personalvertretung ist giltig, wenn sich die Mehrheit der Wahlberechtigten an der Wahl
beteiligt hat. Wird diese Wahlbeteiligung nicht erreicht, so ist die Wahl im zweiten Durchgang giiltig, falls
die Mehrheit der bei einer weiteren Vollversammlung anwesenden Wahlberechtigten daran teilnimmt.

Die Personalvertretung setzt sich aus maximal 7 Mitgliedern und gegebenenfalls deren stellvertretenden
Mitgliedern zusammen, deren Amtszeit zwei Jahre betrigt. Europol kann eine kiirzere Amtszeit beschliefSen,
die allerdings nicht weniger als ein Jahr betragen darf. Alle Bediensteten von Europol haben das aktive und
passive Wahlrecht. Die Personalvertretung wihlt einen Vorsitzenden.

Die Personalvertretung muf$ so zusammengesetzt sein, dafs die Vertretung aller Bediensteten gewihrleistet
ist. Der Direktor triagt Sorge fiir eine angemessene Zusammenarbeit zwischen der Personalvertretung und

den Vertretern der ortlichen Bediensteten.

Die Titigkeit der Mitglieder der Personalvertretung gilt als Teil des Dienstes, den sie bei Europol zu leisten
haben. Dem Betreffenden darf aus der Ausiibung dieser Tatigkeit kein Nachteil erwachsen.

Unter Beriicksichtigung der konkreten Arbeitsbelastung, die dem Vorsitzenden der Personalvertretung aus
seinem Amt erwichst, kann der Direktor diesen teilweise von der Arbeit freistellen.

Artikel 2
Die Personalvertretung tritt auf Verlangen des Direktors oder von sich aus zusammen.

Die Personalvertretung ist beschluf$fihig, wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder oder in deren Abwesenheit
ihrer stellvertretenden Mitglieder anwesend ist.

Stellungnahmen der Personalvertretung sind dem Direktor innerhalb von finf Tagen nach der Beschlufifas-
sung schriftlich zu iibermitteln.

Jedes Mitglied der Personalvertretung kann verlangen, dafs seine Meinung in der Stellungnahme festgehalten
wird.

Europol stellt der Personalvertretung geeignete Raumlichkeiten zur Verfiigung.

ABSCHNITT 2

Invaliditatsausschuf

Artikel 3
Der Invalidititsausschuf$ setzt sich aus drei Arzten zusammen:
— einem von Europol benannten Arzt,
— einem von dem betroffenen Bediensteten benannten Arzt,

— einem von diesen beiden Arzten im gegenseitigen Einvernehmen benannten Arzt.
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Hat der Bedienstete keinen Arzt benannt, so bestellt der Prasident des Gerichtshofs der Europiischen
Gemeinschaften von Amts wegen einen Arzt.

Wird binnen zwei Monaten nach der Benennung des zweiten Arztes keine Einigung tiber die Benennung des
dritten Arztes erzielt, so wird dieser auf Veranlassung einer der Parteien vom Prisidenten des Gerichtshofs
der Europdischen Gemeinschaften von Amts wegen bestellt.

Artikel 4

Die durch die Titigkeit des Invaliditatsausschusses entstehenden Kosten werden von Europol getragen.

Wohnt der von dem betroffenen Bediensteten benannte Arzt nicht an dessen Dienstort, so geht das
entstehende Mehrhonorar zu Lasten des Bediensteten; dies gilt nicht fiir die Fahrtkosten 1. Klasse, die von
Europol erstattet werden.

Artikel §

Der Bedienstete kann dem Invalidititsausschuff Gutachten oder Zeugnisse des ihn behandelnden Arztes oder
derjenigen Arzte vorlegen, die er gegebenenfalls hinzugezogen hat.

Die SchlufSfolgerungen des Ausschusses werden dem Direktor und dem betroffenen Bediensteten zuge-
leitet.

Die Arbeiten des Ausschusses sind vertraulich.

ABSCHNITT 3

Disziplinarrat

Artikel 6
Der Disziplinarrat setzt sich aus einem Vorsitzenden und vier Mitgliedern zusammen. Ihnen wird ein
Sekretir beigegeben.

Artikel 7

(1)  Der Direktor bestellt alljahrlich den Vorsitzenden des Disziplinarrats. Dieser darf nicht zur gleichen
Zeit der Personalvertretung angehoren.

Der Direktor stellt ferner eine Liste von Mitgliedern firr den Disziplinarrat auf.
Gleichzeitig tibermittelt die Personalvertretung dem Direktor eine entsprechende Liste.

(2)  Innerhalb von funf Tagen nach Zuleitung des Berichts, mit dem das Disziplinarverfahren oder das in
Artikel 18 des Statuts genannte Verfahren eingeleitet wird, nimmt der Vorsitzende des Disziplinarrats im
Beisein des Beschuldigten aus den in Absatz 1 genannten Listen die Auslosung der vier Mitglieder des
Disziplinarrats vor; dabei sind aus jeder Liste zwei Mitglieder auszulosen.

Die Mitglieder des Disziplinarrats miissen mindestens der gleichen Besoldungsgruppe angehoren wie der
Bedienstete, dessen Fall dem Disziplinarrat vorliegt. Ein Mitglied soll moglichst derselben Besoldungsgruppe
angehoren wie der betreffende Bedienstete.

Der Vorsitzende gibt jedem Mitglied die Zusammensetzung des Disziplinarrats bekannt.

(3) Innerhalb von finf Tagen nach Bildung des Disziplinarrats kann der beschuldigte Bedienstete
Mitglieder des Disziplinarrats mit Ausnahme des Vorsitzenden wegen Befangenheit ablehnen.

Innerhalb der gleichen Frist konnen Mitglieder des Disziplinarrats berechtigte Ablehnungsgriinde geltend
machen.

Der Vorsitzende des Disziplinarrats nimmt gegebenenfalls zwecks dessen Ergidnzung eine neue Auslosung
vor.
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Artikel 8
Die Mitglieder des Disziplinarrats iiben ihren Auftrag in voller Unabhingigkeit aus.

Die Arbeiten des Disziplinarrates sind vertraulich.

ABSCHNITT 4

Disziplinarverfahren

Artikel 9

Der Disziplinarrat wird durch einen Bericht des Direktors befafit, in dem die zur Last gelegten Handlungen
und etwaige Tatumstinde eindeutig anzugeben sind.

Der Bericht ist dem Vorsitzenden des Disziplinarrats zu tibermitteln, der ihn den Mitgliedern dieses Rates
und dem beschuldigten Bediensteten zur Kenntnis bringt.

Artikel 10

Nach Erhalt des Berichtes ist der beschuldigte Bedienstete berechtigt, seine vollstindige Personalakte
einzusehen und von allen Verfahrensunterlagen Abschrift zu nehmen.

Artikel 11

In der ersten Sitzung des Disziplinarrats beauftragt der Vorsitzende eines der Mitglieder, tiber den gesamten
Disziplinarfall Bericht zu erstatten.

Artikel 12

Zur Vorbereitung der Verteidigung steht dem beschuldigten Bediensteten vom Zeitpunkt des Erhalts des
Berichtes an, mit dem das Disziplinarverfahren er6ffnet wird, eine Frist von mindestens fiinfzehn Tagen zur
Verfiigung.

Er kann sich vor dem Disziplinarrat schriftlich oder miindlich duflern, Zeugen benennen und sich des
Beistands eines von ihm gewihlten Verteidigers bedienen.

Artikel 13

Das Recht, Zeugen zu benennen, steht auch Europol zu.

Artikel 14

Sind nach Auffassung des Disziplinarrats die dem Bediensteten zur Last gelegten Handlungen oder die
Tatumstinde nicht geniigend gekldrt, so kann er Ermittlungen anordnen, bei denen beiden Seiten
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wird.

Die Ermittlungen sind vom Berichterstatter durchzufiihren. Fiir die Zwecke der Ermittlungen kann der
Disziplinarrat die Aushidndigung siamtlicher Unterlagen verlangen, die sich auf den anhingigen Disziplinarfall
beziehen.

Artikel 15

Aufgrund der ihm vorgelegten Unterlagen und unter Beriicksichtigung der etwaigen schriftlichen oder
miindlichen Erklarungen des Bediensteten und der Zeugen sowie aufgrund der Ergebnisse der gegebenenfalls
angestellten Ermittlungen gibt der Disziplinarrat mit Stimmenmehrheit eine mit Griinden versehene
Stellungnahme dariiber ab, welche Disziplinarstrafe die zur Last gelegten Handlungen seines Erachtens nach
sich ziehen miissen; er leitet dem Direktor und dem Bediensteten die Stellungnahme innerhalb eines Monats
zu; die Frist beginnt mit dem Tag, an dem der Fall bei ihm anhingig geworden ist. Die Frist betrdgt drei
Monate, wenn der Disziplinarrat die Durchfiihrung von Ermittlungen veranlafst hat.
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Wird der beschuldigte Bedienstete strafrechtlich verfolgt, so kann der Disziplinarrat beschlieSen, die Abgabe
seiner Stellungnahme so lange auszusetzen, bis die gerichtliche Entscheidung ergangen ist.

Der Direktor hat seinen Beschluf innerhalb einer Frist von einem Monat zu fassen; er hat zuvor den
Bediensteten zu horen.
Artikel 16

Der Vorsitzende des Disziplinarrats nimmt aufler bei Verfahrensfragen oder bei Stimmengleichheit an der
BeschlufSfassung des Rates nicht teil.

Er sorgt fiir die Ausfihrung der Beschliisse des Disziplinarrats und bringt jedem Mitglied simtliche
Informationen und Unterlagen zur Kenntnis, die sich auf den Disziplinarfall beziehen.

Artikel 17
Der Sekretir hat tiber die Sitzungen des Disziplinarrats ein Protokoll zu fithren.
Die Zeugen haben das Protokoll iiber ihre Aussagen zu unterschreiben.
Die mit Griinden versehene Stellungnahme nach Artikel 15 ist von simtlichen Mitgliedern des Disziplinar-
rats zu unterschreiben.

Artikel 18

Wird im Disziplinarverfahren auf eine der Strafen nach Artikel 88 Absatz 2 Buchstaben ¢) bis f) des Statuts
erkannt, so hat der Bedienstete die von ihm im Laufe des Verfahrens verursachten Kosten, insbesondere die
Gebiihren fiir einen Verteidiger, zu tragen.

Artikel 19

Aufgrund neuer Tatsachen, die durch schliissige Beweisunterlagen erhirtet sind, kann das Disziplinarverfah-
ren auf Veranlassung des Direktors oder auf Antrag des Bediensteten wiederaufgenommen werden.
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ANHANG 8§

Steuern

Artikel 1

Die in Artikel 10 des Protokolls iiber die Vorrechte und Immunititen fiir Europol vorgesehene Steuer auf
die Gehalter und Beziige, die Europol seinem Personal zahlt, wird nach den Bestimmungen festgesetzt und
nach dem Verfahren erhoben, die in diesem Anhang festgelegt sind.

Artikel 2

Steuerpflichtig sind

a) die unter Artikel 10 Absatz 2 des Protokolls iiber die Vorrechte und Immunititen fallenden Personen mit
Ausnahme der ortlichen Bediensteten;

b) die Empfianger des in Artikel 77 des Statuts fiir den Fall des endgiiltigen Ausscheidens aus dem Dienst
vorgesehenen Abgangsgeldes;

c) die Empfinger des in Artikel 59 des Statuts vorgesehenen Arbeitslosengeldes.

Artikel 3

(1)  Die Steuer wird monatlich fillig; ihr unterliegen die Gehilter und Beztge, die jedem Steuerpflichtigen
von Europol gezahlt werden.

(2)  Von der Besteuerungsgrundlage ausgenommen sind jedoch die pauschal oder nicht pauschal gezahlten
Betrage und Vergiitungen, die einen Ausgleich fiir Ausgaben darstellen, die im Zusammenhang mit der
Ausiibung der dienstlichen Titigkeit entstehen.

(3)  Von der Besteuerungsgrundlage abgezogen werden die nachstehend aufgefiihrten Familienzulagen und
Sozialleistungen:

a) die Haushaltszulage;

b) die Zulage fiir ein unterhaltsberechtigtes Kind;

c) die Erziehungszulage;

d) die Geburtenzulage;

e) die Mietzulage;

f) die Zuwendungen aus sozialen Griinden;

g) die bei Berufskrankheit oder Unfall gezahlten Leistungen;

h) der Teil der Zahlungen aller Art, der Familienzulagen darstellt.

(4)  Von dem nach den vorstehenden Bestimmungen errechneten Betrag werden 10 v. H. fir Werbungs-
kosten und personliche Aufwendungen abgesetzt.

Fiir jedes unterhaltsberechtigte Kind des Steuerpflichtigen sowie fiir jede Person, die im Sinne von Anhang 5
Artikel 2 Absatz 4 einem unterhaltsberechtigten Kind gleichgestellt ist, wird aufSerdem ein Betrag abgesetzt,
der der doppelten Hohe der Zulage fiir unterhaltsberechtigte Kinder entspricht.

(5) Die von den Beziigen der Steuerpflichtigen fiir Ruhegehilter und Versorgungszulagen oder fiir soziale
Vorsorge einbehaltenen Beitrdge werden von der Besteuerungsgrundlage abgezogen.
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Artikel 4

Die Steuer wird nach dem steuerpflichtigen Betrag, der sich bei Anwendung des Artikels 3 ergibt, anhand
der nachstehenden Sitze berechnet, wobei der Teil, der 183 NLG nicht iibersteigt, unberiicksichtigt bleibt:

8 v.H. fiir den Teilbetrag zwischen 184 NLG und 3241 NLG
10 v.H. fiir den Teilbetrag zwischen 3242 NLG und 4464 NLG
12,50 v.H. fiir den Teilbetrag zwischen 4465 NLG und 5116 NLG
15v.H. fur den Teilbetrag zwischen 5117NLG und 5810 NLG
17,50 v.H.  fiir den Teilbetrag zwischen 5811 NLG und 6462 NLG
20 v.H. fiir den Teilbetrag zwischen 6463 NLG und 7094 NLG
22,50 v.H. fiir den Teilbetrag zwischen 7095 NLG und 7746 NLG
25v.H. fir den Teilbetrag zwischen 7747 NLG und 8 378 NLG
27,50 v.H. fiir den Teilbetrag zwischen 8379 NLG und 9 030 NLG
30 v.H. fiir den Teilbetrag zwischen 9031 NLG und 9662 NLG
32,50 v.H. fiir den Teilbetrag zwischen 9663 NLG und 10 314 NLG
35v.H. fiir den Teilbetrag zwischen 10 315 NLG und 10 947 NLG
40 v.H. fiir den Teilbetrag zwischen 10 948 NLG und 11 599 NLG
45 v.H. fir den Teilbetrag, der 11 599 NLG tibersteigt.
Artikel §

(1)  Abweichend von den Artikeln 3 und 4 werden

a) die zur Vergiitung von Uberstunden gezahlten Betrige zu dem Steuersatz versteuert, der in dem der
Zahlung vorausgehenden Monat auf den letzten Teilbetrag des steuerpflichtigen Betrages der Dienstbe-
ziige des Bediensteten angewandt wurde;

b) die Betrige, die aufgrund des Ausscheidens aus dem Dienst gezahlt werden, nach den Abschligen gemifs
Artikel 3 Absatz 4 zu einem Satz versteuert, der zwei Drittel des bei der letzten Gehaltszahlung
bestehenden Verhiltnisses zwischen

— dem Betrag der entrichteten Steuer und

— der in Artikel 3 festgelegten Besteuerungsgrundlage

betragt.

(2)  Die Anwendung dieses Anhangs darf nicht zur Folge haben, daf§ die von Europol gezahlten Gehilter
und Beziige auf einen Betrag vermindert werden, der niedriger ist als das Existenzminimum gemaf§ Anhang 6
Artikel 5.

Artikel 6

Bezieht sich eine zu versteuernde Zahlung auf einen kiirzeren Zeitraum als einen Monat, so wird der
Steuersatz angewandt, der fiir eine entsprechende monatliche Zahlung gilt.

Bezieht sich eine zu versteuernde Zahlung auf einen ldngeren Zeitraum als einen Monat, so wird die Steuer
so berechnet, als wire die Zahlung gleichmiflig auf die Monate verteilt gewesen, auf die sie sich bezieht.

Nachzahlungen, die sich nicht auf den Monat beziehen, in dem sie erfolgen, unterliegen der Steuer, die zu
erheben gewesen wire, wenn diese Zahlungen zum normalen Zeitpunkt geleistet worden wiren.
Artikel 7

Die Steuer wird im Wege des Steuerabzugs erhoben. Der Steuerbetrag wird auf die nichstniedrige Einheit
abgerundet.
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Artikel 8

Der Steuerertrag wird in den Haushaltsplan von Europol als Einnahme eingesetzt.

Artikel 9

Der Rat erlift auf Vorschlag des Verwaltungsrats die zweckdienlichen Vorschriften zur Durchfithrung der
Bestimmungen dieses Anhangs.
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BESCHLUSS DES VERWALTUNGSRATES VON EUROPOL

vom 1. Oktober 1998

zur Festlegung seiner Geschiftsordnung

(1999/C 26/08)

DER VERWALTUNGSRAT —

gestiitzt auf das Ubereinkommen aufgrund von Arti-
kel K.3 des Vertrags uber die Europdische Union tiber
die Errichtung eines Europiischen Polizeiamts (Europol-
Ubereinkommen) ('), insbesondere auf Artikel 28 Ab-
satz 7,

in der Erwidgung, dafl der Verwaltungsrat sich durch
einstimmigen Beschluf§ eine Geschiftsordnung zu geben
hat —

HAT FOLGENDE GESCHAFTSORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Zusammensetzung des Verwaltungsrates

(1)  Die ordentlichen und die stellvertretenden Mitglie-
der des Verwaltungsrates (im folgenden ,,Mitglieder®
genannt) sind gemifl Artikel 28 Absitze 2 und 3 des
Europol-Ubereinkommens in den Zustindigkeitsbereichen
des Verwaltungsrates mit den erforderlichen Befugnissen
ausgestattet.

(2)  In den Sitzungen des Verwaltungsrates konnen sich
dessen Mitglieder, der Direktor von Europol und der
Vertreter der Kommission der Europiischen Gemein-
schaften (im folgenden ,Kommission“ genannt) von
Sachverstindigen, deren Anzahl vom Vorsitzenden des
Verwaltungsrates festgesetzt wird, begleiten und beraten
lassen.

(3)  Jeder Mitgliedstaat notifiziert dem Direktor von
Europol und dem Sekretir des Verwaltungsrates die
Ernennung und das Ausscheiden eines Mitglieds.

Artikel 2
Administrative Unterstiitzung des Verwaltungsrates

(1)  Der Verwaltungsrat erhidlt die fur die Erfullung
seiner Aufgaben erforderliche administrative Unterstiit-
zung. Diese Unterstiitzung erfolgt durch Europol. Um
eine effiziente Unterstutzung sicherzustellen, bestellt der
Verwaltungsrat unter den Bediensteten von Europol, die
nicht der Leitung angehoéren, einen Sekretir, der die vom

(1) ABL C 316 vom 27.11.1995, S. 1.

Verwaltungsrat festgelegten Voraussetzungen erfiillt; da-
bei werden folgende Kriterien zugrunde gelegt:

a) FEignung fur das Amt;

b) administrative Einstufung, die vom Verwaltungsrat
festgelegt wird;

¢) Verfugbarkeit fiir das Amt.

Der Sekretir nimmt die Aufgaben wahr, die ihm vom
Verwaltungsrat, dem gegeniiber er rechenschaftspflichtig
ist, iibertragen werden. Jedoch kann er mit Zustimmung
des Verwaltungsrates und unter dessen Verantwortung
auch andere Aufgaben wahrnehmen.

Die Dauer der Amtszeit des Sekretirs wird vom Verwal-
tungsrat festgelegt, der die Bestellung widerrufen oder
verldngern kann.

(2)  Jeder neue Vorsitz tberpriift die Unterlagen des
Verwaltungsrates und erstellt hieriber ein Dokument, das
er dem Verwaltungsrat in dessen erster ordentlicher Sit-
zung zur Billigung unterbreitet.

Artikel 3
Vorsitz des Verwaltungsrates

Der Vorsitzende des Verwaltungsrates stellt die vorlaufige
Tagesordnung fiir die Sitzungen auf und fiithrt in ihnen
den Vorsitz.

Artikel 4
Sitzungen des Verwaltungsrates

(1)  Der Verwaltungsrat hilt unter jedem Vorsitz min-
destens eine ordentliche Sitzung ab, die vom Vorsitzenden
einberufen wird.

(2)  Halt es der Vorsitzende aufgrund der Umstinde fiir
erforderlich, kann er von sich aus oder auf Antrag eines
Drittels der Mitglieder eine Sitzung des Verwaltungsrates
einberufen. Wird die Sitzung von einem Mitgliedstaat,
von der Kommission oder vom Direktor von Europol
beantragt, konsultiert der Vorsitzende die iibrigen Mit-
glieder und beruft die Sitzung bei Zustimmung eines
Drittels der Mitglieder ein.

In den in Unterabsatz 1 aufgefiihrten Fillen hat der
Vorsitzende die Sitzung innerhalb von 30 Tagen nach
Eingang des Antrags einzuberufen.
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(3) Der Verwaltungsrat kann zwecks Anhorung zu
einem speziellen Punkt der Tagesordnung Personen laden,
die in dem zu behandelnden Bereich tber besondere
Sachkenntnis verfiigen.

(4)  Bei Fragen, fiir die der Verwaltungsrat die Einberu-
fung einer Plenarsitzung als nicht erforderlich erachtet,
kann er einen oder mehrere Ad-hoc-Ausschiisse einsetzen,
wobei er die Mitgliederzahl entsprechend den zu erledi-
genden Aufgaben festlegt. Der betreffende Ausschufs, in
dem der Vorsitzende des Verwaltungsrates den Vorsitz
fithrt, wird aufgelost, sobald die Arbeiten, fur die er
eingesetzt wurde, abgeschlossen sind.

Artikel §
Tagesordnung

(1) Der Vorsitzende des Verwaltungsrates stellt die
vorliufige Tagesordnung fiir jede Sitzung auf. Diese wird
den anderen Mitgliedern, der Kommission und dem
Direktor von Europol vom Sekretir mindestens vierzehn
Tage vor Beginn der Sitzung tibersandt. Wird eine aufler-
ordentliche Sitzung einberufen, wird die Tagesordnung im
Laufe der Woche ubermittelt, die der Sitzung voraus-
geht.

(2)  Die vorldufige Tagesordnung enthilt die Punkte,
deren Aufnahme von einem Mitglied, von der Kommis-
sion oder vom Direktor von Europol beantragt worden
ist; die diesbezuglichen Unterlagen mussen mindestens
sechzehn Tage vor Beginn der betreffenden Sitzung am
Sitz von Europol eingegangen sein.

(3) In die vorliufige Tagesordnung konnen nur Punkte
aufgenommen werden, fiir die die entsprechenden Unter-
lagen den Mitgliedern, der Kommission und dem Direk-
tor von Europol spitestens am Tage der Ubersendung der
Tagesordnung tibermittelt werden.

(4)  Zu Beginn der Sitzung nimmt der Verwaltungsrat
die Tagesordnung mit einfacher Mehrheit an.

Artikel 6
Beratungen des Verwaltungsrates

(1)  Der Verwaltungsrat ist beschlufSfihig, wenn drei
Viertel seiner Mitglieder anwesend sind. Ist die Beschlufs-
fahigkeit nicht gegeben, erklirt der Vorsitzende die Sit-
zung fiir geschlossen und beraumt zum frithestmoglichen
Termin eine neue Sitzung an. In dieser neu anberaumten
Sitzung ist der Verwaltungsrat beschlufSfihig, wenn zwei
Drittel seiner Mitglieder anwesend sind.

(2) Der Vorsitzende leitet die Sitzung und erteilt
zundchst denjenigen Mitgliedern das Wort, die einen
Antrag zum Verfahren oder einen Antrag auf Ablehnung
einer Aussprache wegen Unzulissigkeit stellen wollen.

(3)  Der Verwaltungsrat beschliefst nur auf der Grund-
lage von Schriftstiicken und Entwiirfen, die in den Amts-
sprachen der Europdischen Union vorliegen, soweit er
nicht aus Dringlichkeitsgriinden einstimmig anders ent-
scheidet.

Artikel 7
Abstimmungen in den Sitzungen des Verwaltungsrates

(1) Die Abstimmung im Verwaltungsrat erfolgt auf
Veranlassung des Vorsitzenden; der Vorsitzende ist ferner
verpflichtet, auf Antrag eines Mitglieds ein Abstimmungs-
verfahren einzuleiten, sofern sich die Mehrheit der Mit-
glieder dafiir ausspricht.

(2)  Das Stimmrecht kann nur auf das stellvertretende
Mitglied des betreffenden Staates tibertragen werden.

(3)  Fur jeden vom Verwaltungsrat gefafSten Beschluf3
wird die Stimmverteilung angegeben. Auf Antrag der
Uberstimmten Minderheit ist dem Beschluf§ ein Vermerk
tiber die von dieser Minderheit vertretenen Ansichten
beizufiigen. Es wird durch Handzeichen abgestimmt; wird
das Ergebnis einer Abstimmung durch Handzeichen ange-
fochten, wird namentlich abgestimmt.

(4)  Auf Antrag eines der Mitglieder oder auf Beschluf3
des Vorsitzenden wird uber Beschliisse und Ernennungen
geheim abgestimmt. Im Fall einer geheimen Abstimmung
zdhlt der Vorsitzende zusammen mit zwei weiteren Mit-
gliedern des Verwaltungsrates die Stimmen aus und ver-
kiindet das Ergebnis unverziiglich. Der Vorsitzende kann
einem Mitglied gestatten, kurz die Griinde fiir sein
Stimmverhalten darzulegen.

Artikel 8
Beschluf$fassung

(1)  Vereinbarungen, an denen der Verwaltungsrat mit-
wirkt und fiir die nach dem Europol-Ubereinkommen
oder nach dessen Durchfiihrungsbestimmungen Einstim-
migkeit oder die qualifizierte Zweidrittelmehrheit nicht
erforderlich ist, konnen mit einfacher Mehrheit angenom-
men werden.

In den vom Verwaltungsrat angenommenen Beschliissen
oder Vereinbarungen wird die Stimmverteilung angege-
ben, es sei denn, es handelte sich um eine geheime
Abstimmung gemafs Artikel 7.

(2)  Fur die Einsetzung von Ad-hoc-Ausschiissen durch
den Verwaltungsrat ist die Zustimmung von zwei Dritteln
der anwesenden Mitglieder erforderlich.

(3)  Uber Antridge zum Verfahren, bei denen es darum
geht, ob eine Frage dem Verwaltungsrat zur Entscheidung
vorgelegt werden soll, ist vor Eroffnung der Aussprache
abzustimmen.
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(4)  Betrifft ein Antrag zum Verfahren mehrere Punkte,
ist er auf Antrag in einzelne Teile aufzugliedern.

(5)  Beziehen sich mehrere Antrige zum Verfahren auf
den gleichen Punkt, wird zuerst iiber den Antrag mit der
grofiten Tragweite abgestimmt. Im Fall von Anderungsan-
tragen wird zuerst tber den Antrag abgestimmt, der sich
vom urspriinglichen Text am weitesten entfernt. Handelt
es sich um einen Anderungsantrag zu einem Anderungs-
antrag, wird zuerst Uber den Antrag mit der umfangreich-
sten Anderung abgestimmt. Die SchlufSabstimmung
erfolgt tiber die Textfassung, die sich aus den vorherigen
Abstimmungen ergibt.

Artikel 9
Sitzungsprotokolle

(1) Uber jede Sitzung des Verwaltungsrates wird ein
Protokoll angefertigt, das folgendes umfaft:

— Anwesenheitsliste,
— Sitzungsbericht,

— Beschliisse des Verwaltungsrates unter Angabe der
Stimmverteilung fiir jede Abstimmung.

(2)  Das Protokoll wird vom Verwaltungsrat in seiner
nichsten Sitzung genehmigt.

Der Protokollentwurf wird dem Verwaltungsrat nur dann
zur Genehmigung unterbreitet, wenn er den Mitgliedern
mindestens vier Wochen vor der nichsten Sitzung tiber-
sandt worden ist. Der Protokollentwurf wird ferner dem
Direktor von Europol und dem Vertreter der Kommission
fur die Sitzungen, an denen er teilgenommen hat, iber-
mittelt. Das Protokoll tber eine Sitzung, an der der
Vertreter der Kommission nicht teilgenommen hat, wird
diesem auf Beschluf§ des Verwaltungsrates iibermittelt.

(3)  Ist der Protokollentwurf nicht rechtzeitig tibermit-
telt worden, wird die Genehmigung bis zur darauffolgen-
den Sitzung des Verwaltungsrates zurtickgestellt.

Liegt zwischen zwei Sitzungen des Verwaltungsrates eine
sehr grofle Zeitspanne, konnen die Mitglieder im Wege
des schriftlichen Verfahrens ihre Bemerkungen tibermit-
teln oder ihre Zustimmung erteilen.

(4)  Anderungsvorschlige zum Protokollentwurf sind
dem Vorsitzenden spatestens zwei Stunden vor Beginn der
Sitzung, in der der Entwurf genehmigt werden soll,
schriftlich vorzulegen.

(5) Das genehmigte Protokoll wird dem Vorsitzenden
des Verwaltungsrates und vom Sekretir unterzeichnet.

Artikel 10
Jahresbericht

(1)  Der Jahresbericht tber die Taitigkeit von Europol
wird vom Verwaltungsrat jeweils im ersten Halbjahr des
folgenden Kalenderjahres einstimmig verabschiedet.

Im vorausgehenden Halbjahr verabschiedet der Verwal-
tungsrat den in Artikel 28 Absatz 10 des Europol-
Ubereinkommens genannten Bericht iiber die voraussicht-
lichen Titigkeiten von Europol.

Beide Berichte werden von der Leitung von Europol so
rechtzeitig erstellt, daf§ die in den Unterabsitzen 1 und 2
festgelegten Fristen eingehalten werden konnen.

(2)  Der Bericht muf§ folgendes umfassen:
A. Einleitung.

B. Stand der Verwirklichung der Ziele im Berichtsjahr.
— Tatigkeiten.
— Ausgaben zu Lasten des Haushalts.

— Personal- und Mittelbedarf.

C. Prufung kunftiger Ziele.
— Kurzfristige Ausgaben.

— Mittelfristige Ausgaben.
D. SchluSfolgerungen.

(3) Der Verwaltungsrat verabschiedet gemafS Arti-
kel 34 des Europol-Ubereinkommens im ersten Quartal
eines jeden Jahres einen Sonderjahresbericht, der Ausziige
aus den in Absatz 2 aufgefithrten Abschnitten A und B
enthilt und der dem Europdischen Parlament vom Vor-
sitz des Rates iibermittelt wird.

Artikel 11
Schriftverkehr

Schreiben an den Verwaltungsrat sind an den Sitz von
Europol, zu Hianden des Vorsitzenden des Verwaltungsra-
tes, zu richten. Fiir die Abwicklung des Schriftverkehrs ist
der Sekretir zustiandig.

Artikel 12

Ausgaben fiir die Teilnahme an
Verwaltungsratssitzungen

(1)  Europol iibernimmt die Reisekosten fiir die Mit-
glieder und die Sachverstindigen, die an den Sitzungen
teilnehmen; die Zahl der Sachverstindigen ist dabei auf
zwei je Mitgliedstaat begrenzt. Jeder Mitgliedstaat tiber-
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nimmt die Unterbringungskosten fiir seine Mitglieder und
seine Sachverstindigen. Die Kosten fiir weitere Sachver-
stindige werden von den Mitgliedstaaten getragen.

(2) Die Kosten fur Sachverstindige, die den Verwal-
tungsrat beraten, werden gemif$ Artikel 4 Absatz 3 dieser
Geschiftsordnung von Europol getragen.

Artikel 13

Inkrafttreten der Geschiftsordnung

Diese Geschiftsordnung tritt am Tag nach ihrer Verab-
schiedung durch den Verwaltungsrat in Kraft.

Artikel 14
Revision der Geschiftsordnung

Im Fall einer Revision dieser Geschiftsordnung iibermit-
telt der Sekretir allen Mitgliedern, dem Direktor von
Europol und der Kommission der Europdischen Gemein-
schaften die iiberarbeitete Fassung. Die neue Geschifts-
ordnung tritt am Tag nach ihrer Verabschiedung in
Kraft.

Geschehen zu Den Haag am 1. Oktober 1998.

Im Namen des Verwaltungsrates
Der Vorsitzende
K. RUSO



C26/86

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften

30.1.1999

BESCHLUSS DES VERWALTUNGSRATES VON EUROPOL

vom 15. Oktober 1998

iiber die Rechte und Pflichten der Verbindungsbeamten

(1999/C 26/09)

DER VERWALTUNGSRAT —

gestiitzt auf das Ubereinkommen aufgrund von Arti-
kel K.3 des Vertrags tiber die Europaische Union tiber die
Errichtung eines Europdischen Polizeiamts (Europol-
Ubereinkommen) (1), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 7
und Artikel 28 Absatz 1 Nummer 2,

in der Erwigung, dafl der Verwaltungsrat von Europol
die Rechte und Pflichten der Verbindungsbeamten gegen-
tiber Europol unbeschadet der sonstigen Bestimmungen
des Europol-Ubereinkommens einstimmig festzulegen
hat —

HAT FOLGENDE VORSCHRIFTEN ERLASSEN:

Artikel 1
Ziel

Die vorliegenden Vorschriften dienen der Umsetzung von
Artikel 5 des Europol-Ubereinkommens, der die Rechte
und Pflichten der Verbindungsbeamten beim Europii-
schen Polizeiamt (Europol) betrifft.

Artikel 2
Allgemeine Vorschriften

Als Verbindungsbeamte bei Europol gelten die von den
einzelnen Mitgliedstaaten ernannten Beamten. Diese
Ernennungen werden dem Direktor von Europol mitge-
teilt, der dem Verwaltungsrat eine entsprechende Liste
vorlegt.

Artikel 3
Anforderungen

Die Verbindungsbeamten der Mitgliedstaaten miissen,
damit sie ihre Aufgaben bei Europol wahrnehmen kon-
nen, mindestens folgenden Anforderungen geniigen,
wobei jeder Mitgliedstaat zu priifen hat, ob diese Anfor-
derungen tatsdchlich erfillt sind:

(1) ABL C 316 vom 27.11.1995, S. 1.

a) die Verbindungsbeamten miissen nach Mafigabe des
nationalen Rechts des ernennenden Mitgliedstaats
Beamte der Behorden sein, die fur die Verhiitung und
Bekidmpfung der nach Artikel 2 des Europol-Uberein-
kommens in den Zustindigkeitsbereich von Europol
fallenden Straftaten zustiandig sind;

b) sie miissen mindestens zwei Amtssprachen der Euro-
pdischen Union beherrschen;

¢) sie misssen die zur Erfillung ihrer Aufgaben erforder-
liche Eignung und Befihigung besitzen.

Artikel 4
Beziehungen zwischen den Verbindungsbeamten

Die Verbindungsbeamten arbeiten in dem in Artikel 5 des
Europol-Ubereinkommens ~ festgelegten Rahmen beim
Austausch von Informationen aktiv zusammen und
gewihren einander die erforderliche Unterstiitzung und
Hilfe.

Artikel 5

Verpflichtungen von Europol gegeniiber
den Verbindungsbeamten

(1)  Europol unterstiitzt die Verbindungsbeamten bei
der Erfillung ihrer Aufgaben. Der Direktor von Europol
trifft die erforderlichen organisatorischen MafSnahmen,
damit

a) die Verbindungsbeamten effizient arbeiten konnen;

b) ihre Anfragen bearbeitet werden und sie die erforder-
liche Hilfe erhalten;

¢) die Fragen geregelt werden, die sich bei der Ausfuh-
rung der ihnen ibertragenen Aufgaben ergeben kon-
nen.

(2) Die Verbindungsbeamten werden von Europol
Uber sie moglicherweise betreffende Aktivititen sowie
iber sonstige Umstinde unterrichtet, die fiir sie oder den
Mitgliedstaat, der sie ernannt hat, von Interesse sein
konnen und die entweder von Europol selbst, von den
Verbindungsbeamten anderer Mitgliedstaaten, von Dritt-
stellen oder von Drittstaaten stammen.
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Artikel 6

Verpflichtungen der Verbindungsbeamten gegeniiber
Europol

(1)  Die Verbindungsbeamten bemiihen sich in enger
Zusammenarbeit mit dem Personal von Europol um die
Erreichung der Ziele von Europol.

(2)  Die Verbindungsbeamten halten unbeschadet der
Rechtsvorschriften ihres jeweiligen Staates die internen
Vorschriften von Europol ein.

(3) Die Verbindungsbeamten sind bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben gehalten, die einzelnen Daten-
schutzbestimmungen ihres jeweiligen nationalen Rechts
vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen des Europol-
Ubereinkommens einzuhalten.

Artikel 7
Informationspflicht gegeniiber Europol

Sofern das Recht ihres Herkunftsstaats sie dazu berech-
tigt, unterrichten die Verbindungsbeamten den Direktor
von Europol soweit wie moglich tber ihre Europol-
Tatigkeit; insbesondere

a) unterrichten sie ihn vorrangig tber Angelegenheiten,
die tuber den Rahmen des bilateralen Austauschs
zwischen den Mitgliedstaaten hinausgehen und mogli-
cherweise Auswirkungen auf Europol haben;

b) bearbeiten sie jedes Ersuchen von Europol um zusitz-
liche Informationen;

c) legen sie monatlich eine kurze Statistik tber ihre
gesamte Tatigkeit vor.

Artikel 8
Verantwortlichkeit gegeniiber Europol

Die Verantwortlichkeit des Herkunftsstaates fiir Schiden,
die Europol durch Verbindungsbeamte verursacht wer-
den, richtet sich nach dem nationalen Recht dieser Staa-
tes.

Artikel 9
Bereitschaftsdienst fiir Europol

Um die Erreichung der Ziele von Europol und die effi-
ziente Erfillung seiner Aufgaben nach MafSgabe der Arti-
kel 2 und 3 des Europol-Ubereinkommens sowie die
Erfillung der Aufgaben der Verbindungsbeamten gemafd
Artikel 5 des Europol-Ubereinkommens sicherzustellen,

setzt jeder Mitgliedstaat unter Einhaltung seiner inner-
staatlichen Vorschriften eine allgemeine Arbeitszeitord-
nung fir seine Verbindungsbeamten und eine Regelung
fiir den Bereitschaftsdienst fest, die nicht unbedingt die
personliche Anwesenheit der Verbindungsbeamten bei
Europol erfordert, jedoch einen durchgehenden Dienst
gewihrleistet. Diese MafSnahmen sind dem Direktor von
Europol ordnungsgemifs mitzuteilen.

Artikel 10
Urlaub

(1) Die Verbindungsbeamten unterstehen weiterhin
den Behorden, von denen sie entsandt werden, und
unterliegen weiterhin den Rechtsvorschriften ihres Staa-
tes.

(2)  Fur die Verwaltung des Jahresurlaubs und anderer
Dienstbefreiungen sind die entsendende Behorde und der
Verbindungsbeamte zustandig.

(3) Die Verbindungsbeamten teilen dem Direktor von
Europol so frih wie moglich mit, wann sie Urlaub zu
nehmen beabsichtigen.

(4)  Der Direktor von Europol kann Einwinde gegen
Urlaubsantrage erheben, die den Interessen des Amtes
zuwiderlaufen konnten. Die diesbeziigliche Entscheidung
wird nach Anhérung der Einwinde des Direktors von
dem Mitgliedstaat getroffen, der den betreffenden Verbin-
dungsbeamten entsandt hat.

Artikel 11
Gesetzliche Feiertage

(1) Die Verbindungsbeamten sind hinsichtlich der
Anzahl der ihnen jahrlich zustehenden gesetzlichen Feier-
tage an die Bestimmungen ihres Staates gebunden.

(2)  Die Verbindungsbeamten halten soweit wie mog-
lich die gesetzlichen Feiertage, die der Direktor von
Europol im Einvernehmen mit dem Verwaltungsrat fest-
gesetzt hat, sowie ihren jeweiligen Nationalfeiertag ein.

(3) Die nationalen Stellen teilen dem Direktor von
Europol rechtzeitig die gesetzlichen Feiertage fiir jeden
Verbindungsbeamten mit, um ihm die Arbeitsplanung fir
das Amt zu ermoglichen.

Artikel 12
Abwesenheit aus anderen Griinden

Bei Abwesenheit aus anderen Griinden als den in den
Artikeln 10 und 11 aufgefiihrten, die die Anwesenheit am
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Arbeitsplatz verhindern, haben die Verbindungsbeamten
dem Direktor von Europol so rasch wie moglich mitzutei-
len, dafS sie ihren Dienst nicht wahrnehmen konnen, und
den Grund fiir ihre Abwesenheit sowie eine Kontaktmog-
lichkeit anzugeben.

Artikel 13
Anderungen

Anderungen dieser Vorschriften werden vom Verwal-
tungsrat einstimmig beschlossen.

Artikel 14
Inkrafttreten

Diese Vorschriften treten am Tag nach ihrer Annahme
durch den Verwaltungsrat in Kraft.

Geschehen zu Den Haag am 15. Oktober 1998.

Im Namen des Verwaltungsrates
Der Vorsitzende
K. RUSO
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BESCHLUSS DES VERWALTUNGSRATES VON EUROPOL

vom 15. Oktober 1998

zur Festlegung der Bestimmungen fiir die externen Beziehungen von Europol zu EU-Stellen

(1999/C 26/10)

DER VERWALTUNGSRAT —

gestiitzt auf das Ubereinkommen aufgrund von Arti-
kel K.3 des Vertrags uiber die Europaische Union tber die
Errichtung eines Europdischen Polizeiamts (Europol-
Ubereinkommen) ('), insbesondere auf Artikel 42 Ab-
satz 1,

in der Erwagung, dafs der Verwaltungsrat die Bestimmun-
gen fir die externen Beziehungen von Europol zu Stellen,
die mit der Europdischen Union verbunden sind, einstim-
mig festzulegen hat —

HAT FOLGENDE BESTIMMUNGEN ERLASSEN:

Artikel 1
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Bestimmungen bezeichnet der Ausdruck

a) ,,EU-Stellep“ die in Artikel 10 Absatz 4 Nummern 1
bis 3 des Ubereinkommens genannten Stellen;

b) ,Vereinbarung“ eine Vereinbarung, die geschlossen
wird, um die in Artikel 2 des Europol-Ubereinkom-
mens genannten Ziele zu erreichen.

Artikel 2
Vereinbarungen

(1)  Europol kann mit EU-Stellen Vereinbarungen
schliefSen.

(2)  Der Verwaltungsrat kann bestimmen, mit welchen
EU-Stellen Vereinbarungen auszuhandeln sind.

(3)  Der Direktor von Europol nimmt nach Genehmi-
gung durch den Verwaltungsrat Verhandlungen iiber den
Abschluf§ dieser Vereinbarungen auf. Eine Vereinbarung
kann nur nach Zustimmung des Verwaltungsrates
geschlossen werden.

(1) ABL C 316 vom 27.11.1995, S. 5.

Artikel 3
Verbindungsbeamte

Fir die Entsendung von Europol-Verbindungsbeamten zu
EU-Stellen und fiir die Entsendung von Verbindungsbe-
amten dieser Stellen zu Europol ist der AbschlufS einer
Vereinbarung erforderlich. In dieser Vereinbarung sind
die Bedingungen fiir die Entsendung und die den Verbin-
dungsbeamten tbertragenen Befugnisse festzulegen.

Artikel 4

Besuch hoher Beamter

Der Direktor von Europol unterrichtet den Verwaltungs-
rat regelmiflig Uber die Besuche hoher Beamter von
EU-Stellen bei Europol.

Artikel §
Regelmaflige Sitzungen

(1)  Der Direktor von Europol kann nach Zustimmung
des Verwaltungsrates regelmiflige Sitzungen mit EU-
Stellen festlegen.

(2)  Sind in einer Vereinbarung regelmifige Sitzungen
vorgesehen, ist die Zustimmung des Verwaltungsrates
nicht mehr notwendig.

Artikel 6
Unterrichtung des Verwaltungsrates

Der Direktor von Europol unterrichtet den Verwaltungs-
rat regelmafig iiber die externen Beziehungen von Euro-
pol zu EU-Stellen.

Artikel 7
Austausch von Informationen

(1)  Diese Bestimmungen beriihren weder die Bestim-
mungen iiber die Ubermittlung von personenbezogen
Daten durch Europol an Drittstaaten und Drittstellen
noch die Geheimschutzregelung fiir Europol-Informatio-
nen noch die Bestimmungen iiber die Entgegennahme der
von Dritten gelieferten Informationen durch Europol.
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(2) a)

Europol kann zur Erreichung der Ziele nach
Artikel 2 des Europol-Ubereinkommens nichtper-
sonenbezogene Daten, die dem Grundschutzgrad
im Sinne des Artikels 8 Absatz 1 der Geheim-
schutzregelung fiir Europol-Informationen unter-
liegen, unter folgenden Voraussetzungen ubermit-
teln:

— wenn eine entsprechende Vereinbarung nach
Mafigabe des Artikels 2 geschlossen worden
ist,

— im Fall besonderer Daten, wenn deren Schutz
durch die EU-Stelle nach Ansicht des Direk-
tors von Europol gewihrleistet ist.

Fir die Ubermittlung von nichtpersonenbezoge-
nen Daten, die in die Geheimhaltungsgrade Euro-

pol 1, 2 oder 3 eingestuft sind, ist eine Vereinba-
rung erforderlich. Diese Vereinbarung hat der
Geheimschutzregelung fur Europol-Informationen
Rechnung zu tragen.

Artikel 8

Inkrafttreten

Diese Bestimmungen treten am 1. Januar 1999 in Kraft.

Geschehen zu Den Haag am 15. Oktober 1998.

Im Namen des Verwaltungsrates
Der Vorsitzende
K. RUSO




	Inhalt
	Rechtsakt des Rates vom 3. November 1998 über die Durchführungsbestimmungen für die von Europol geführten Arbeitsdateien zu Analysezwecken
	Rechtsakt des Rates vom 3. November 1998 über die Geheimschutzregelung für Europol-Informationen
	Rechtsakt des Rates vom 3. November 1998 über Bestimmungen über die Entgegennahme der von Dritten gelieferten Informationen durch Europol
	Rechtsakt des Rates vom 3. November 1998 zur Festlegung der Bestimmungen über die externen Beziehungen von Europol zu Drittstaaten und zu Nicht-EU-Stellen
	Beschluß des Rates vom 3. Dezember 1998 zur Ergänzung der Definition der Kriminalitätsform ,,Menschenhandel" im Anhang zum Europol-Übereinkommen
	Beschluß des Rates vom 3. Dezember 1998 zur Erteilung des Auftrags an Europol, sich mit Straftaten zu befassen, die im Rahmen von terroristischen Handlungen gegen Leben, körperliche Unversehrtheit und persönliche Freiheit sowie gegen Sachen begangen wurden oder begangen werden könnten
	Rechtsakt des Rates vom 3. Dezember 1998 zur Festlegung des Statuts der Bediensteten von Europol
	Beschluß des Verwaltungsrates von Europol vom 1. Oktober 1998 zur Festlegung seiner Geschäftsordnung
	Beschluß des Verwaltungsrates von Europol vom 15. Oktober 1998 über die Rechte und Pflichten der Verbindungsbeamten
	nothing
	Beschluß des Verwaltungsrates von Europol vom 15. Oktober 1998 zur Festlegung der Bestimmungen für die externen Beziehungen von Europol zu EU-Stellen

